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I 

(Entschließungen, Empfehlungen und Stellungnahmen) 

STELLUNGNAHMEN 

DER EUROPÄISCHE DATENSCHUTZBEAUFTRAGTE 

Stellungnahme des Europäischen Datenschutzbeauftragten zu der Initiative des Königreichs Belgien, 
der Republik Bulgarien, der Republik Estland, des Königreichs Spanien, der Französischen Republik, 
der Italienischen Republik, der Republik Ungarn, der Republik Polen, der Portugiesischen Republik, 
Rumäniens, der Republik Finnland und des Königreichs Schweden für eine Richtlinie des 
Europäischen Parlaments und des Rates über die Europäische Schutzanordnung und zu der 
Initiative des Königreichs Belgien, der Republik Bulgarien, der Republik Estland, des Königreichs 
Spanien, der Republik Österreich, der Republik Slowenien und des Königreichs Schweden für eine 
Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über die Europäische Ermittlungsanordnung 

in Strafsachen 

(2010/C 355/01) 

DER EUROPÄISCHE DATENSCHUTZBEAUFTRAGTE — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, insbesondere auf Artikel 16, 

gestützt auf die Charta der Grundrechte der Europäischen 
Union, insbesondere auf Artikel 8, 

gestützt auf die Richtlinie 95/46/EG des Europäischen Par­
laments und des Rates vom 24. Oktober 1995 zum Schutz 
natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener 
Daten und zum freien Datenverkehr ( 1 ), 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 45/2001 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 18. Dezember 2000 zum Schutz 
natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener 
Daten durch Organe und Einrichtungen der Gemeinschaft und 
zum freien Datenverkehr, insbesondere auf Artikel 41 ( 2 ), 

gestützt auf den Rahmenbeschluss 2008/977/JI des Rates vom 
27. November 2008 über den Schutz personenbezogener Da­
ten, die im Rahmen der polizeilichen und justiziellen Zusam­
menarbeit in Strafsachen verarbeitet werden ( 3 ) — 

HAT FOLGENDE STELLUNGNAHME ANGENOMMEN: 

I. EINLEITUNG 

1. In den letzten Jahren hat es zunehmend Bemühungen um 
eine Verbesserung der justiziellen Zusammenarbeit in Straf­
sachen gegeben. Dieses Thema, das nunmehr eine Schlüs­
selstellung im Stockholmer Programm ( 4 ), einnimmt, ist 
durch die besondere Sensibilität der betroffenen personen­
bezogenen Daten sowie durch die Auswirkungen gekenn­
zeichnet, die die entsprechende Datenverarbeitung auf be­
troffene Personen haben kann. 

2. Aus diesen Gründen hat der Europäische Datenschutzbeauf­
tragte (EDSB) diesem Thema besondere Aufmerksamkeit 
geschenkt ( 5 ) und möchte mit der vorliegenden Stellung­
nahme noch einmal die Bedeutung des Schutzes der Grund­
rechte als Eckpfeiler des im Stockholmer Programm be­
schriebenen Raums der Freiheit, der Sicherheit und des 
Rechts (RFSR) unterstreichen. 

3. Diese Stellungnahme ist als Reaktion auf zwei Initiativen 
einer Reihe von Mitgliedstaaten für eine Richtlinie zu sehen, 
wie sie nach Artikel 76 AEUV möglich sind, nämlich
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( 1 ) ABl. L 281 vom 23.11.1995, S. 31. 
( 2 ) ABl. L 8 vom 12.1.2001, S. 1. 
( 3 ) ABl. L 350 vom 30.12.2008, S. 60. 

( 4 ) Europäischer Rat, Das Stockholmer Programm — Ein offenes und 
sicheres Europa im Dienste und zum Schutz der Bürger 
(2010/C 115/01), Kapitel 3 „Erleichterungen für die Bürger: Europa 
als Raum des Rechts und der Justiz“, ABl. C 115 vom 4.5.2010, 
S. 1; siehe auch die Stellungnahme des EDSB zur Mitteilung der 
Kommission an das Europäische Parlament und den Rat mit dem 
Titel: Ein Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts im 
Dienste der Bürger, ABl. C 276 vom 17.11.2009, S. 8. 

( 5 ) Der EDSB hat in den letzten Jahren zahlreiche Stellungnahmen und 
Kommentare zu Initiativen im Bereich des Raums der Freiheit, der 
Sicherheit und des Rechts formuliert, die alle von der Webseite des 
EDSB abgerufen werden können.



a) die Initiative von 12 Mitgliedstaaten für eine Richtlinie 
des Europäischen Parlaments und des Rates über die 
Europäische Schutzanordnung („ESA-Initiative“), die im 
Januar 2010 vorgelegt wurde ( 6 ), und 

b) die Initiative von sieben Mitgliedstaaten für eine Richt­
linie des Europäischen Parlaments und des Rates über 
die Europäische Ermittlungsanordnung in Strafsachen 
(„EEA-Initiative“), eingereicht im April 2010 ( 7 ). 

4. Eine Beratung zu diesen Initiativen fällt in den Bereich der 
Aufgaben, die dem EDSB in Artikel 41 der Verordnung 
(EG) Nr. 45/2001 mit der Beratung von Organen und Ein­
richtungen der EU in allen die Verarbeitung personenbezo­
gener Daten betreffenden Fragen übertragen wurden. Diese 
Stellungnahme befasst sich daher mit den Initiativen allein 
unter dem Gesichtspunkt der Verarbeitung personenbezo­
gener Daten. Da der EDSB nicht um seinen Rat ersucht 
wurde, gibt er diese Stellungnahme auf eigene Initiative 
ab ( 8 ). 

5. Der EDSB erinnert daran, dass nach Artikel 28 Absatz 2 
der Verordnung (EG) Nr. 45/2001 die Kommission den 
Datenschutzbeauftragten zu konsultieren hat, wenn sie ei­
nen Vorschlag für Rechtsvorschriften bezüglich der Rechte 
und Freiheiten von Personen bei der Verarbeitung per­
sonenbezogener Daten annimmt. Bei einer Initiative von 
Mitgliedstaaten ist diese Verpflichtung eigentlich nicht ein­
zuhalten. Seit Inkrafttreten des Lissabon-Vertrags gilt das 
normale Gesetzgebungsverfahren jedoch auch für den Be­
reich der polizeilichen und justiziellen Zusammenarbeit, 
allerdings mit einer in Artikel 76 AEUV vorgesehenen Aus­
nahme, dass nämlich ein Viertel der Mitgliedstaaten eine 
Initiative für EU-Maßnahmen ergreifen kann. Nach dem 
Lissabon-Vertrag sind diese Initiativen so weit wie möglich 
mit Vorschlägen der Kommission abgestimmt; außerdem 
gelten nach Möglichkeit Verfahrensgarantien. Aus diesem 
Grund ist den beiden vorliegenden Initiativen jeweils eine 
Folgenabschätzung beigefügt. 

6. Vor diesem Hintergrund bedauert der EDSB nicht nur, dass 
er bei Vorlage der Initiativen nicht konsultiert wurde, son­
dern er empfiehlt dem Rat auch, ein Verfahren einzuführen, 
bei dem der EDSB gehört werden muss, sobald eine von 
Mitgliedstaaten eingeleitete Initiative die Verarbeitung per­
sonenbezogener Daten betrifft. 

7. Die beiden Initiativen verfolgen zwar unterschiedliche Ziele, 
nämlich die Verbesserung des Opferschutzes und die engere 

grenzüberschreitende Zusammenarbeit in Strafsachen durch 
grenzüberschreitende Beweiserhebung, doch weisen sie 
auch erhebliche Ähnlichkeiten auf: 

a) sie stützen sich beide auf den Grundsatz der gegenseiti­
gen Anerkennung von Urteilen und gerichtlichen Ent­
scheidungen ( 9 ); 

b) sie sind beide im Stockholmer Programm verankert ( 10 ); 
und 

c) sie beziehen sich beide auf den Austausch personenbe­
zogener Daten zwischen Mitgliedstaaten (siehe Ziffern 
10 und 13 sowie Abschnitt II.4). 

Aus diesem Grund hält es der EDSB für angebracht, sie 
gemeinsam zu prüfen. 

8. In diesem Zusammenhang sei erwähnt, dass sich auch die 
Europäische Kommission erst kürzlich mit dem Thema der 
Beweiserhebung befasst hat, die den zuständigen Behörden 
in anderen Mitgliedstaaten vorgelegt werden sollen (genau 
darum geht es in der EEA-Initiative). So wurde Ende 2009 
ein Grünbuch ( 11 ) veröffentlicht, dessen Konsultationsphase 
nunmehr abgeschlossen ist ( 12 ); damit möchte die Kommis­
sion ihrem (aus dem Aktionsplan zur Umsetzung des Stock­
holmer Programms ( 13 )) abgeleiteten Ziel näher kommen, 
2011 einen Gesetzesvorschlag über eine umfassende Rege­
lung der Beweiserhebung in Strafsachen auf der Grundlage 
des Grundsatzes der gegenseitigen Anerkennung vorzule­
gen, der alle Arten von Beweismitteln abdeckt ( 14 ).
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( 6 ) ABl. C 69 vom 18.3.2010, S. 5. 
( 7 ) ABl. C 165 vom 24.6.2010, S. 22. 
( 8 ) Schon in der Vergangenheit hat der EDSB Stellungnahmen zu Ini­

tiativen von Mitgliedstaaten angenommen. Als Beispiele seien er­
wähnt die Stellungnahme des EDSB vom 4. April 2007 zur Initiative 
von 15 Mitgliedstaaten zum Erlass eines Beschlusses des Rates zur 
Vertiefung der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit, insbesondere 
zur Bekämpfung des Terrorismus und der grenzüberschreitenden 
Kriminalität (ABl. C 169 vom 21.7.2007, S. 2) und die Stellung­
nahme des EDSB vom 25. April 2008 zur Initiative von 14 Mitglied­
staaten zur Annahme eines Beschlusses des Rates zur Stärkung von 
Eurojust und zur Änderung des Beschlusses 2002/187/JI (ABl. C 310 
vom 5.12.2008, S. 1). 

( 9 ) Dieser Grundsatz, der in den Wiener Aktionsplan (Aktionsplan des 
Rates und der Kommission zur bestmöglichen Umsetzung der Be­
stimmungen des Amsterdamer Vertrags über den Aufbau eines 
Raums der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts. Vom Rat für 
Justiz und Inneres am 3. Dezember 1998 angenommener Text, ABl. 
C 19 vom 23.1.1999, S. 1, Absatz 45 Buchstabe f) aufgenommen 
wurde, ist später in den Schlussfolgerungen des Europäischen Rates 
von Tampere vom 15. und 16. Oktober 1999 in den Absätzen 33 
und 35-37 näher ausgeführt worden. 

( 10 ) Aus denselben Quellen stammt noch eine dritte Initiative (für eine 
Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über das 
Recht auf Dolmetsch- und Übersetzungsleistungen in Strafverfahren, 
22. Januar 2010, 2010/0801), doch findet sie keine Berücksichti­
gung, da keine Fragen des Schutzes personenbezogener Daten be­
rührt werden. Zum gleichen Thema siehe auch den Vorschlag für 
eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über das 
Recht auf Dolmetsch- und Übersetzungsleistungen in Strafverfahren, 
9.3.2010, KOM(2010) 82 endg. 

( 11 ) Grünbuch „Erlangung verwertbarer Beweise in Strafsachen aus ei­
nem anderen Mitgliedstaat“, KOM(2009) 624 endg., 11.11.2009. 

( 12 ) Die verschiedenen, einander mitunter widersprechenden Antworten 
werden von der Europäischen Kommission geprüft und können 
unter folgender Adresse abgerufen werden: http://ec.europa.eu/ 
justice_home/news/consulting_public/news_consulting_0004_en. 
htm 

( 13 ) Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament und den 
Rat, den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den 
Ausschuss der Regionen, Ein Raum der Freiheit, der Sicherheit und 
des Rechts für die Bürger Europas. Aktionsplan zur Umsetzung des 
Stockholmer Programms, Brüssel, 20.4.2010, KOM(2010) 171 
endg., S. 18. 

( 14 ) Derzeit steht noch nicht fest, in welcher Beziehung ein eventuelles 
künftiges Instrument und die EEA-Initiative zueinander stehen wer­
den.

http://ec.europa.eu/justice_home/news/consulting_public/news_consulting_0004_en.htm
http://ec.europa.eu/justice_home/news/consulting_public/news_consulting_0004_en.htm
http://ec.europa.eu/justice_home/news/consulting_public/news_consulting_0004_en.htm


II. JUSTIZIELLE ZUSAMMENARBEIT IN STRAFSACHEN 
UND DIE VERARBEITUNG PERSONENBEZOGENER DATEN 

IM RAHMEN DER ESA- UND DER EEA-INITIATIVE 

II.1 Kontext der Initiativen 

9. Die genannten Initiativen fügen sich in den Trend ein, der 
sich bei den Maßnahmen der EU im Bereich RFSR in den 
letzten Jahren abgezeichnet hat. Seit September 2001 hat, 
nicht zuletzt aufgrund der IKT-Entwicklungen und erleich­
tert durch eine Reihe von Rechtsakten der EU, die Erfassung 
und Weitergabe von Informationen innerhalb der Europäi­
schen Union (und an Drittländer) wesentlich zugenommen. 
Auch mit der ESA- und der EEA-Initiative soll der Aus­
tausch von Informationen über natürliche Personen im 
Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts erleichtert 
werden. 

II.2 ESA-Initiative 

10. Im Mittelpunkt der auf Artikel 82 Absatz 1 Buchstabe d 
gestützten ESA-Initiative steht der Schutz der Opfer von 
Straftaten und hier vor allem von Frauen; sie hat zum 
Ziel deren wirksamen Schutz innerhalb der Europäischen 
Union. Um dieses Ziel zu erreichen, eröffnet die ESA-Ini­
tiative die Möglichkeit einer Ausdehnung der in Artikel 2 
Absatz 2 aufgeführten und nach dem Recht eines Mitglied­
staats („Anordnungsstaat“) angenommenen Schutzmaßnah­
men auf einen anderen Mitgliedstaat, in dem sich die ge­
schützte Person aufhält („Vollstreckungsstaat“), ohne dass 
das Opfer ein neues Verfahren beantragen oder irgendwel­
che Beweise im Vollstreckungsstaat vorlegen muss. 

11. Die (auf Ersuchen des Opfers) der gefährdenden Person 
auferlegten Schutzmaßnahmen haben das Ziel, das Leben, 
die physische und psychische Integrität, die Freiheit oder die 
sexuelle Integrität des Opfers innerhalb der EU und unge­
achtet der Landesgrenzen zu schützen; damit soll verhindert 
werden, dass neue Straftaten gegen das Opfer verübt wer­
den. 

12. Die ESA ist auf Antrag des Opfers im „Anordnungs(mit­
glied)staat“ durch eine Justiz- oder gleichwertige Behörde 
auszustellen. Das Verfahren umfasst folgende Schritte: 

a) der „Anordnungsstaat“ beantragt eine ESA; 

b) bei Eingang der ESA erlässt der „Vollsteckungsstaat“ 
nach seinem eigenen Recht eine Entscheidung, damit 
die betroffene Person auch weiterhin geschützt ist. 

13. Damit dieses Ziel erreicht werden kann, haben die Behör­
den Maßnahmen zu ergreifen. Diese umfassen auch den 
Austausch personenbezogener Daten der betroffenen Per­

son (des „Opfers“) und der gefährdenden Person zwischen 
dem „Anordnungs“- und dem „Vollstreckungs“-Mitglied­
staat. Folgende Bestimmungen betreffen den Austausch per­
sonenbezogener Daten: 

a) Artikel 6 Buchstaben a, e, f und g sowie Anhang I 
besagen, dass die ESA selbst schon viele personenbezo­
gene Angaben enthält. 

b) die Pflichten der zuständigen Behörde des Vollstre­
ckungsstaats gemäß Artikel 8 Absatz 1 machen die Ver­
arbeitung personenbezogener Daten erforderlich; hier ist 
insbesondere die Pflicht zu erwähnen, jeden Verstoß 
gegen die Schutzmaßnahme zu melden (Artikel 8 Ab­
satz 1 Buchstabe d und Anhang II). 

c) die Pflichten der zuständigen Behörde im Vollstre­
ckungs- und im Anordnungsmitgliedstaat bei Änderung, 
Auslaufen oder Widerruf der Schutzanordnung und/oder 
von Schutzmaßnahmen (Artikel 14). 

14. Die im vorstehenden Absatz genannten Informationen ge­
hören eindeutig zu den personenbezogenen Daten, die in 
den Rechtsvorschriften zum Datenschutz umfassend als 
„alle Informationen über eine bestimmte oder bestimmbare 
natürliche Person“ ( 15 ) definiert sind und von der 
Artikel 29-Datenschutzgruppe näher erläutert worden sind. 
In der ESA-Initiative geht es um Informationen über eine 
betroffene Person (das Opfer oder die gefährdende Person) 
oder um Informationen, die verwendet werden oder ver­
wendet werden könnten, um die Art festzulegen oder zu 
beeinflussen, in der die Person behandelt oder bewertet 
wird (insbesondere die gefährdende Person) ( 16 ). 

II.3 EEA-Initiative 

15. Die auf Artikel 82 Absatz 1 Buchstabe a AEUV gestützte 
EEA-Initiative fordert von den Mitgliedstaaten die Erhebung, 
Aufbewahrung und Weitergabe von Beweisen, auch wenn 
dies in der einzelstaatlichen Rechtsordnung noch nicht vor­
gesehen ist. Die Initiative geht damit über den Grundsatz 
der Verfügbarkeit hinaus, der im Haager Programm von
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( 15 ) Siehe Artikel 2 Buchstabe a des Rahmenbeschlusses 2008/977/JI 
des Rates über den Schutz personenbezogener Daten, die im Rah­
men der polizeilichen und justiziellen Zusammenarbeit in Strafsa­
chen verarbeitet werden, sowie Artikel 2 Buchstabe a der Richtlinie 
95/46/EG und Artikel 2 Buchstabe a der Verordnung (EG) 
Nr. 45/2001. 

( 16 ) Siehe Stellungnahme 4/2007 der Artikel 29-Datenschutzgruppe 
zum Begriff „personenbezogene Daten“, WP 136, angenommen 
am 20. Juni 2007, S. 10.



2004 als innovatives Konzept für den grenzüberschreiten­
den Austausch von Informationen zu Strafverfolgungszwe­
cken ( 17 ) vorgestellt wurde. Sie geht auch über den Rah­
menbeschluss 2008/978/JI des Rates vom 18. Dezember 
2008 über die Europäische Beweisanordnung hinaus, die 
nur auf bereits bestehende Beweise Anwendung findet ( 18 ). 

16. Eine EEA wird zu dem Zweck erlassen, eine oder mehrere 
spezifische Ermittlungsmaßnahmen im Vollstreckungsstaat 
durchzuführen, um Beweismittel zu erheben (die es bei 
Erlass der Anordnung möglicherweise noch nicht gab) 
und zu übermitteln (Artikel 12). Sie erstreckt sich auf fast 
alle Ermittlungsmaßnahmen (siehe Erwägungsgründe 6 
und 7 der Initiative). 

17. Mit der EEA-Initiative soll ein einheitliches, effizientes und 
flexibles Instrument für die Erhebung von Beweismitteln in 
einem anderen Mitgliedstaat in Strafverfahren geschaffen 
werden, das an die Stelle der von den Justizbehörden der­
zeit genutzten komplexeren Rechtsinstrumente tritt (ge­
stützt auf Rechtshilfe einerseits und gegenseitige Anerken­
nung andererseits) ( 19 ). 

18. Natürlich können mit Hilfe einer EEA erhobene Beweismit­
tel (siehe Anhang A der Initiative) personenbezogene 
Daten enthalten, wie z.B. Informationen über Bankkonten 
(Artikel 23), Informationen über Bankgeschäfte (Artikel 24) 
und über die Überwachung von Bankgeschäften 
(Artikel 25) oder die Übermittlung personenbezogener Da­
ten (wie bei Video- oder Telefonkonferenzen gemäß den 
Artikeln ln 21 und 22). 

19. Aus allen diesen Gründen hat die EEA-Initiative erhebliche 
Auswirkungen auf das Recht auf den Schutz personenbe­
zogener Daten. In Anbetracht der Tatsache, dass die Frist 
für die Umsetzung des Rahmenbeschlusses 2008/978/JI 
noch nicht verstrichen ist (und es daher schwierig ist, die 
Wirksamkeit des Instruments sowie den eventuellen Bedarf 

an zusätzlichen rechtlichen Maßnahmen abzuschätzen) ( 20 ), 
erinnert der EDSB ferner an die Notwendigkeit einer regel­
mäßigen Überprüfung der Wirksamkeit und Verhältnis­
mäßigkeit von Rechtssetzungsmaßnahmen im RFSR mit 
Blick auf die Grundsätze des Datenschutzes ( 21 ). Der EDSB 
empfiehlt daher, in die EEA-Initiative eine Bewertungsklau­
sel aufzunehmen, der zufolge die Mitgliedstaaten regel­
mäßig über die Anwendung des Instruments Bericht zu 
erstatten und die Kommission eine Zusammenfassung die­
ser Berichte zu erstellen und ggf. angemessene Änderungs­
vorschläge zu unterbreiten hat. 

II.4 In der ESA- und der EEA-Initiative vorgesehene 
Verarbeitung personenbezogener Daten 

20. Wie bereits unter den Punkten 13, 14 und 18 ausgeführt, 
steht fest, dass nach den Richtlinienvorschlägen personen­
bezogene Daten verarbeitet und von den zuständigen Be­
hörden der Mitgliedstaaten ausgetauscht werden. Unter die­
sen Umständen gilt für die betroffene Person das Grund­
recht auf Datenschutz, wie es in Artikel 16 AEUV sowie 
Artikel 8 der Charta der Grundrechte der Europäischen 
Union verankert ist. 

21. Dessen ungeachtet wird in dem der ESA-Initiative beigefüg­
ten „Vermerk mit detaillierten Angaben“ das „Risiko einer 
Verletzung von Grundrechten“ als „0“ (Null) eingestuft ( 22 ), 
und im „Vermerk mit detaillierten Angaben“ in der Folgen­
abschätzung zur EEA-Initiative werden Fragen des Daten­
schutzes überhaupt nicht betrachtet ( 23 ). 

22. Der EDSB bedauert diese Schlussfolgerungen und weist 
nachdrücklich auf die Bedeutung des Datenschutzes in Be­
reichen hin, in denen personenbezogene Daten verarbeitet 
werden; dazu gehören insbesondere 

a) das weite Feld der justiziellen Zusammenarbeit in Straf­
sachen; 

b) es handelt sich häufig um sensible Daten, die üblicher­
weise von Polizei- und Justizbehörden als Ergebnis einer 
Ermittlung erhoben wurden; 

c) vor allem bei der EEA-Initiative der mögliche Inhalt der 
Daten, der alle Arten von Beweismitteln umfassen 
würde; und
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( 17 ) Der im Haager Programm zur Stärkung von Freiheit, Sicherheit und 
Recht in der Europäischen Union unter Ziffer 2.1 aufgeführte 
Grundsatz besagt, „dass unionsweit ein Strafverfolgungsbeamter in 
einem Mitgliedstaat, der für die Erfüllung seiner Aufgaben Informa­
tionen benötigt, diese aus einem anderen Mitgliedstaat erhalten 
kann und dass die Strafverfolgungsbehörde in einem anderen Mit­
gliedstaat, die über diese Informationen verfügt, sie — unter Berück­
sichtigung des Erfordernisses in diesem Staat anhängiger Ermittlun­
gen — für den erklärten Zweck bereitstellt“. Siehe zu diesem Thema 
auch die Stellungnahme des EDSB zu dem Vorschlag für einen 
Rahmenbeschluss des Rates über den Austausch von Informationen 
nach dem Grundsatz der Verfügbarkeit (KOM(2005) 490 endgültig), 
ABl. C 116 vom 17.5.2006, S. 8. 

( 18 ) Rahmenbeschluss 2008/978/JI des Rates vom 18. Dezember 2008 
über die Europäische Beweisanordnung zur Erlangung von Sachen, 
Schriftstücken und Daten zur Verwendung in Strafsachen, 
ABl. L 350 vom 30.12.2008, S. 72. 

( 19 ) Derzeit gibt es bei der Erhebung von Beweismitteln zwei Instru­
mente für die gegenseitige Anerkennung: den Rahmenbeschluss 
2003/577/JI des Rates vom 22. Juli 2003 über die Vollstreckung 
von Entscheidungen über die Sicherstellung von Vermögensgegen­
ständen oder Beweismitteln in der Europäischen Union (ABl. L 196 
vom 2.8.2003, S. 45) und den in Fußnote 18 zitierten Rahmen­
beschluss 2008/978/JI. 

( 20 ) Artikel 23 Absatz 1 des Rahmenbeschlusses 2008/978/JI besagt: 
„Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maßnahmen, um die­
sem Rahmenbeschluss bis zum 19. Januar 2011 nachzukommen“. 

( 21 ) Auch nach Absatz 1.2.3 des Stockholmer Programms sollen neue 
Gesetzgebungsinitiativen nur nach Überprüfung der Einhaltung des 
Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes vorgelegt werden. 

( 22 ) „Vermerk mit detaillierten Angaben“ zur Bewertung der Einhaltung 
der Grundsätze der Subsidiarität und der Verhältnismäßigkeit ge­
mäß Artikel 5 des Protokolls (Nr. 2) zum Lissabon-Vertrag vom 
6. Januar 2010. 

( 23 ) Im „Vermerk mit detaillierten Angaben“ vom 23. Juni 2010, Inter- 
institutionelles Dossier 2010/0817 (COD) ist ausdrücklich nur vom 
Recht auf Freiheit und Sicherheit sowie vom Recht auf gute Ver­
waltung die Rede (siehe S. 25 und S. 41).



d) die mögliche Weiterleitung von Beweismitteln an Dritt­
staaten gemäß Artikel 13 des Rahmenbeschlusses 
2008/977/JI des Rates über den Schutz personenbezo­
gener Daten, die im Rahmen der polizeilichen und jus­
tiziellen Zusammenarbeit in Strafsachen verarbeitet wer­
den ( 24 ). 

23. In diesem Zusammenhang erhält die Verarbeitung von Da­
ten besonderes Gewicht und ist geeignet, die Grundrechte 
der betroffenen Person einschließlich des Rechts auf den 
Schutz personenbezogener Daten erheblich zu berühren. 

24. In Anbetracht der bisherigen Ausführungen stellt sich der 
EDSB die Frage, warum die Initiativen sich weder mit Fra­
gen des Schutzes personenbezogener Daten befassen (abge­
sehen von dem Verweis auf das für alle an einer Ermittlung 
Beteiligten geltende Erfordernis der Vertraulichkeit in 
Artikel 18 der EEA-Initiative), noch sich ausdrücklich auf 
den Rahmenbeschluss 2008/977/JI beziehen. Dieser Rah­
menbeschluss wäre nämlich auf die in den beiden Initiati­
ven vorgesehenen Verarbeitungen anzuwenden (siehe 
Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe a). 

25. Der EDSB begrüßt daher, dass im Zuge der vorbereitenden 
Arbeiten zur ESA-Initiative im Rat ein Verweis auf den 
Rahmenbeschluss 2008/977/JI aufgenommen wurde ( 25 ) 
und ist zuversichtlich, dass das Europäische Parlament diese 
Änderung an den ursprünglichen Fassungen der Initiativen 
bestätigen wird ( 26 ). 

26. Der EDSB bedauert, dass ein ähnlicher Erwägungsgrund 
nicht auch in die EEA-Initiative aufgenommen wurde, bei 
der es um einen sehr viel intensiveren Austausch personen­
bezogener Daten geht. Der EDSB begrüßt in diesem Zu­
sammenhang, dass die Europäische Kommission in ihren 
Kommentaren zur EEA-Initiative anregt, (sowohl im Erwä­
gungsgrund als auch im verfügenden Teil des Vorschlags) 
darauf hinzuweisen, dass der Rahmenbeschluss 2008/977/JI 
anzuwenden ist ( 27 ). 

27. Daher sollten beide Initiativen, unbeschadet der Ausführung 
in Abschnitt III, eine Bestimmung enthalten, aus der deut­
lich hervorgeht, dass der Rahmenbeschluss 2008/977/JI auf 
die in den Initiativen vorgesehene Datenverarbeitung anzu­
wenden ist. 

III. BEDARF AN SPEZIFISCHEN REGELN, DIE ÜBER DEN 
BESTEHENDEN RECHTLICHEN RAHMEN FÜR DEN DA­
TENSCHUTZ IN DER JUSTIZIELLEN ZUSAMMENARBEIT 

IN STRAFSACHEN HINAUSGEHEN 

28. Beide Initiativen werfen erneut die grundlegende Frage nach 
der unvollständigen und inkonsequenten Anwendung der 
Datenschutzgrundsätze im Bereich der justiziellen Zusam­
menarbeit in Strafsachen auf ( 28 ). 

29. Der EDSB weiß um die Bedeutung einer verbesserten Wirk­
samkeit in der justiziellen Zusammenarbeit zwischen Mit­
gliedstaaten, auch in den Bereichen, die von der ESA- und 
der EEA-Initiative abgedeckt werden ( 29 ). Der EDSB sieht 
ferner die Vorteile und die Notwendigkeit der Weitergabe 
von Daten, möchte jedoch darauf hinweisen, dass bei der 
Verarbeitung solcher Daten — unter anderem ( 30 ) — die EU- 
Datenschutzvorschriften einzuhalten sind. Noch deutlicher 
wird dies durch den Lissabon-Vertrag, mit dem Artikel 16 
AEUV eingeführt und Artikel 8 der Charta der Grundrechte 
der Europäischen Union verbindlich gemacht wird. 

30. Situationen, in denen innerhalb der EU grenzüberschreitend 
Informationen ausgetauscht werden, verdienen besondere 
Aufmerksamkeit, da die Verarbeitung personenbezogener 
Daten in mehr als einer Rechtsordnung die Risiken für 
die Rechte und Interessen der betroffenen Personen steigert. 
Die personenbezogenen Daten werden nämlich in mehre­
ren Rechtsordnungen verarbeitet, in denen die rechtlichen 
Anforderungen sowie der technische Rahmen nicht 
zwangsläufig identisch sind. 

31. Ferner ergibt sich für die betroffenen Personen Rechtsunsi­
cherheit: es können Parteien aus anderen Mitgliedstaaten 
beteiligt sein; es können die Rechtvorschriften verschiedener 
Mitgliedstaaten Anwendung finden, die anders ausfallen 
können als die Gesetze, an die die betroffenen Personen 
gewöhnt sind, oder sie werden in einer Rechtsordnung 
angewandt, die der betroffenen Person nicht vertraut ist. 
Dies erfordert größere Bemühungen um die Einhaltung 
der Anforderungen der EU-Datenrechtsvorschriften ( 31 ).
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( 24 ) Näheres siehe Rahmenbeschluss 2008/977/JI. 
( 25 ) Siehe Erwägungsgrund 27 des letzten Entwurfs der ESA-Initiative 

(28. Mai 2010, Ratsdokument Nr. 10384/2010): „Personenbezo­
gene Daten, die bei der Umsetzung dieses Rahmenbeschlusses ver­
arbeitet werden, sind gemäß dem Rahmenbeschluss 2008/977/JI 
des Rates vom 27. November 2008 über den Schutz personenbe­
zogener Daten, die im Rahmen der polizeilichen und justiziellen 
Zusammenarbeit in Strafsachen verarbeitet werden, und gemäß 
den Grundsätzen des Übereinkommens des Europarates vom 
28. Januar 1981 zum Schutz der Menschen bei der automatischen 
Verarbeitung personenbezogener Daten, das alle Mitgliedstaaten ra­
tifiziert haben, zu schützen“. 

( 26 ) Siehe hierzu Änderungsantrag 21 im Entwurf des Berichts über die 
Initiative für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des 
Rates über die Europäische Schutzanordnung (00002/2010 — C7- 
0006/2010 — 2010/0802 (COD)), 20.5.2010, Ausschuss für bür­
gerliche Freiheiten, Justiz und Inneres — Ausschuss für die Rechte 
der Frau und Chancengleichheit, Berichterstatterinnen: Teresa Jimé­
nez-Becerril Barrio, Carmen Romero López, unter: http://www. 
europarl.europa.eu/meetdocs/2009_2014/documents/femm/pr/817/ 
817530/817530en.pdf 

( 27 ) Siehe die Kommentare der Kommission zu der vorgeschlagenen 
Europäischen Ermittlungsanordnung in Strafsachen, 24.8.2010, 
JUST/B/1/AA-und D(2010) 6815, S. 9 und 38, unter folgender 
Adresse: http://ec.europa.eu/justice/news/intro/doc/comment_2010_ 
08_24_en.pdf 

( 28 ) Siehe dazu auch Abschnitt V der Stellungnahme. 
( 29 ) Siehe u. a. das Eintreten für notwendige Verbesserungen beim Zu­

gang zur Justiz, in der Zusammenarbeit zwischen den europäischen 
Justizbehörden und der Effizienz des Justizsystems in der Stellung­
nahme des EDSB zur europäischen Strategie für die e-Justiz, 
ABl. C 128 vom 6.6.2009, S. 13, Ziffern 9 und 21. 

( 30 ) Bezüglich der Wahrung der Strafprozessordnungen in den Mitglied­
staaten, vor allem im Geltungsbereich des EEA-Vorschlags, kann auf 
die Überlegungen und Anliegen in den Antworten verwiesen wer­
den, die der Europäischen Kommission im Verlauf der öffentlichen 
Konsultation zum Grünbuch übermittelt wurden (siehe Fußnoten 11 
und 12). 

( 31 ) Siehe auch Rat, Haager Programm zur Stärkung von Freiheit, Si­
cherheit und Justiz in der Europäischen Union (2005/C 53/01), 
ABl. C 53 vom 3.3.2005, S. 1, 7 ff.

http://www.europarl.europa.eu/meetdocs/2009_2014/documents/femm/pr/817/817530/817530en.pdf
http://www.europarl.europa.eu/meetdocs/2009_2014/documents/femm/pr/817/817530/817530en.pdf
http://www.europarl.europa.eu/meetdocs/2009_2014/documents/femm/pr/817/817530/817530en.pdf
http://ec.europa.eu/justice/news/intro/doc/comment_2010_08_24_en.pdf
http://ec.europa.eu/justice/news/intro/doc/comment_2010_08_24_en.pdf


32. Nach Auffassung des EDSB sind die unter Ziffer 27 vor­
geschlagenen klarstellenden Ausführungen zur Anwendbar­
keit des Rahmenbeschlusses 2008/977/JI nur ein erster 
Schritt. 

33. Die spezifischen Herausforderungen eines wirksamen 
Schutzes im Bereich der justiziellen Zusammenarbeit in 
Strafsachen in Kombination mit einem nicht vollständig 
zufriedenstellenden Rahmenbeschluss 2008/977/JI (siehe 
Ziffern 52-56) könnten spezifische Datenschutzbestimmun­
gen erforderlich machen, sobald spezifische EU-Rechts­
instrumente den Austausch personenbezogener Daten er­
forderlich machen. 

IV. HERAUSFORDERUNGEN FÜR WIRKSAMEN DATEN­
SCHUTZ BEI DER ZUSAMMENARBEIT IN STRAFSACHEN: 

EMPFEHLUNGEN ZUR ESA- UND ZUR EEA-INITIATIVE 

IV.1 Einleitende Bemerkungen 

34. Der wirksame Schutz personenbezogener Daten (wie unter 
Ziffer 29 ausgeführt) ist nicht nur für die betroffene Person 
von Bedeutung, sondern trägt auch zum Erfolg der justi­
ziellen Zusammenarbeit an sich bei. Die Bereitschaft zum 
Austausch dieser Daten mit Behörden anderer Mitgliedstaa­
ten wird nämlich steigen, wenn eine Behörde von dem 
Schutz, der Genauigkeit und der Zuverlässigkeit personen­
bezogener Daten in diesem anderen Mitgliedstaat überzeugt 
ist ( 32 ). Zusammengefasst wird ein (hoher) gemeinsamer 
Standard für den Datenschutz in diesem sensiblen Bereich 
das Vertrauen zwischen den Mitgliedstaaten stärken und die 
auf gegenseitige Anerkennung gestützte justizielle Zusam­
menarbeit verstärken und gleichzeitig die Datenqualität im 
Informationsaustausch verbessern. 

35. In diesem spezifischen Zusammenhang empfiehlt der EDSB 
spezifische Schutzklauseln für den Datenschutz in den ESA- 
und EEA-Initiativen, und zwar zusätzlich zum allgemeinen 
Verweis auf den Rahmenbeschluss 2008/977/JI (wie unter 
Ziffer 27 vorgeschlagen). 

36. Einige dieser Schutzklauseln sind eher allgemeiner Art und 
sollten in beide Initiativen aufgenommen werden, insbeson­
dere die Klauseln über die größeren Genauigkeit der Daten 
sowie die Sicherheit und Vertraulichkeit. Andere Schutz­
klauseln beziehen sich auf spezifische Bestimmungen in 
der ESA- oder der EEA-Initiative. 

IV.2 Schutzklauseln eher allgemeiner Art 

Genauigkeit 

37. In den in den Initiativen vorgesehenen Situationen, in de­
nen Daten zwischen Mitgliedstaaten ausgetauscht werden, 

ist besonders auf die Genauigkeit der Daten zu achten. 
Diesbezüglich begrüßt der EDSB, dass die ESA-Initiative 
in Artikel 14 die zuständige Behörde des Anordnungsstaats 
klar dazu verpflichtet, die zuständige Behörde des Vollstre­
ckungsstaats über alle Änderungen, das Auslaufen oder den 
Widerruf der Schutzanordnung zu informieren. 

38. Der EDSB merkt ferner an, dass eine eventuell erforderliche 
Übersetzung die Genauigkeit der Information berühren 
kann, zumal sich die Initiative auf spezifische Rechtsinstru­
mente bezieht, die in verschiedenen Sprachen und verschie­
denen Rechtsordnungen eine unterschiedliche Bedeutung 
haben können. In diesem Zusammenhang begrüßt der 
EDSB zwar die Tatsache, dass die ESA-Initiative sich mit 
dem Thema Übersetzung befasst (Artikel 16), schlägt aber 
gleichzeitig die Aufnahme einer ähnlichen Bestimmung in 
die EEA-Initiative vor. 

Sicherheit, Sensibilisierung und Rechenschaftspflicht 

39. Die zunehmende grenzüberschreitende Zusammenarbeit, 
die sich aus der Verabschiedung der beiden Initiativen er­
geben könnte, erfordert eine sorgfältige Prüfung der Sicher­
heitsaspekte der grenzüberschreitenden Weitergabe per­
sonenbezogener Daten bei der Vollstreckung von ESA 
oder EEA ( 33 ). Dies ist notwendig, nicht nur, um den in 
Artikel 22 des Rahmenbeschlusses 2008/977/JI festgelegten 
Sicherheitsstandards bei der Verarbeitung personenbezoge­
ner Daten zu entsprechen, sondern auch, um das Ermitt­
lungsgeheimnis und die Vertraulichkeit der betreffenden 
Strafverfahren gemäß Artikel 18 der EEA-Initiative sowie, 
als allgemeine Regel für die Verarbeitung personenbezoge­
ner Daten aus dem grenzüberschreitenden Austausch, ge­
mäß Artikel 21 des Rahmenbeschlusses 2008/977/JI zu 
wahren. 

40. Der EDSB unterstreicht die Notwendigkeit sicherer Tele­
kommunikationssysteme in den Übermittlungsverfahren. 
Er begrüßt daher die Bestimmung, nach der das Europäi­
sche Justizielle Netz ( 34 ) als ein Instrument genutzt werden 
soll, mit dem sichergestellt wird, dass ESA und EEA an die 
vom Amts wegen zuständigen einzelstaatlichen Behörden 
gerichtet werden; auf diese Weise lässt sich das Risiko ver­
ringern oder völlig ausschalten, dass für die Sache nicht 
zuständige Behörden in den Austausch personenbezogener 
Daten einbezogen werden (siehe Artikel 7 Absätze 2 und 3 
der ESA-Initiative und Artikel 6 Absätze 3 und 4 der EEA- 
Initiative). 

41. Die Initiativen sollten daher Bestimmungen enthalten, nach 
denen die Mitgliedstaaten angehalten werden, für Folgendes 
zu sorgen:
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( 32 ) Siehe Stellungnahme des EDSB zu dem Vorschlag für einen Rah­
menbeschluss des Rates über den Schutz personenbezogener Daten, 
die im Rahmen der polizeilichen und justiziellen Zusammenarbeit 
in Strafsachen verarbeitet werden (KOM(2005) 475 endgültig), 
ABl. C 47 vom 25.2.2006, S. 27, Ziffern 5-7. 

( 33 ) Allgemein siehe hierzu die Mitteilung der Kommission an den Rat, 
das Europäische Parlament und den Europäischen Wirtschafts- und 
Sozialausschuss — Eine europäische Strategie für die e-Justiz, Brüs­
sel, 30.5.2008, KOM(2008) 329 endgültig, S. 8: „Justizbehörden 
müssen vertrauliche Daten sicher austauschen können“. 

( 34 ) Beschluss 2008/976/JI des Rates vom 16. Dezember 2008 über das 
Europäische Justizielle Netz (ABl. L 348 vom 24.12.2008, S. 130).



a) die zuständigen Behörden verfügen über die angemesse­
nen Ressourcen für die Anwendung der vorgeschlagenen 
Richtlinien; 

b) die zuständigen Beamten halten sich an professionelle 
Standards und unterliegen angemessenen internen Ver­
fahren, damit insbesondere der Schutz der betroffenen 
Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Da­
ten, Verfahrensgerechtigkeit und die Einhaltung der Be­
stimmungen über Vertraulichkeit und des Berufsgeheim­
nisses (geregelt in Artikel 18 der EEA-Initiative) gewähr­
leistet sind. 

42. Darüber hinaus empfiehlt der EDSB die Aufnahme von 
Bestimmungen, mit denen sichergestellt wird, dass bei der 
Verarbeitung personenbezogener Daten wesentliche Grund­
sätze des Datenschutzes beachtet werden, sowie die Einrich­
tung interner Mechanismen, mit denen externen Beteiligten 
die Einhaltung dieser Grundsätze nachgewiesen werden 
kann. Mit derartigen Bestimmungen würden die für die 
Datenverarbeitung Verantwortlichen rechenschaftspflichtig 
(gemäß dem „Grundsatz der Rechenschaftspflicht“, der in 
Zusammenhang mit der derzeitigen Überarbeitung des Da­
tenschutzrahmens diskutiert wird ( 35 )). Sie sind damit ver­
pflichtet, die erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen, um 
gesetzeskonform zu handeln. Diese Bestimmungen sollten 
Folgendes enthalten: 

a) Authentifizierungssysteme, die nur befugten Personen 
Zugang sowohl zu Datenbanken mit personenbezoge­
nen Daten als auch Räumlichkeiten, in denen Beweis­
mittel aufbewahrt werden, gewährt; 

b) die Rückverfolgung von Abrufen personenbezogene Da­
ten und der daran vorgenommenen Verarbeitungen; 

c) die Durchführung von Kontrollen. 

IV.3 Garantien in der EEA-Initiative 

43. Nachdem bestimmte Ermittlungsmaßnahmen besonders 
einschneidend sind, fordert der EDSB gründliche Über­
legungen über die Zulässigkeit von Beweismitteln auf, die 
zu anderen Zwecken als der Verhütung, Ermittlung, Fest­
stellung oder Verfolgung von Straftaten oder Vollstreckung 
strafrechtlicher Sanktionen und der Ausübung des Rechts 
der Verteidigung erhoben wurden. So sollte insbesondere 
sorgfältig die Verwendung von Beweismitteln geprüft wer­
den, die nach Artikel 11 Absatz 1 Buchstabe d des Rah­
menbeschlusses 2008/977/JI gewonnen wurden ( 36 ). 

44. Es sollte daher in die EEA-Initiative eine Ausnahme der 
Anwendung von Artikel 11 Absatz 1 Buchstabe d auf­
genommen werden, der zufolge die im Rahmen der EEA 
erhobenen Beweismittel nicht für andere Zwecke als die 
Verhütung, Ermittlung, Feststellung oder Verfolgung von 
Straftaten oder Vollstreckung strafrechtlicher Sanktionen 
oder die Wahrnehmung des Rechts der Verteidigung ver­
wendet werden dürfen. 

IV.4 Garantien in der ESA-Initiative 

45. Bezüglich der ESA-Initiative ist der EDSB der Auffassung, 
dass die zwischen den zuständigen Behörden ausgetausch­
ten und in Anhang I der Initiative aufgeführten Daten (so­
wohl das Opfer als auch die gefährdende Person betreffend) 
zweckentsprechend und erheblich sind und in einem ange­
messenen Verhältnis zu dem Zweck stehen, für den sie 
erhoben und weiter verarbeitet werden. 

46. Aus der Initiative — und hier insbesondere ihrem Artikel 8 
Absatz 1 Buchstabe b — geht jedoch nicht hinreichend 
deutlich hervor, welche das Opfer betreffenden personen­
bezogenen Daten der gefährdenden Person von der zustän­
digen Behörde des Vollsteckungsstaats mitgeteilt werden. 

47. Nach Auffassung des EDSB sind vor der Weitergabe von 
Informationen an die gefährdende Person die jeweiligen 
Umstände und der Inhalt der von der Justizbehörde des 
Anordnungsmitgliedstaats erlassenen Schutzmaßnahmen 
zu prüfen. Die gefährdende Person sollte nur die personen­
bezogenen Daten des Opfers (zu denen in einigen Fällen 
auch die Kontaktdaten gehören können) erfahren, die für 
die vollständige Durchführung der Schutzmaßnahme unbe­
dingt erforderlich sind. 

48. Der EDSB ist sich der Tatsache bewusst, dass die Weiter­
gabe von Kontaktinformationen (z.B. Telefonnummern, 
Adresse des Opfers sowie andere häufig aufgesuchte Orte 
wie Arbeitsplatz oder Schule der Kinder) das physische und 
psychische Wohlergehen des Opfers tatsächlich gefährden 
und sein Recht auf Wahrung der Privatsphäre und den 
Schutz personenbezogener Daten gefährden kann. Anderer­
seits kann die Angabe wichtiger Adressen in einigen Fällen 
notwendig sein, um die gefährdende Person vor Orten zu 
warnen, deren Betreten ihr untersagt ist. Damit sollen die 
Einhaltung der Anordnung ermöglicht und etwaige Strafen 
für Verstöße verhindert werden. Darüber hinaus kann je 
nach den Umständen die Angabe des Ortes/der Orte, an 
den/die sich die gefährdende Person nicht begeben darf, 
erforderlich sein, um ihre Bewegungsfreiheit nicht unnötig 
einzuschränken. 

49. Im Lichte dieser Überlegungen unterstreicht der EDSB die 
Bedeutung dieses Themas und empfiehlt, in der ESA-Initia­
tive deutlich zu machen, dass je nach den Umständen des 
Falls der gefährdenden Person nur die personenbezogenen
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( 35 ) Siehe Artikel 29-Datenschutzgruppe und Arbeitsgruppe Polizei und 
Justiz, The Future of Privacy (Die Zukunft des Datenschutzes), 
S. 20 ff. 

( 36 ) Nach dieser Bestimmung können Beweismittel auch „für jeden an­
deren Zweck nur mit der vorherigen Zustimmung des übermitteln­
den Mitgliedstaats oder mit Einwilligung der betroffenen Person, die 
sie im Einklang mit dem innerstaatlichen Recht erteilt hat“ verwen­
det werden.



Daten des Opfers zugänglich zu machen sind (zu denen in 
einigen Fällen auch die Kontaktdaten gehören können), die 
für die vollständige Durchführung der Schutzmaßnahme 
unbedingt erforderlich sind ( 37 ). 

50. Schließlich fordert der EDSB eine Klarstellung des Aus­
drucks „elektronische Mittel“ in Erwägungsgrund 10 der 
ESA-Initiative. Es sollte insbesondere erläutert werden, ob 
personenbezogene Daten unter Einsatz „elektronischer Mit­
tel“ verarbeitet werden und, falls dem so ist, welche Garan­
tien in diesem Fall vorgesehen sind. 

V. DATENSCHUTZRVORSCHRIFTEN UND JUSTIZIELLE 
ZUSAMMENARBEIT IN STRAFSACHEN: BEDENKEN BE­

ZÜGLICH DER ESA- UND DER EEA-INITIATIVE 

51. Der Rahmenbeschluss 2008/977/JI findet auf jeglichen Aus­
tausch personenbezogener Daten nach der ESA- und der 
EEA-Initiative Anwendung. 

52. Zwar hat der EDSB anerkannt, dass der Rahmenbeschluss 
2008/977/JI — sofern er von den Mitgliedstaaten umge­
setzt wird — ein großer Schritt in Richtung Datenschutz in 
der polizeilichen und justiziellen Zusammenarbeit ist ( 38 ), 
doch ist der Rahmenbeschluss selbst nicht voll zufrieden­
stellend ( 39 ). Das größte ungelöste Problem ist sein begrenz­
ter Anwendungsbereich. Der Rahmenbeschluss ist be­
schränkt auf den Austausch personenbezogener Daten in 
den Bereichen Polizei und Justiz zwischen Behörden und 
Systemen in verschiedenen Mitgliedstaaten und auf EU- 
Ebene ( 40 ). 

53. Auch wenn dieses Problem mit der ESA- und der EEA- 
Initiative nicht gelöst werden kann, weist der EDSB doch 
nachdrücklich darauf hin, dass das Fehlen eines (hohen) 
gemeinsamen Standards für den Datenschutz in der justi­
ziellen Zusammenarbeit bedeuten könnte, dass eine einzel­
staatliche oder europäische Justizbehörde bei der Bearbei­
tung einer strafrechtlichen Akte mit Daten, die aus einem 
anderen Mitgliedstaat stammen (einschließlich z. B. Beweis­
mitteln, die auf der Grundlage einer EEA erhoben wurden), 

unterschiedliche Datenschutzvorschriften anzuwenden hat, 
nämlich eigenständige einzelstaatliche Regeln (die dem 
Übereinkommen 108 des Europarates entsprechen müssen) 
bei Daten, die im eigenen Mitgliedstaat erhoben wurden, 
und die Regeln zur Umsetzung des Rahmenbeschlusses 
2008/977/JI bei Daten, die aus einem anderen Mitgliedstaat 
stammen. Unterschiedliche „Informationselemente“ könnten 
damit unterschiedlichen Regelwerken unterliegen. 

54. Die Anwendung eines „doppelten“ Datenschutzstandards 
auf jede strafrechtliche Akte mit grenzüberschreitenden Ele­
menten hätte Auswirkungen auf die Alltagsarbeit (zum Bei­
spiel Speicherung der Informationen nach den für die ein­
zelnen übermittelnden Stellen geltenden Rechtsvorschriften; 
Einschränkungen der Weiterverarbeitung auf Ersuchen der 
einzelnen übermittelnden Stellen; im Falle eines Ersuchens 
eines Drittlands würde jede übermittelnde Stelle ihre Zu­
stimmung aufgrund ihrer eigenen Beurteilung der Ange­
messenheit und/oder gemäß internationaler Verpflichtungen 
erteilen, und unterschiedliche Regelung des Rechts auf Zu­
gang für die betroffene Person). Darüber hinaus könnten 
der Schutz und die Rechte der Bürger Unterschiede aufwei­
sen und unterschiedlichen, weit gefassten Ausnahme­
regelungen unterliegen, je nachdem, in welchem Mitglied­
staat die Verarbeitung stattfindet ( 41 ). 

55. Der EDSB wiederholt daher bei dieser Gelegenheit seine 
Auffassung, dass ein umfassender rechtlicher Rahmen für 
den Datenschutz in allen Zuständigkeitsbereichen der EU 
einschließlich Polizei und Justiz erforderlich ist, der sowohl 
auf personenbezogene Daten, die von zuständigen Behör­
den anderer Mitgliedstaaten übermittelt oder zur Verfügung 
gestellt werden, als auch auf die Verarbeitung innerhalb 
eines Mitgliedstaats im RFSR anzuwenden wäre ( 42 ). 

56. Schließlich stellt der EDSB fest, dass die Datenschutzvor­
schriften auf alle Bereiche und die Verwendung von Daten 
zu allen Zwecken angewandt werden sollten ( 43 ). Natürlich 
sollten hinreichend begründete und klar formulierte Aus­
nahmen möglich sein, insbesondere bei personenbezogenen 
Daten, die zu Strafverfolgungszwecken verarbeitet wer­
den ( 44 ). Lücken im Schutz personenbezogener Daten ver­
stoßen gegen den derzeitigen (erneuerten) Rechtsrahmen 
der Europäischen Union. Artikel 3 Absatz 2 der Richtlinie
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( 37 ) Dies scheint auch der Sinn der Änderungsanträge 13 und 55 im 
Entwurf des Berichts über die Initiative für eine Richtlinie des Eu­
ropäischen Parlaments und des Rates über die Europäische Schutz­
anordnung zu sein (00002/2010 — C7-0006/2010 — 2010/0802 
(COD)), 20.5.2010, Ausschuss für bürgerliche Freiheiten, Justiz und 
Inneres — Ausschuss für die Rechte der Frau und die Gleichstellung 
der Geschlechter. 

( 38 ) Siehe die Stellungnahme des EDSB zur Mitteilung der Kommission 
an das Europäische Parlament, den Rat und den Europäischen Wirt­
schafts- und Sozialausschuss „Eine europäische Strategie für die 
e-Justiz“ (2009/C 128/02), ABl. C 128 vom 6.6.2009, S. 13, 
Punkt 17. 

( 39 ) Siehe die drei Stellungnahmen des EDSB zum Vorschlag für einen 
Rahmenbeschluss des Rates über den Schutz personenbezogener 
Daten, die im Rahmen der polizeilichen und justiziellen Zusammen­
arbeit in Strafsachen verarbeitet werden (KOM(2005) 475 endg.), 
ABl. C 47 vom 25.2.2006, S. 27, ABl. C 91 vom 26.4.2007, S. 9, 
ABl. C 139 vom 23.6.2007, S. 1. Siehe ferner die Stellungnahme 
des EDSB zur Mitteilung der Kommission an das Europäische Par­
lament und den Rat mit dem Titel „Raum der Freiheit, der Sicher­
heit und des Rechts im Dienste der Bürger“, ABl. C 276 vom 
17.11.2009, S. 8, Punkte 19, 29 und 30. 

( 40 ) Siehe Artikel 2 des Rahmenbeschlusses 2008/977/JI. 

( 41 ) Siehe Stellungnahme des EDSB zu dem Vorschlag für einen Rah­
menbeschluss des Rates über den Schutz personenbezogener Daten, 
die im Rahmen der polizeilichen und justiziellen Zusammenarbeit 
in Strafsachen verarbeitet werden (ABl. C 139 vom 23.6.2007, 
S. 41), zitiert in Fußnote 39, Ziffer 46. 

( 42 ) In dieser Ansicht eindeutig bestärkt wird der EDSB von der 
Artikel 29-Datenschutzgruppe und der Arbeitsgruppe Polizei und 
Justiz, Die Zukunft des Datenschutzes. Gemeinsamer Beitrag zur 
Konsultation der Europäischen Kommission über den rechtlichen 
Rahmen für das Grundrecht auf Schutz personenbezogener Daten, 
WP 168, angenommen am 1. Dezember 2009, S. 4, 7 ff. und 24 ff. 

( 43 ) Siehe Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament und 
den Rat — Ein Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts im 
Dienste der Bürger, Brüssel, 10.6.2009, KOM(2009) 262 endgültig, 
S. 30: „Die Union muss eine umfassende Regelung zum Schutz 
personenbezogener Daten schaffen, die für sämtliche Zuständig­
keitsbereiche der Union gleichermaßen gilt“. 

( 44 ) Eine solche Vorgehensweise würde auch dem Ziel der dem Lissa­
bon-Vertrag beigefügten Erklärung 21 über den Schutz personen­
bezogener Daten in der justiziellen Zusammenarbeit in Strafsachen 
und der polizeilichen Zusammenarbeit entsprechen.



95/46/EG — in dem die Bereiche Polizei und Justiz vom 
Geltungsbereich der Richtlinie ausgeschlossen werden — 
wird dem Grundgedanken von Artikel 16 AEUV nicht ge­
recht. Diese Lücken werden auch durch das Übereinkom­
men Nr. 108 des Europarates ( 45 ) nicht ausreichend ge­
schlossen, das für alle Mitgliedstaaten verbindlich ist. 

VI. SCHLUSSFOLGERUNGEN UND EMPFEHLUNGEN 

57. Im Hinblick auf die ESA- und die EEA-Initiative empfiehlt 
der EDSB Folgendes: 

— Aufnahme einer spezifischen Bestimmung, nach der die 
Rechtsakte unbeschadet des Rahmenbeschlusses 
2008/977/JI des Rates vom 27. November 2008 über 
den Schutz personenbezogener Daten, die im Rahmen 
der polizeilichen und justiziellen Zusammenarbeit in 
Strafsachen verarbeitet werden, gelten; 

— Aufnahme von Bestimmungen, mit denen die Mitglied­
staaten aufgefordert werden, Folgendes zu gewährleis­
ten: 

— die zuständigen Behörden verfügen über die Res­
sourcen, die für die Anwendung der vorgeschlage­
nen Richtlinien erforderlich sind; 

— die zuständigen Beamten halten sich an professio­
nelle Standards und unterliegen angemessenen inter­
nen Verfahren, damit insbesondere der Schutz der 
betroffenen Personen bei der Verarbeitung per­
sonenbezogener Daten, Verfahrensgerechtigkeit und 
die Einhaltung der Bestimmungen über Vertraulich­
keit und des Berufsgeheimnisses gewährleistet sind; 

— Authentifizierungssysteme, die nur befugten Per­
sonen Zugang sowohl zu Datenbanken mit per­
sonenbezogenen Daten als auch Räumlichkeiten ge­
währt, in denen Beweismittel aufbewahrt werden; 

— Zugriffe und Vorgänge können rückverfolgt werden; 

— es werden Kontrollen durchgeführt. 

58. Im Hinblick auf die ESA-Initiative empfiehlt der EDSB Fol­
gendes: 

— es ist eindeutig zu regeln, dass je nach den Umständen 
des Falls die gefährdende Person nur die personenbezo­
genen Daten des Opfers (zu denen in einigen Fällen 

auch die Kontaktdaten gehören können) erhält, die für 
die vollständige Durchführung der Schutzmaßnahme 
unbedingt erforderlich sind; 

— es ist der Begriff „elektronische Mittel“ in Erwägungs­
grund 10 der ESA-Initiative klarzustellen. 

59. Im Hinblick auf die EEA-Initiative empfiehlt der EDSB Fol­
gendes: 

— Aufnahme einer Bestimmung zum Thema Übersetzun­
gen, angelehnt an Artikel 16 der EEA-Initiative; 

— Aufnahme einer Bestimmung, mit der verhindert wird, 
dass Beweismittel für andere Zwecke als die Verhütung, 
Ermittlung, Feststellung oder Verfolgung von Straftaten 
oder Vollstreckung strafrechtlicher Sanktionen und die 
Ausübung des Rechts der Verteidigung verwendet wer­
den, als Ausnahme von Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe d 
des Rahmenbeschlusses 2008/977/JI; 

— Aufnahme einer Bewertungsklausel in die EEA-Initiative, 
der zufolge die Mitgliedstaaten regelmäßig über die An­
wendung des Instruments Bericht zu erstatten und die 
Kommission eine Zusammenfassung dieser Berichte zu 
erstellen und ggf. angemessene Änderungsvorschläge zu 
unterbreiten hat. 

60. Eher allgemein möchte der EDSB darüber hinaus 

— dem Rat empfehlen, ein Verfahren festzulegen, mit dem 
der EDSB im Fall einer von Mitgliedstaaten eingereich­
ten Initiative angehört wird, in der es um die Verarbei­
tung personenbezogener Daten geht; 

— seine Auffassung wiederholen, dass ein umfassender 
rechtlicher Rahmen für den Datenschutz in allen Zu­
ständigkeitsbereichen der EU einschließlich Polizei und 
Justiz erforderlich ist, der sowohl auf personenbezogene 
Daten, die von zuständigen Behörden anderer Mitglied­
staaten übermittelt oder zur Verfügung gestellt werden, 
als auch auf die Verarbeitung innerhalb eines Mitglied­
staats im RFSR anzuwenden wäre. 

Geschehen zu Brüssel am 5. Oktober 2010. 

Peter HUSTINX 
Europäischer Datenschutzbeauftragter
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( 45 ) Übereinkommen des Europarates zum Schutz der Menschen bei der 
automatischen Verarbeitung personenbezogener Daten, 28. Januar 
1981, Nr. 108.



Stellungnahme des Europäischen Datenschutzbeauftragten zum Vorschlag für einen Beschluss des 
Rates über die Unterzeichnung des Abkommens zwischen der Europäischen Union und den 
Vereinigten Staaten von Amerika über die Verarbeitung von Zahlungsverkehrsdaten und deren 
Übermittlung aus der Europäischen Union an die Vereinigten Staaten für die Zwecke des 

Programms zum Aufspüren der Finanzierung des Terrorismus (TFTP II) 

(2010/C 355/02) 

DER EUROPÄISCHE DATENSCHUTZBEAUFTRAGTE — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, insbesondere Artikel 16, 

gestützt auf die Charta der Grundrechte der Europäischen 
Union, insbesondere Artikel 8, 

gestützt auf die Richtlinie 95/46/EG des Europäischen Par­
laments und des Rates vom 24. Oktober 1995 über den Schutz 
natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener 
Daten und zum freien Datenverkehr, ( 1 ) 

gestützt auf das dem Europäischen Datenschutzbeauftragten 
übermittelte Ersuchen um Stellungnahme nach Artikel 28 Ab­
satz 2 der Verordnung (EG) Nr. 45/2001 zum Schutz von 
natürlichen Personen bei der Verarbeitung personenbezogener 
Daten durch Organe und Einrichtungen der Gemeinschaft und 
zum freien Datenverkehr, ( 2 ) — 

HAT FOLGENDE STELLUNGNAHME ANGENOMMEN: 

I. EINLEITUNG 

1. Am 15. Juni 2010 nahm die Kommission einen Vorschlag 
für einen Beschluss des Rates über die Unterzeichnung des 
Abkommens zwischen der Europäischen Union und den 
Vereinigten Staaten von Amerika über die Verarbeitung 
von Zahlungsverkehrsdaten und deren Übermittlung aus 
der Europäischen Union an die Vereinigten Staaten für 
die Zwecke des Programms zum Aufspüren der Finanzie­
rung des Terrorismus (TFTP) (im Folgenden „der Vorschlag“) 
an. Der Vorschlag (einschließlich des Texts für den Entwurf 
eines Abkommens mit den Vereinigten Staaten) wurde dem 
EDSB zur Konsultation übermittelt. Der EDSB begrüßt diese 
Konsultation und empfiehlt, einen Hinweis auf die vorlie­
gende Stellungnahme in die Präambel des Vorschlags ein­
zufügen. 

2. Der Vorschlag der Kommission erfolgte auf Grund von 
Änderungen in der Architektur von SWIFT ( 3 ), durch die 
seit dem 1. Januar 2010 garantiert wird, dass die von 
SWIFT versandten Zahlungsverkehrsdaten, die sich auf 
den Europäischen Wirtschaftsraum und die Schweiz bezie­
hen, innerhalb der europäischen Zone — als Abgrenzung 

zur transatlantischen Zone — verbleiben und nicht länger 
im Betriebszentrum in den Vereinigten Staaten gespiegelt 
werden. 

3. Mit dem aktuellen Vorschlag sieht die Kommission zwi­
schen der EU und den Vereinigten Staaten ein internatio­
nales Abkommen vor, das auf Artikel 216 (internationale 
Abkommen), Artikel 82 (justizielle Zusammenarbeit) und 
Artikel 87 (polizeiliche Zusammenarbeit) des Vertrags 
über die Arbeitsweise der Europäischen Union beruht und 
die Übermittlung von relevanten Zahlungsverkehrsdaten, 
die für die Zwecke des vom US-Finanzministerium einge­
setzten Programms zum Aufspüren der Finanzierung des 
Terrorismus erforderlich sind, an das US-Finanzministerium 
erforderlich macht. 

4. Insbesondere Bezug nehmend auf den Beschluss des Euro­
päischen Parlaments vom 11. Februar 2010, die Zustim­
mung zu dem am 30. November 2009 unterzeichneten 
Interimsabkommen zu verweigern, trägt der neue Entwurf 
insbesondere den Bedenken hinsichtlich des Schutzes von 
personenbezogenen Daten, einem Grundrecht, das nach 
dem Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon im Rechtsrah­
men der Europäischen Union eine noch größere Bedeutung 
erlangt hat, Rechnung. 

5. Im Vorschlag wird die Bedeutung des Datenschutzes durch 
eine ausdrückliche Bezugnahme auf die entsprechenden Ar­
tikel der Verträge und anderer internationaler Überein­
künfte sowie durch die Anerkennung des Datenschutzes 
als Grundrecht betont. Allerdings wird nicht die Verwen­
dung von Artikel 16 AEUV als Rechtsgrundlage vorgese­
hen, ungeachtet der Tatsache, dass in Artikel 1 Absatz 1 
des vorgeschlagenen Abkommens betont wird, dass ein auf 
einem hohen Niveau angesiedelter Datenschutz zu seinen 
wesentlichen Zielen gehört. Diesbezüglich wiederholt der 
EDSB, dass dieses Abkommen nicht nur den Austausch 
personenbezogener Daten, sondern ebenfalls den Schutz 
dieser Daten betrifft. Aus diesem Grund kommt 
Artikel 16 AEUV keine geringere Relevanz zu, als den Ar­
tikeln 82 und 87 AEUV, die sich auf die Zusammenarbeit 
im Bereich der Rechtsdurchsetzung beziehen und als 
Rechtsgrundlage gewählt wurden. 

6. Der Vorschlag unterliegt dem in Artikel 218 Absatz 6 
AEUV aufgeführten Verfahren. Gemäß diesem Verfahren 
kann die Kommission lediglich nach Zustimmung des Eu­
ropäischen Parlaments einen Beschluss über die Genehmi­
gung des Abschlusses eines Abkommens verabschieden. 
Aus diesem Grund ist dieser Vorschlag ein entscheidender 
„Testfall“ für die Anwendung der neuen Lissabonner Ver­
fahren auf ein internationales Abkommen über den Schutz 
von personenbezogenen Daten. Durch die Gewährleistung 
einer zufriedenstellenden Festlegung der Datenschutzprinzi­
pien und Garantien in diesem Abkommen wird der Weg 
für den Erfolg bei anderen Verhandlungen geebnet.
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( 1 ) ABl. L 281 vom 23.11.1995, S. 31. 
( 2 ) ABl. L 8 vom 12.1.2001, S. 1. 
( 3 ) SWIFT ist ein in Belgien ansässiges Unternehmen, das einen globalen 

Datendienst für Finanzinstitute betreibt. Seit 2001 hat das US-Fi­
nanzministerium SWIFT administrative Vorladungen geschickt, um 
Zugang zu bestimmten, mit dem Zahlungsverkehr in Zusammen­
hang stehenden personenbezogenen Daten zu erhalten, die auf ei­
nem Server auf dem Hoheitsgebiet der Vereinigten Staaten gespiegelt 
werden.



7. In diesem Zusammenhang unterstreicht der EDSB die Be­
deutung der Verhandlungen über ein Abkommen zwischen 
der Europäischen Union und den Vereinigten Staaten von 
Amerika über den Schutz personenbezogener Daten, die 
zum Zweck der Verhütung, Ermittlung, Aufdeckung oder 
Verfolgung von Straftaten einschließlich Terrorismus im 
Rahmen der polizeilichen und justiziellen Zusammenarbeit 
in Strafsachen ausgetauscht und verarbeitet werden. Der 
Mandatsentwurf für die Aufnahme dieser Verhandlungen 
wurde von der Kommission am 26. Mai 2010 verabschie­
det. Bei der Präsentation dieses Mandatsentwurfs betonte 
die Kommission die Notwendigkeit eines tragfähigen Ab­
kommens über den Schutz personenbezogener Daten ( 1 ). 

8. Vor diesem Hintergrund empfiehlt der EDSB, dem aktuellen 
Vorschlag eine eindeutige Verknüpfung zu den Verhand­
lungen mit den Vereinigten Staaten über diesen allgemeinen 
Rechtsrahmen für den transatlantischen Datenschutz hin­
zuzufügen. Es sollte sichergestellt werden, dass diese Stan­
dards ebenso im TFTP-II-Abkommen anwendbar sind. Der 
EDSB empfiehlt, diese Voraussetzung in das aktuelle Ab­
kommen aufzunehmen bzw. zumindest mit der Regierung 
der Vereinigten Staaten zu vereinbaren, dass ein mögliches 
künftiges Abkommen über den Datenschutz den im aktu­
ellen Vorschlag vorgesehenen Austausch einschließt. 

9. Schließlich unterstützt der EDSB aktiv die Positionen der 
Datenschutzgruppe nach Artikel 29 und der Arbeitsgruppe 
Polizei und Justiz. Unabhängig von den in diesen Positio­
nen angeführten oder anzuführenden Argumenten wird in 
der vorliegenden Stellungnahme unter Berücksichtigung 
von zu einem früheren Zeitpunkt vorgebrachten Anmer­
kungen des EDSB, die sich sowohl auf das Interimsabkom­
men als auch auf die fortlaufenden Verhandlungen mit den 
Vereinigten Staaten beziehen, der aktuelle Vorschlag ana­
lysiert. 

II. PRÜFUNG DES VORSCHLAGS 

II.1 Vorschlag enthält einige Verbesserungen 

10. Der EDSB erkennt an, dass in diesem Vorschlag im Ver­
gleich zum Interimsabkommen TFTP I bestimmte wesentli­
che Verbesserungen vorgesehen sind, wie zum Beispiel: 

— Der Ausschluss von SEPA-Daten. Der Vorschlag sieht 
ausdrücklich vor, dass Ersuchen des US-Finanzministe­
riums keine Daten zum Gegenstand haben sollten, die 
sich auf den einheitlichen Euro-Zahlungsverkehrsraum 
beziehen (Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe d). 

— Die Definition des Terrorismus. In Artikel 2 des Vor­
schlags erfolgt eine Definition des Terrorismus auf der 
Grundlage von Artikel 1 des Rahmenbeschlusses 
2002/475/JI des Rates ( 2 ). 

11. Ferner werden im Vorschlag, über die Forderungen des 
Europäischen Parlaments und der Europäischen Daten­
schutzbehörden hinaus, eine Reihe von Bestimmungen fest­

gelegt (Artikel 14-18), die die Rechte der betroffenen Per­
sonen zum Gegenstand haben, wie beispielsweise das Recht 
auf Information, das Recht auf Auskunft, das Recht auf 
Berichtigung, Löschung oder Sperrung sowie das Recht 
auf Entschädigung. Allerdings ist die konkrete Durchsetz­
barkeit dieser Bestimmungen und Verfahren, die von Nicht- 
US-Bürgern bzw. nicht auf dem US-Hoheitsgebiet Ansässi­
gen zu befolgen sind, immer noch nicht eindeutig (siehe 
Kapitel II Artikel 2 Absatz 3 weiter unten). 

II.2 Allerdings sind weitere Verbesserungen erforder­
lich 

12. Der EDSB unterstützt in vollem Umfang die in Artikel 1 
Absatz 1 des Vorschlags angeführte uneingeschränkte Ach­
tung der Privatsphäre und des Schutzes personenbezogener 
Daten. In diesem Zusammenhang weist der EDSB darauf 
hin, dass immer noch einige offene Fragen zu klären und 
Schlüsselelemente zu verbessern sind, damit die Bestim­
mungen des Rechtsrahmens der EU zum Schutz personen­
bezogener Daten eingehalten werden. 

II.2.1 Ist die angestrebte Verarbeitung personenbezogener Daten 
tatsächlich erforderlich und angemessen? 

13. Der EDSB ist sich voll und ganz bewusst, dass die Bekämp­
fung des Terrorismus und der Terrorismusfinanzierung 
eventuelle Beschränkungen des Rechts auf Schutz personen­
bezogener Daten sowie der Bestimmungen über das Bank­
geheimnis erforderlich macht. Dies erfolgt bereits in einer 
Reihe von EU-Verträgen, ( 3 ) in denen verschiedene Maßnah­
men zur Bekämpfung einer missbräuchlichen Verwendung 
des Finanzsystems zum Zwecke der Geldwäsche und der 
Terrorismusfinanzierung festgelegt sind. Diese Verträge be­
inhalten ebenso spezifische Bestimmungen zur Gewährleis­
tung des Informationsaustauschs mit den Behörden von 
Drittländern sowie Garantien zum Schutz von personenbe­
zogenen Daten, die mit der Richtlinie 95/46/EG überein­
stimmen. 

14. Darüber hinaus gewährleistet das zwischen der EU und den 
Vereinigten Staaten bestehende Abkommen über gegensei­
tige Rechtshilfe ausdrücklich den Austausch von Informa­
tionen über Bankkonten und den Zahlungsverkehr zwi­
schen den Strafverfolgungsbehörden und es legt die Voraus­
setzungen und Beschränkungen für diesen Austausch fest. 
Auf internationaler Ebene bilden die so genannten Egmont 
Prinzipien ( 4 ) die Grundlage für den internationalen Aus­
tausch von Zahlungsverkehrsdaten zwischen den zentralen 
Meldestellen, während gleichzeitig Beschränkungen und Ga­
rantien im Hinblick auf die Verwendung der ausgetauschten 
Daten festgelegt werden. Darüber hinaus bestehen bereits 
Verträge über den Datenaustausch zwischen den Vereinig­
ten Staaten, Europol und Eurojust und gewähren gleichzei­
tig den Informationsaustausch sowie den Schutz von per­
sonenbezogenen Daten.
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( 1 ) Siehe Pressemitteilung: http://europa.eu/rapid/pressReleasesAction. 
do?reference=IP/10/609&format=HTML&aged=0&language= 
EN&guiLanguage=en 

( 2 ) Rahmenbeschluss des Rates vom 13. Juni 2002 zur Terrorismusbe­
kämpfung, (ABl. L 164 vom 22.6.2002, S. 3). 

( 3 ) Insbesondere Richtlinie 2005/60/EG zur Verhinderung der Nutzung 
des Finanzsystems zum Zwecke der Geldwäsche und der Terroris­
musfinanzierung sowie Verordnung (EG) Nr. 1781/2006 über die 
Übermittlung von Angaben zum Auftraggeber bei Geldtransfers. 

( 4 ) http://www.egmontgroup.org/library/download/5
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15. Vor diesem Hintergrund betont der Vorschlag der Kommis­
sion die Geeignetheit des TFTP-Programms, wie er vom US- 
Finanzministerium und in den Berichten der hochgestellten 
Persönlichkeit dargelegt wird. Allerdings handelt es sich bei 
der in Artikel 8 EMRK festgelegten Bestimmung zur Recht­
fertigung von Eingriffen in das Privatleben eher um eine 
„Notwendigkeit“ als um eine „Geeignetheit“. 

16. Nach Ansicht des EDSB muss die tatsächliche Notwendig­
keit dieses Abkommens, unter Berücksichtigung bereits be­
stehender Verträge, ausreichend nachgewiesen werden, oder 
mit anderen Worten, es ist zu prüfen, inwiefern das Ab­
kommen tatsächlich erforderlich ist, um Ergebnisse zu er­
zielen, die nicht durch den Einsatz von Verträgen, die einen 
geringeren Eingriff in die Privatsphäre mit sich bringen, wie 
beispielsweise die bereits im Rechtsrahmen der EU sowie 
dem internationalen Rechtsrahmen existierenden Verträge, 
erreicht werden könnten. Nach Ansicht des EDSB sollte 
diese zusätzliche Notwendigkeit als Voraussetzung für jed­
wede Abkommen mit den Vereinigten Staaten über den 
Austausch von Finanzdaten sowie ebenso angesichts des 
stark in die Privatsphäre eingreifenden Charakters des Ab­
kommens (siehe ebenfalls die Artikel 18-22 im Hinblick auf 
die Verhältnismäßigkeit) unmissverständlich dargelegt wer­
den. 

17. Der EDSB ist nicht in der Lage, die Notwendigkeit dieses 
Abkommens zu beurteilen. Allerdings verdienen, selbst 
wenn die Notwendigkeit des Abkommens erwiesen werden 
sollte, immer noch andere Punkte die Aufmerksamkeit der 
Verhandlungsführer. 

18. Die Verhältnismäßigkeit ist bei der Beurteilung des Um­
fangs von übermittelten personenbezogenen Daten und 
des Aufbewahrungszeitraums für diese Daten ebenfalls das 
Hauptkriterium. Artikel 4 des Vorschlags beschränkt den 
Umfang der von den Vereinigten Staaten unterbreitbaren 
Ersuchen. Allerdings ist im Vorschlag immer noch vorgese­
hen, personenbezogene Daten in Massenübertragungen an 
die Vereinigten Staaten zu übermitteln und diese dort wäh­
rend eines Zeitraums von 5 Jahren aufzubewahren, unab­
hängig davon, ob die Daten extrahiert wurden oder ob eine 
nachgewiesene Verbindung zu einer bestimmten Ermittlung 
oder Verfolgung besteht. 

M a s s e n ü b e r t r a g u n g e n 

19. Der Vorschlag basiert ungeachtet der Forderungen des Eu­
ropäischen Parlaments sowie der Europäischen Daten­
schutzbehörden immer noch auf dem Konzept von Massen­
übertragungen personenbezogener Daten an das US-Finanz­
ministerium. Diesbezüglich ist es wichtig klarzustellen, dass 
die Tatsache, dass im aktuellen SWIFT-System keine gezielte 
Suche möglich ist, nicht als eine ausreichende Begründung 
für die Durchführung von Massenübertragungen von Daten 
nach dem europäischen Datenschutzrecht angesehen wer­
den kann. 

20. Demzufolge ist der EDSB der Ansicht, dass Lösungen ge­
funden werden sollten, mit deren Hilfe sichergestellt wird, 
dass die Massenübertragungen durch Mechanismen ersetzt 
werden, die eine Filterung von Zahlungsverkehrsdaten in­
nerhalb der EU ermöglichen und somit gewährleistet wird, 

dass ausschließlich relevante und erforderliche Daten an die 
Behörden der Vereinigten Staaten übermittelt werden. Falls 
diese Lösungen nicht sofort gefunden werden können, 
sollte im Abkommen auf jeden Fall eine kurze Übergangs­
periode festgelegt werden, nach deren Ablauf Massenüber­
tragungen nicht länger zulässig sind. 

A u f b e w a h r u n g s f r i s t 

21. Im Hinblick auf die Aufbewahrungsfrist ist der EDSB der 
Ansicht, dass im Vorschlag maximale Aufbewahrungsfristen 
korrekt festgelegt sind, sowie Mechanismen zur Sicherstel­
lung, dass personenbezogene Daten gelöscht werden, so­
bald sie nicht mehr erforderlich sind. Allerdings scheinen 
die Bestimmungen von Artikel 6 des Vorschlags im Hin­
blick auf nicht extrahierte Daten in die entgegengesetzte 
Richtung zu gehen. Zunächst ist das Konzept „nicht extra­
hierter Daten“ nicht eindeutig und sollte deswegen erläutert 
werden. Zweitens sind die Gründe, auf deren Grundlage es 
erforderlich ist, nicht extrahierte Daten für einen Zeitraum 
von 5 Jahren aufzubewahren, nicht nachgewiesen. 

22. Der EDSB erkennt in vollem Umfang die Notwendigkeit an, 
sicherzustellen, dass auf personenbezogene Daten, die für 
eine bestimmte gerichtete Ermittlung oder Verfolgung ge­
gen Terrorismus benötigt werden, soweit erforderlich, zu­
gegriffen werden kann oder diese Daten verarbeitet und 
aufbewahrt werden können, in bestimmten Fällen auch 
für einen 5 Jahre überschreitenden Zeitraum, da personen­
bezogene Daten für lange andauernde Ermittlungen oder 
Gerichtsverfahren benötigt werden können. Allerdings 
sollte in der Annahme, dass es sich bei nicht extrahierten 
Daten um in Massenübertragungen übermittelte Daten han­
delt, worauf im Zusammenhang mit einer bestimmten Er­
mittlung oder Verfolgung weder zugegriffen wird, noch 
diese Daten verwendet wurden, die Aufbewahrungsfrist, 
während derer diese Daten gespeichert werden können, 
weiter eingeschränkt werden. In dieser Hinsicht ist es 
zweckmäßig hervorzuheben, dass das Bundesverfassungs­
gericht bei der Speicherung von Telekommunikationsdaten 
den Standpunkt vertritt, dass eine Aufbewahrungsfrist von 
6 Monaten bereits sehr lang ist und folglich einer angemes­
senen Rechtfertigung bedarf ( 1 ). Das Verfassungsgericht 
scheint für Daten, die nicht mit irgendeiner bestimmten 
Ermittlung in Beziehung stehen, einen Zeitraum von maxi­
mal 6 Monaten für angemessen zu erachten. 

II.2.2 Gewährleistest der Vorschlag die Aufsicht durch eine Jus­
tizbehörde? 

23. Gemäß dem Verhandlungsmandat sollte einer öffentlichen 
Justizbehörde die Verantwortung zukommen, die Ersuchen 
vom US-Finanzministerium entgegenzunehmen, ihre Über­
einstimmung mit dem Abkommen zu überprüfen und ge­
gebenenfalls beim Anbieter eine Übermittlung der Daten 
auf der Grundlage eines „Push“-Systems anzufordern. So­
wohl das Europäische Parlament als auch der EDSB begrüß­
ten diese Vorgehensweise, die eine grundlegende Garantie 
— in Übereinstimmung mit den nationalen Verfassungen 
und Rechtssystemen der Mitgliedstaaten — zur Gewährleis­
tung rechtmäßiger und ausgewogener Datenübermittlungen 
sowie einer unabhängigen Aufsicht darstellt.

DE C 355/12 Amtsblatt der Europäischen Union 29.12.2010 

( 1 ) Urteil vom 2. März 2010.



24. Allerdings wird diese Aufgabe im Vorschlag Europol, einer 
EU-Einrichtung für die Prävention und Bekämpfung von 
organisierter Kriminalität, Terrorismus und anderen Formen 
schwerer Kriminalität, von denen zwei oder mehr Mitglied­
staaten betroffen sind, übertragen. ( 1 ) Es ist offenkundig, 
dass es sich bei Europol um keine Justizbehörde handelt. 

25. Darüber hinaus hat Europol ein bestimmtes Interesse am 
Austausch von personenbezogenen Daten auf der Grund­
lage des vorgeschlagenen Abkommens. Artikel 10 des Ab­
kommens stattet Europol mit der Befugnis aus, im Rahmen 
des TFTP relevante Informationen anzufordern, wenn ein 
Grund für die Annahme besteht, dass eine natürliche oder 
juristische Person eine Verbindung zu Terrorismus aufweist. 
Es ist schwierig, diese Befugnis von Europol, die für die 
Durchführung der Aufgaben von Europol wichtig sein 
mag und die gute Beziehungen mit dem US-Finanzministe­
rium voraussetzt, mit der Aufgabe von Europol, eine un­
abhängige Aufsicht zu gewährleisten, zu vereinbaren. 

26. Darüber hinaus fragt sich der EDSB, inwiefern der aktuelle 
Rechtsrahmen — insbesondere ohne eine Änderung der 
Rechtsgrundlage gemäß dem im Lissaboner Vertrag fest­
gelegten ordentlichen Verfahren — Europol mit den Auf­
gaben und Befugnissen betraut, ein administratives Ersu­
chen aus einem Drittland als „rechtsverbindlich“ (Artikel 4 
Absatz 5) für ein Privatunternehmen einzustufen, wodurch 
diese „befugt und verpflichtet“ wird, diesem Drittland Daten 
bereitzustellen. In diesem Zusammenhang ist die Anmer­
kung angebracht, dass beim aktuellen Stand des EU-Rechts 
nicht offenkundig ist, ob eine Entscheidung von Europol 
über ein Privatunternehmen einer gerichtlichen Kontrolle 
durch den Europäischen Gerichtshof unterliegt. 

27. Vor diesem Hintergrund wiederholt der EDSB seinen Stand­
punkt, ebenso mit Blick auf das Verhandlungsmandat und 
den aktuellen Rechtsrahmen der EU, dass die Aufgabe zur 
Überprüfung von Ersuchen des US-Finanzministeriums ei­
ner öffentlichen Justizbehörde anvertraut werden sollte. 

II.2.3 Verleiht der Vorschlag den betroffenen Personen durchsetz­
bare Rechte (und Schutz)? 

28. Wie bereits in der Einleitung zu der vorliegenden Stellung­
nahme erwähnt, werden im Vorschlag eine Reihe von Rech­
ten der betroffenen Personen festgelegt, wie das Recht auf 
Information, das Recht auf Auskunft, Löschung oder Sper­
rung sowie das Recht auf Entschädigung. Allerdings ist es 
einerseits erforderlich, bestimmte Elemente dieser Bestim­
mungen zu verbessern und andererseits ihre tatsächliche 
Durchsetzbarkeit zu gewährleisten. 

29. Im Hinblick auf das Recht auf Auskunft über die eigenen 
personenbezogenen Daten sind im Abkommen eine Reihe 
von Beschränkungen festgelegt. Der EDSB erkennt an, dass 
insbesondere im Zusammenhang mit der Bekämpfung von 
Terrorismus Beschränkungen der Rechte der betroffenen 
Personen vorgenommen werden können, soweit dies erfor­
derlich ist. Allerdings sollte im Vorschlag deutlich werden, 
dass, während die Offenlegung von personenbezogenen Da­

ten gegenüber einer betroffenen Person unter den in 
Artikel 15 Absatz 2 erwähnten Umständen sehr wohl be­
schränkt werden kann, die Offenlegung dieser Informatio­
nen gegenüber den europäischen nationalen Datenschutz­
behörden in jedem Fall möglich sein sollte, um diesen Be­
hörden die wirksame Erfüllung ihrer Aufsichtspflicht zu 
ermöglichen. Selbstverständlich sind die Datenschutzbehör­
den bei der Durchführung ihrer Aufgaben an eine Geheim­
haltungspflicht gebunden und gewähren der betroffenen 
Person keine Einsicht in die Daten, solange die Vorausset­
zungen für eine Ausnahme fortbestehen. 

30. Im Hinblick auf das Recht auf Berichtigung legt Artikel 17 
Absatz 2 fest: „Jede Partei unterrichtet, sofern möglich, die 
andere Partei, wenn sie feststellt, dass sie auf der Grundlage 
dieses Abkommens wichtige Angaben übermittelt oder von 
der anderen Partei erhalten hat, die nicht richtig oder nicht 
verlässlich sind“. Der EDSB ist der Ansicht, dass es sich bei 
der Verpflichtung zur Berichtigung von nicht richtigen oder 
nicht verlässlichen Daten um eine grundlegende Garantie 
nicht nur gegenüber der betroffenen Person, sondern 
auch hinsichtlich der Handlungseffizienz der Strafverfol­
gungsbehörden handelt. Daher sollten am Datenaustausch 
beteiligte Behörden Mechanismen einsetzen, durch die eine 
Berichtigung immer möglich ist und im Vorschlag sollten 
folglich die Wörter „sofern möglich“ gelöscht werden. 

31. Das Hauptanliegen des EDSB bezieht sich allerdings auf die 
konkrete Durchsetzbarkeit dieser Rechte. Einerseits sollte 
der Vorschlag aus Gründen der Rechtssicherheit und Trans­
parenz detailliert festlegen, welche konkreten Verfahren die 
betroffenen Personen nutzen können, um die ihnen vom 
Abkommen zuerkannten Rechte durchzusetzen, und zwar 
sowohl in der EU als auch in den Vereinigten Staaten. 

32. Anderseits ist in Artikel 20 Absatz 1 ausdrücklich und klar 
festgelegt, dass durch das Abkommen „(…) keinerlei Rechte 
oder Vergünstigungen für Personen oder Einrichtungen pri­
vater oder öffentlicher Art begründet oder auf diese über­
tragen ([werden)“. Der EDSB merkt an, dass diese Bestim­
mung den verbindlichen Charakter derjenigen Bestimmun­
gen des Abkommens, durch die unter US-Recht zum ak­
tuellen Zeitpunkt weder anerkannte noch durchsetzbare 
Rechte der betroffenen Personen gewährleistet werden, zu 
annullieren oder zumindest in Frage zu stellen scheint, ins­
besondere wenn es sich bei den betroffenen Personen we­
der um US-Bürger noch um dauerhaft in den Vereinigten 
Staaten Ansässige handelt. Beispielsweise gewährt das US- 
Datenschutzgesetz ein qualifiziertes Recht auf Auskunft 
über personenbezogene Informationen. Dieses Recht ist 
dem der Öffentlichkeit durch das US-Gesetz über Informa­
tionsfreiheit verliehenen allgemeinen Recht auf Auskunft 
übergeordnet. Allerdings ist im US-Datenschutz eindeutig 
festgelegt, dass ein Ersuchen auf Auskunft über sich auf 
die eigene Person beziehende Informationen ausschließlich 
möglich ist für „einen Staatsbürger der Vereinigten Staaten 
oder einen Ausländer, der über eine ordnungsgemäße Auf­
enthaltserlaubnis verfügt“ ( 2 ).
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( 1 ) Siehe beispielsweise Artikel 3 des Beschlusses 2009/371/JI des Rates 
zur Errichtung des Europäischen Polizeiamts (Europol), ABl. L 121 
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33. Der EDSB empfiehlt aus diesem Grund, dass die aktuelle 
Formulierung in Artikel 20 Absatz 1 überarbeitet werden 
sollte, damit gewährleistet ist, dass die durch den Vorschlag 
verliehenen Rechte ebenfalls auf dem Hoheitsgebiet der Ver­
einigten Staaten in deutlicher Form festgelegt und tatsäch­
lich durchsetzbar sind. 

II.2.4 Gewährleistet der Vorschlag eine zufriedenstellende unab­
hängige Aufsicht und Überwachung? 

34. In Artikel 12 des Vorschlags werden verschiedene Ebenen 
für die Überwachung der durch das Abkommen festgeleg­
ten Bedingungen und Garantien festgelegt. „Unabhängige 
Prüfer“ überwachen in Echtzeit und nachträglich die vom 
US-Finanzministerium veranlassten Suchabfragen. Darüber 
hinaus führt „eine unabhängige von der Europäischen Kom­
mission ernannte Person“ eine fortlaufende Überwachung 
der ersten Aufsichtsebene einschließlich deren Unabhängig­
keit durch. Es sollte geklärt werden, worin die Aufgabe 
dieser unabhängigen Person bestehen, wie gewährleistet 
wird, dass sie ihre Aufgaben effizient erfüllen kann und 
wem diese Person unterstellt ist. 

35. Artikel 13 legt ebenfalls einen Mechanismus für eine ge­
meinsame Überprüfung fest, die nach 6 Monaten und an­
schließend in regelmäßigen Abständen durchzuführen ist. 
Diese gemeinsame Überprüfung wird von einer gemein­
samen EU-US-Delegation durchgeführt, einschließlich Ver­
tretern zweier Datenschutzbehörden für die EU-Delegation, 
und hat einen Bericht zum Ergebnis, den die Kommission 
dem Europäischen Parlament und dem Rat vorstellt. 

36. Der EDSB betont, dass die unabhängige Überwachung ein 
Schlüsselelement des Rechts auf den Schutz personenbezo­
gener Daten darstellt, wie von Artikel 16 AEUV und 
Artikel 8 der Charta der Grundrechte der Europäischen 
Union bestätigt wird. Vor kurzem hat der Gerichtshof in 
seinem Urteil vom 9. März 2010 strenge Kriterien für die 
Unabhängigkeit aufgestellt (Kommission/Bundesrepublik 
Deutschland) ( 1 ). Es ist offenkundig, dass Drittländern nicht 
dieselben strengen Kriterien auferlegt werden können, es ist 
jedoch ebenfalls klar, dass nur dann ein angemessener 
Schutz personenbezogener Daten stattfinden kann, ( 2 ) 
wenn ausreichende Garantien für eine unabhängige Auf­
sicht bestehen. Dies ist ebenfalls eine Voraussetzung für 
internationale Abkommen mit Ländern, deren Rechtssystem 
nicht die Notwendigkeit einer Kontrolle durch eine unab­
hängige Behörde vorsieht. 

37. Vor diesem Hintergrund ist es von grundlegender Bedeu­
tung, dass im Abkommen zumindest die Modalitäten für 
die Aufsicht und die gemeinsame Überprüfung sowie die 
Befugnisse und Unabhängigkeitsgarantien der mit der Auf­
sicht befassten Personen eindeutig definiert werden, anstatt 
zu einem späteren Zeitpunkt von den Parteien „gemeinsam 
koordiniert“ oder festgelegt zu werden. Insbesondere ist es 
wichtig zu gewährleisten, dass sowohl die von der Europäi­
schen Kommission ernannte Person als auch die Vertreter 
der europäischen Datenschutzbehörden in die Lage versetzt 
werden, unabhängig zu handeln und ihre Überwachungs­
aufgaben wirksam durchzuführen. 

38. Darüber hinaus sollte im Vorschlag nicht nur der Zeitpunkt 
für die erste gemeinsame Prüfung festgelegt werden, son­
dern ebenfalls der Zeitplan für die darauf folgende Über­
prüfung, die beispielsweise im darauf folgenden Jahr statt­
finden könnte. Der EDSB empfiehlt ebenso, eine Beziehung 
zwischen dem Ergebnis dieser gemeinsamen Überprüfungen 
und der Dauer des Abkommens zu erstellen. 

39. In diesem Zusammenhang betont der EDSB, dass eine Aus­
laufklausel wünschenswert ist, und zwar ebenso vor dem 
Hintergrund der möglichen Verfügbarkeit von langfristig 
stärker zielgerichteten Lösungen. Eine Auslaufklausel 
könnte ebenfalls als positiver Anreiz zur Gewährleistung 
dafür dienen, dass die erforderlichen Anstrengungen zur 
Entwicklung solcher Lösungen in die Wege geleitet werden, 
wodurch kein Grund zur weiteren Übermittlung von Mas­
sendaten an das US-Finanzministerium besteht. 

40. Zur Erhöhung der Effizienz sowohl der Aufsicht als auch 
der gemeinsamen Überprüfung sollten Informationen und 
relevante Daten zur Anzahl von Ersuchen auf Auskunft und 
Entschädigung sowie im Hinblick auf die mögliche Weiter­
behandlung (Löschung, Berichtigung usw.) verfügbar sein, 
ebenso, wie zur Anzahl der Entscheidungen über eine Be­
schränkung der Rechte betroffener Personen. Ebenso sollten 
im Hinblick auf die Überprüfung Informationen nicht nur 
hinsichtlich der Anzahl der Zahlungsverkehrsdaten, zu de­
nen das US-Finanzministerium „Zugang“ hatte, sondern 
auch der Zahlungsverkehrsdaten, die dem US-Finanzminis­
terium „bereitgestellt“ wurden, verfügbar sein. Dies sollte im 
Abkommen festgelegt werden. 

41. Darüber hinaus sollten die Befugnisse und Zuständigkeiten 
der europäischen Datenschutzbehörden durch diesen Vor­
schlag in keiner Weise beschränkt werden. In dieser Hin­
sicht merkt der EDSB an, dass der Vorschlag im Verhältnis 
zum TFTP-Interimsabkommen einen Rückschritt bedeutet. 
Tatsächlich wird in der Präambel des vorhergehenden Ab­
kommens festgelegt, dass „dieses Abkommen keine Abwei­
chung von den bestehenden Befugnissen der Datenschutz­
behörden der Mitgliedstaaten zum Schutz natürlicher Per­
sonen bei der Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten 
vorsieht“, während im aktuellen Vorschlag nun darauf hin­
gewiesen wird, dass „die bezeichneten Anbieter … unter der 
Aufsicht der zuständigen Datenschutzbehörden in einer 
Weise gebunden sind, die mit den besonderen Bestimmun­
gen dieses Abkommens im Einklang steht“. Der EDSB emp­
fiehlt aus diesem Grund, im Vorschlag klarzustellen, dass 
durch das Abkommen die Befugnisse der europäischen Da­
tenschutzbehörden nicht beeinträchtigt oder beschränkt 
werden. 

III. SCHLUSSFOLGERUNGEN 

42. Der EDSB erkennt an, dass der vorliegende Vorschlag be­
stimmte wesentliche Verbesserungen im Vergleich zum 
TFTP I Interimsvertrag beinhaltet, wie beispielsweise den 
Ausschluss der SEPA-Daten, eine engere Definition des Ter­
rorismus und weitere detaillierte Bestimmungen zu den 
Rechten der betroffenen Personen.
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( 1 ) Rechtssache C-518/07, noch nicht in der amtlichen Sammlung ver­
öffentlicht. 

( 2 ) In Artikel 8 des vorgeschlagenen Abkommens wird ausgeführt, dass 
davon ausgegangen wird, dass das US-Finanzministerium einen an­
gemessenen Datenschutz gewährleistet.



43. Der EDSB stellt jedoch fest, dass eine wesentliche Voraus­
setzung für die Beurteilung der Legitimität eines neuen 
TFTP-Abkommens eingehalten werden sollte. Die Notwen­
digkeit des Vertrags muss im Verhältnis zu den bereits 
bestehenden EU- und internationalen Instrumenten nach­
gewiesen werden. 

44. Sollte dies der Fall sein, weist der EDSB darauf hin, dass 
immer noch einige offene Fragen zu klären und Schlüssel­
elemente zu verbessern sind, damit die Bestimmungen des 
Rechtsrahmens der EU zum Schutz personenbezogener Da­
ten eingehalten werden. 

— Gewährleistung, dass Massenübertragungen durch Me­
chanismen ersetzt werden, in deren Rahmen die Zah­
lungsverkehrsdaten innerhalb der EU gefiltert werden 
und Sicherstellung, dass ausschließlich relevante und 
erforderliche Daten an US-Behörden übermittelt wer­
den; 

— Erhebliche Verkürzung der Aufbewahrungsfrist für nicht 
extrahierte Daten; 

— Beauftragung einer öffentlichen Justizbehörde mit der 
Überprüfung der Ersuchen des US-Finanzministeriums, 
ebenso mit der Überprüfung des Verhandlungsmandats 
und des aktuellen EU-Rechtsrahmens; 

— Gewährleistung, dass die vom Vorschlag verliehenen 
Rechte der betroffenen Personen eindeutig festgelegt 
und ebenso auf dem Hoheitsgebiet der Vereinigten Staa­
ten tatsächlich durchsetzbar sind; 

— Verbesserung des Mechanismus zur unabhängigen Auf­
sicht und Überwachung durch die folgenden Schritte: 

i) Gewährleistung, dass die Aufgaben und die Rolle 
sowohl der von der Europäischen Kommission er­
nannten Person als auch der Vertreter der europäi­
schen Datenschutzbehörden klar definiert sind und 
diese in die Lage versetzt werden, unabhängig zu 
handeln und ihre Überwachungsaufgaben wirksam 
durchzuführen; 

ii) Gewährleistung, dass gemeinsame Überprüfungen 
regelmäßig durchgeführt werden und dass ihr Er­
gebnis durch eine Auslaufklausel mit der Dauer des 
Abkommens verknüpft wird; 

iii) Erweiterung der für unabhängige Aufsichtspersonen 
und Datenschutzbehörden zugänglichen Informa­
tionen; 

iv) Verhinderung, dass durch das Abkommen die Be­
fugnisse der europäischen Datenschutzbehörden 
beschränkt werden. 

— Einschluss eines Hinweises auf die vorliegende Stellung­
nahme in die Präambel des Vorschlags. 

Geschehen zu Brüssel am 22. Juni 2010. 

Peter HUSTINX 
Europäischer Datenschutzbeauftragter
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Stellungnahme des Europäischen Datenschutzbeauftragten zu der Mitteilung der Kommission an das 
Europäische Parlament und den Rat — „Überblick über das Informationsmanagement im Bereich 

Freiheit, Sicherheit und Recht“ 

(2010/C 355/03) 

DER EUROPÄISCHE DATENSCHUTZBEAUFTRAGTE — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, insbesondere auf Artikel 16, 

gestützt auf die Charta der Grundrechte der Europäischen 
Union, insbesondere Artikel 8, 

gestützt auf die Richtlinie 95/46/EG des Europäischen Par­
laments und des Rates vom 24. Oktober 1995 zum Schutz 
natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener 
Daten und zum freien Datenverkehr ( 1 ), 

gestützt auf das dem Europäischen Datenschutzbeauftragten 
übermittelte Ersuchen um Stellungnahme in Übereinstimmung 
mit der Verordnung (EG) Nr. 45/2001 zum Schutz natürlicher 
Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten 
durch die Organe und Einrichtungen der Gemeinschaft und 
zum freien Datenverkehr ( 2 ), insbesondere auf Artikel 41 der 
Verordnung — 

HAT FOLGENDE STELLUNGNAHME ANGENOMMEN: 

I. EINLEITUNG 

1. Am 20. Juli 2010 hat die Kommission eine Mitteilung mit 
dem Titel „Überblick über das Informationsmanagement im 
Bereich Freiheit, Sicherheit und Recht“ (im Folgenden die 
„Mitteilung)“ ( 3 ) angenommen. Die Mitteilung wurde dem 
EDSB zur Konsultation übermittelt. 

2. Der EDSB begrüßt den Umstand, dass er von der Kommis­
sion konsultiert wurde. Bereits vor der Annahme der Mit­
teilung wurde dem EDSB die Möglichkeit gegeben, infor­
melle Kommentare abzugeben. Viele dieser Kommentare 
wurden in der endgültigen Fassung des Dokuments berück­
sichtigt. 

Zielsetzung und Tragweite der Mitteilung 

3. Der EDSB begrüßt das Ziel der Mitteilung, das darin be­
steht, „zum ersten Mal einen vollständigen Überblick über 
die schon bestehenden, noch in der Umsetzung begriffenen 
oder in Betracht gezogenen Maßnahmen auf EU-Ebene, mit 
denen die Erhebung, die Speicherung und der grenzüber­
greifende Austausch personenbezogener Daten zu Zwecken 
der Strafverfolgung und Migrationssteuerung geregelt wird“ 
zu bieten ( 4 ). Ferner soll mit dem Dokument den Bürgern 
ein Überblick darüber verschafft werden, welche Informa­
tionen zu ihrer Person zu welchen Zwecken und von wem 
erhoben, gespeichert und ausgetauscht werden. Darüber hi­
naus sollte die Mitteilung nach Angaben der Kommission 
ebenso als transparentes Referenzdokument für die Interes­

sengruppen dienen, die sich in die Diskussion über die 
künftige Richtung der EU-Politik in diesem Bereich ein­
schalten möchten. Daher sollte diese Mitteilung zu einem 
sachkundigen Dialog mit allen Interessengruppen beitragen. 

4. Konkret wird in der Mitteilung die Absicht erwähnt, mit 
dem Dokument den Hauptzweck der Instrumente, ihren 
Aufbau, die Art der darin erfassten personenbezogenen 
Daten, „die zugriffsberechtigten Behörden“ ( 5 ) sowie die 
für Datenschutz und Datenspeicherung geltenden Bestim­
mungen klarzustellen. Darüber hinaus enthält Anhang I 
eine begrenzte Zahl an Beispielen zur Veranschaulichung 
der praktischen Anwendung derzeit eingesetzter Informati­
onsmanagementmaßnahmen. 

5. Ferner legt die Kommission im Dokument allgemeine 
Grundsätze („materiellrechtliche Grundsätze“ und „prozess­
orientierte Grundsätze“) fest, die sie bei der künftigen Ent­
wicklung von Instrumenten für die Erhebung, Speicherung 
und den Austausch von Daten zugrunde legen will. Unter 
den „materiellrechtlichen Grundsätzen“ führt die Kommis­
sion Grundsätze auf, wie den Schutz der Grundrechte, ins­
besondere des Rechts auf Privatsphäre und Datenschutz, die 
Notwendigkeit, die Subsidiarität und ein sorgfältiges Risiko­
management. Die „prozessorientierten Grundsätze“ schlie­
ßen die Kostenwirksamkeit, die Politikgestaltung nach 
dem Bottom-up-Prinzip, klare Zuständigkeiten sowie Über­
prüfungs- und Auslaufklauseln ein. 

6. Diese Grundsätze werden gemäß der Mitteilung bei der 
Evaluierung von bestehenden Instrumenten angewandt. 
Durch die Annahme eines solchen auf Grundsätze gestütz­
ten Konzepts für die Entwicklung und Bewertung der Maß­
nahmen sollte sich nach Ansicht der Kommission die Ko­
härenz und Wirksamkeit der derzeitigen und künftigen In­
strumente voraussichtlich so erhöhen, dass die Grundrechte 
der Bürger in vollem Umfang gewahrt werden. 

Ziel der Stellungnahme des EDSB 

7. Der EDSB weist darauf hin, dass es sich bei der Mitteilung 
um ein wichtiges Dokument handelt, durch das ein umfas­
sender Überblick über die bestehenden und (möglichen) 
künftigen Instrumente zum Informationsaustausch im Be­
reich Freiheit, Sicherheit und Recht bereitgestellt wird. Das 
Dokument enthält eine Ausarbeitung der Kapitel 4.2.2 (In­
formationsmanagement) und 5.1 (Integriertes Grenzmana­
gement für die Außengrenzen) des Stockholmer Pro­
gramms ( 6 ). Die Mitteilung wird für die künftige Entwick­
lung dieses Bereichs eine wichtige Rolle spielen.
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( 1 ) ABl. L 281 vom 23.11.1995, S. 31. 
( 2 ) ABl. L 8 vom 12.1.2001, S. 1. 
( 3 ) KOM(2010) 385 endgültig. 
( 4 ) Seite 2 der Mitteilung. 

( 5 ) Im Hinblick auf diesen Absatz ist der EDSB der Ansicht, dass der 
Wortlaut „herausgestellt wird (…) die zugriffsberechtigten Behörden“ 
unter Umständen irreführend ist, weil die Mitteilung weder eine Liste 
mit diesen Behörden beinhaltet, noch diese Behörden in sonstiger 
Weise konkretisiert. Es werden lediglich die Hauptkategorien zu­
griffsberechtigter Personen oder Behörden aufgeführt. 

( 6 ) Das Stockholmer Programm — Ein offenes und sicheres Europa im 
Dienste und zum Schutz der Bürger, Dokument des Rates 
5731/2010 vom 3.3.2010.



Aus diesem Grund erachtet es der EDSB für sinnvoll, die 
verschiedenen Elemente der Mitteilung zu kommentieren, 
ungeachtet des Umstands, dass der Text der Mitteilung 
nicht geändert werden wird. 

8. Der EDSB beabsichtigt, mehrere zusätzliche Begriffe bereit­
zustellen, die seiner Ansicht nach im Rahmen einer wei­
teren Entwicklung des Bereichs Freiheit, Sicherheit und 
Recht zu berücksichtigen sind. In der vorliegenden Stellung­
nahme werden eine Reihe von Begriffen bestimmt, die be­
reits zu einem früheren Zeitpunkt in der Stellungnahme des 
EDSB vom 10. Juli 2009 zur Mitteilung mit dem Titel „Ein 
Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts im 
Dienste der Bürger“ ( 7 ), sowie in einer Reihe von weiteren 
Stellungnahmen und Kommentaren benutzt wurden. Ferner 
werden die zu früheren Gelegenheiten vorgestellten Stand­
punkte weiter ausgeführt. In diesem Zusammenhang ist auf 
den am 1. Dezember 2009 von der Artikel-29-Arbeits­
gruppe und der Arbeitsgruppe Polizei und Justiz angenom­
menen Bericht über die Zukunft des Datenschutzes hin­
zuweisen. Dieser Bericht, der einen gemeinsamen Beitrag 
zur Beratung der Europäischen Kommission hinsichtlich 
des Rechtsrahmens für die Grundrechte auf den Schutz 
personenbezogener Daten darstellt und vom EDSB unter­
stützt wird, liefert wichtige Zielvorgaben für die Zukunft 
des Datenschutzes, der ebenfalls auf den Informationsaus­
tausch im Rahmen der polizeilichen und justiziellen Zu­
sammenarbeit in Strafsachen anzuwenden ist. 

Kontext der Stellungnahme 

9. Der EDSB begrüßt die Mitteilung als Antwort auf das Er­
suchen des Europäischen Rates ( 8 ) zur Entwicklung von EU- 
Instrumenten gemäß einer EU-Strategie für das Informati­
onsmanagement sowie zu Überlegungen im Hinblick auf 
ein europäisches Modell für den Informationsaustausch. 

10. Ferner weist der EDSB darauf hin, dass die Mitteilung 
ebenso als Antwort auf das weiter oben erwähnte Stock­
holmer Programm gelesen werden sollte, das im Rahmen 
der Entwicklung des Informationsaustauschs im Bereich der 
inneren Sicherheit in der EU zu Kohärenz und Konsolidie­
rung aufruft. Genauer gesagt wird in Kapitel 4.2.2 des 
Stockholmer Programms die Europäische Kommission 
dazu aufgefordert, die Notwendigkeit für die Entwicklung 
eines europäischen Informationsaustauschmodells auf der 
Grundlage der Evaluierung der bestehenden Instrumente 
einschließlich des Prüm-Rahmens und des sogenannten 
„schwedischen Rahmenbeschlusses“ zu beurteilen. Bei die­
sen Prüfungen soll festgestellt werden, ob diese Instrumente 
wie ursprünglich vorgesehen funktionieren und ob sie den 
Zielvorgaben der Strategie für das Informationsmanagement 
entsprechen. 

11. Vor diesem Hintergrund ist es sinnvoll zu betonen, dass im 
Stockholmer Programm ein solides Datenschutzregime als 

wesentliche Voraussetzung für die EU-Strategie für das In­
formationsmanagement genannt wird. Diese starke Gewich­
tung des Datenschutzes befindet sich in vollkommener 
Übereinstimmung mit dem Vertrag von Lissabon, der, wie 
bereits weiter oben erwähnt, eine allgemeine Bestimmung 
zum Datenschutz enthält, die allen natürlichen Personen — 
einschließlich Drittstaatsangehörigen — ein gerichtlich 
durchsetzbares Recht auf Datenschutz verleiht und den 
Rat und das Europäische Parlament zur Errichtung eines 
umfassenden Rechtsrahmens zum Datenschutz verpflichtet. 

12. Der EDSB unterstützt des Weiteren die an die Informations­
managementstrategie gestellte Anforderung, gemäß der 
sämtliche neuen gesetzgeberischen Maßnahmen zur Erleich­
terung der Speicherung und des Austauschs personenbezo­
gener Daten lediglich dann vorgeschlagen werden sollten, 
deren Notwendigkeit konkret nachgewiesen wird. Der EDSB 
hat diese Vorgehensweise in verschiedenen Stellungnahmen 
zu gesetzgeberischen Maßnahmen mit Bezug auf den Be­
reich Freiheit, Sicherheit und Recht, z.B. zur zweiten Gene­
ration SIS ( 9 ), zum Zugang zu Eurodac zu Strafverfolgungs­
zwecken ( 10 ), zur Revision der Eurodac und der Dubliner 
Verordnungen ( 11 ), zu der Mitteilung der Kommission zum 
Stockholmer Programm ( 12 ) sowie zu der Mitteilung der 
Kommission über Fluggastdatensätzen ( 13 ) befürwortet. 

13. Bevor neue Instrumente vorgeschlagen werden, ist die Be­
wertung sämtlicher bestehenden Instrumente zum Informa­
tionsaustausch von existentieller Bedeutung. Dies ist umso 
wichtiger, wenn man den Umstand berücksichtigt, dass es 
sich beim aktuellen Rechtsrahmen um ein komplexes Flick­
werk aus verschiedenen Instrumenten und Systemen han­
delt, von denen einige erst vor Kurzem eingeführt wurden, 
so dass ihre Wirksamkeit noch nicht geprüft werden 
konnte; bestimmte neue Instrumente und Systeme durch­
laufen zum aktuellen Zeitpunkt das Einführungsverfahren 
und andere befinden sich noch in Vorbereitung. 

14. Aus diesem Grund stellt der EDSB mit Zufriedenheit fest, 
dass in der Mitteilung ein klarer Zusammenhang zu ande­
ren von der Kommission in die Wege geleiteten Prüfungen 
hergestellt wird, um als Folgemaßnahme des Stockholmer 
Programms eine Bewertung und Prüfung dieses Bereichs 
vorzunehmen.
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( 7 ) Stellungnahme vom 10. Juli 2009 zu der Mitteilung der Kommission 
an das Europäische Parlament und den Rat mit dem Titel „Ein Raum 
der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts im Dienste der Bürger“. 

( 8 ) Schlussfolgerungen des Rates zu einer Strategie für das Informations­
management im Bereich der inneren Sicherheit in der EU, Rats­
tagung Justiz und Inneres vom 30.11.2009. 

( 9 ) Stellungnahme vom 19. Oktober 2005 zu drei Vorschlägen im 
Hinblick auf das Schengener Informationssystem der zweiten Gene­
ration (SIS II). 

( 10 ) Stellungnahme vom 7. Oktober 2009 zu Vorschlägen hinsichtlich 
des Zugangs zu Eurodac zu Strafverfolgungszwecken. 

( 11 ) Stellungnahme vom 18. Februar 2009 zum Vorschlag für eine 
Verordnung über die Errichtung von „Eurodac“ für den Abgleich 
von Fingerabdruckdaten zum Zwecke der effektiven Anwendung 
der Verordnung (EG) Nr. […/…] (zur Festlegung der Kriterien 
und Verfahren zur Bestimmung des Mitgliedstaats, der für die Prü­
fung eines von einem Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen in 
einem Mitgliedstaat gestellten Antrags auf internationalen Schutz 
zuständig ist) und Stellungnahme vom 18. Februar 2009 zum Vor­
schlag zur Bestimmung des Mitgliedstaats, der für die Prüfung eines 
von einem Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen in einem Mit­
gliedstaat gestellten Antrags auf internationalen Schutz zuständig 
ist. 

( 12 ) Siehe Fußnote 6. 
( 13 ) Stellungnahme vom 20. Dezember 2007 zu dem Entwurf eines 

Vorschlags für einen Rahmenbeschluss des Rates über die Verwen­
dung von Fluggastdatensätzen (PNR-Daten) zu Strafverfolgungs­
zecken.



15. In diesem Zusammenhang begrüßt der EDSB insbesondere 
das von der Kommission im Januar 2010 initiierte „Infor­
mation Mapping“, das in enger Kooperation mit einem ent­
sprechenden Projektteam, zusammensetzt aus Vertretern 
der EU und der EFTA-Staaten, von Europol, Eurojust, Fron­
tex und dem europäischen Datenschutzbeauftragten, durch­
geführt wurde ( 14 ). Wie in der Mitteilung erwähnt wird, 
beabsichtigt die Kommission, dem Rat und dem Europäi­
schen Parlament die Ergebnisse des „Information Mapping“ 
noch im Jahr 2010 vorzulegen. Als nächster Schritt ist 
ebenfalls eine Mitteilung zum europäischen Informations­
austauschmodell geplant. 

16. Nach Ansicht des EDSB ist die Herstellung eines klaren 
Bezugs zwischen der Mitteilung und dem „Information 
Mapping“ in hohem Maße wünschenswert, da beides ein­
deutig miteinander verbunden ist. Offenkundig ist es noch 
zu früh für eine Beurteilung der Ergebnisse dieser Prüfun­
gen, und allgemeiner, der Diskussionen über das europäi­
sche Informationsaustauschmodell (bis dato wurde das „In­
formation Mapping“ lediglich von der Kommission als eine 
Art „Inventurprüfung“ vorgestellt). Der EDSB wird diese 
Arbeit weiterhin verfolgen. Darüber hinaus macht der 
EDSB bereits in dieser Phase auf die Notwendigkeit auf­
merksam, Synergien den Weg zu bereiten und im Rahmen 
von sämtlichen von der Kommission im Kontext der Dis­
kussionen über das europäische Informationsaustauschmo­
dell durchgeführten Prüfungen voneinander abweichende 
Schlussfolgerungen zu vermeiden. 

17. Ferner nimmt der EDSB auf die fortgesetzte Überarbeitung 
des Datenschutzrahmens Bezug, insbesondere auf die Ab­
sicht der Kommission, einen umfassenden Rahmen zum 
Datenschutz vorzuschlagen, der ebenfalls die polizeiliche 
und justizielle Zusammenarbeit zur Strafverfolgungszwe­
cken umfasst. 

18. Diesbezüglich stellt der EDSB fest, dass die Mitteilung sich 
— unter Gewährleistung des Schutzes der Grundrechte und 
insbesondere des Rechts auf Privatsphäre und Datenschutz 
— auf Artikel 16 des Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union (AEUV), der eine Rechtsgrundlage für 
die Arbeit an einem derart umfassenden System zum Da­
tenschutz enthält, bezieht. In diesem Zusammenhang stellt 
der EDSB auch fest, dass in der Mitteilung erwähnt wird, 
dass das Dokument nicht die Analyse von bestimmten Da­
tenschutzbestimmungen der besagten Instrumente zum Ge­
genstand hat, da die Kommission auf der Grundlage des 
weiter oben erwähnten Artikel 16 aktuell an einem neuen 
umfassenden Rahmen für den Schutz personenbezogener 
Daten in der EU arbeitet. Der EDSB hofft, dass in diesem 
Zusammenhang ein klarer Überblick über die bestehenden 
und möglicherweise voneinander abweichenden Daten­
schutzsysteme bereitgestellt wird und dass die Kommission 
künftige Entscheidungen auf diesem Überblick begründet. 

19. Schließlich macht der EDSB, obwohl er das Ziel und den 
wesentlichen Inhalt der Mitteilung begrüßt, auf den Um­
stand aufmerksam, dass dieses Dokument lediglich als ers­

ter Schritt im Evaluierungsprozess angesehen werden sollte. 
Diesem Dokument sollten weitere, konkrete Maßnahmen 
folgen, die eine umfassende, integrierte und klar struktu­
rierte EU-Politik zum Austausch und Management von In­
formation zum Ergebnis haben. 

II. ANALYSE SPEZIFISCHER ASPEKTE DER MITTEILUNG 

Zweckbindung 

20. Im Text der Mitteilung bezieht sich die Kommission auf 
den Grundsatz der Zweckbindung folgendermaßen: „Die 
Zweckbindung ist für die meisten der in dieser Mitteilung 
aufgeführten Instrumente ein wichtiger Aspekt“. 

21. Der EDSB begrüßt den Nachdruck, der in der Mitteilung 
dem Grundsatz der Zweckbindung beigemessen wird. Die­
ser Grundsatz erfordert, dass der Zweck, zu dem die per­
sonenbezogenen Daten erhoben werden, spätestens zum 
Zeitpunkt der Erhebung eindeutig festgelegt sein sollte 
und dass die Daten nicht für Zwecke verarbeitet werden 
sollten, die mit diesen ursprünglichen Zwecken nicht ver­
einbar sind. Sämtliche Abweichungen vom Grundsatz der 
Zweckbindung sollten eine Ausnahme darstellen und ledig­
lich unter Einhaltung von strikten Bedingungen und mit 
den erforderlichen gesetzlichen, technischen und sonstigen 
Garantien umgesetzt werden. 

22. Der EDSB bedauert jedoch, dass in der Mitteilung dieser 
fundamentale Datenschutzgrundsatz lediglich „für die meis­
ten der in dieser Mitteilung aufgeführten Instrumente“ als 
wichtiger Aspekt beschrieben wird. Darüber hinaus wird 
auf Seite 25 der Mitteilung auf SIS, SIS II und VIS Bezug 
genommen und ausgeführt: „Mit Ausnahme dieser zentrali­
sierten Informationssysteme ist die Zweckbindung anschei­
nend ein Hauptmerkmal des Informationsmanagements auf 
EU-Ebene“. 

23. Dieser Wortlaut könnte dahingehend interpretiert werden, 
dass dieser Grundsatz nicht in allen Fällen sowie nicht für 
alle Systeme und Instrumente, die mit dem Informations­
austausch in der EU in Beziehung stehen, von grundlegen­
der Bedeutung ist. In diesem Zusammenhang weist der 
EDSB darauf hin, dass Ausnahmen und Beschränkungen 
im Hinblick auf diesen Grundsatz möglich und gegebenen­
falls erforderlich sind, wie in Artikel 13 der Richtlinie 
95/46/EG und Artikel 3 Absatz 2 des Rahmenbeschlus­
ses ( 15 ) ausgeführt wird. Allerdings ist die Gewährleistung 
obligatorisch, dass sämtliche neuen, sich auf den Informa­
tionsaustausch innerhalb der EU beziehenden Instrumente 
lediglich dann vorgeschlagen und angenommen werden, 
wenn der Grundsatz der Zweckbindung gebührend berück­
sichtigt wurde und sämtliche eventuellen Ausnahmen und 
Beschränkungen im Hinblick auf diesen Grundsatz von Fall 
zu Fall sowie nach einer ernsthaften Prüfung entschieden 
werden. Diese Erwägungen sind ebenfalls relevant für SIS, 
SIS II und VIS.
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( 14 ) Der funktionelle Umfang der Prüfung entspricht dem Umfang des 
„schwedischen Rahmenbeschlusses“ (Vorschlag für einen Rahmen­
beschluss des Rates 2006/960/JI), d.h. Informationsaustausch zu 
Strafverfolgungszwecken sowie die Durchführung strafrechtlicher 
Ermittlungen. 

( 15 ) „Die Weiterverarbeitung zu einem anderen Zweck ist zulässig, so­
weit: a) diese Verarbeitung mit den Zwecken, zu denen die Daten 
erhoben worden sind, nicht unvereinbar ist; b) die zuständigen 
Behörden nach den für sie geltenden Rechtsvorschriften zur Ver­
arbeitung solcher Daten zu einem anderen Zweck befugt sind; und 
c) diese Verarbeitung zu diesem anderen Zweck notwendig und 
verhältnismäßig ist.“



24. Alle anderen Vorgehensweisen würden gegen Artikel 8 der 
Charta der Grundrechte der Europäischen Union und gegen 
die EU-Gesetzgebung über den Datenschutz (z. B. die Richt­
linie 95/46/EG, die Verordnung (EG) Nr. 45/2001 oder den 
Rahmenbeschluss des Rates 2008/977/JI) sowie gegen die 
Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs für Men­
schenrechte verstoßen. Nichtbeachtung des Grundsatzes 
der Zweckbindung könnte auch zu einem sogenannten 
„Function Creep“ (schleichende Zweckentfremdung) dieser 
Systeme führen ( 16 ). 

Notwendigkeit und Verhältnismäßigkeit 

25. In der Mitteilung werden (auf Seite 25) die in der Recht­
sprechung des Europäischen Gerichtshof für Menschen­
rechte festgelegten Anforderungen für einen „Verhältnis­
mäßigkeitstest“ ausgeführt und es wird erläutert: „Bei allen 
künftigen Vorschlägen in diesem Bereich wird die Kommis­
sion die erwarteten Auswirkungen auf die Rechte des Ein­
zelnen auf Privatsphäre und auf den Schutz der personen­
bezogenen Daten abschätzen und darlegen, warum die 
Maßnahme notwendig und die vorgeschlagene Lösung im 
Vergleich zum legitimen Ziel der Aufrechterhaltung der 
inneren Sicherheit in der Europäischen Union, zur Ver­
hütung von Straftaten und für die Migrationssteuerung ver­
hältnismäßig ist“. 

26. Der EDSB begrüßt die weiter oben zitierten Aussagen, weil 
er darauf besteht, dass die Wahrung der Verhältnismäßig­
keit und der Notwendigkeit bei Entscheidungen hinsichtlich 
bestehender und neuer Systeme, zu deren Aufgaben die 
Erhebung und der Austausch personenbezogener Daten ge­
hört, stets eine vorherrschende Rolle spielen sollte. Dies ist 
ebenfalls von Bedeutung für die aktuellen Überlegungen, 
wie die Strategie zum Informationsmanagement der EU 
sowie das europäische Informationsaustauschmodell künftig 
aussehen sollten. 

27. Auf diesem Hintergrund begrüßt der EDSB den Umstand, 
dass im Unterschied zu dem von der Kommission bezüg­
lich des Grundsatzes der Zweckbindung verwendeten Wort­
laut (siehe Punkt 20 bis 22 der vorliegenden Stellung­
nahme) die Kommission sich bezüglich der Notwendigkeit 
dazu verpflichtet, bei allen künftigen Vorschlägen die er­
warteten Auswirkungen auf die Rechte des Einzelnen auf 
den Schutz seiner Privatsphäre und seiner personenbezoge­
nen Daten abzuschätzen. 

28. Andererseits macht der EDSB darauf aufmerksam, dass alle 
diese Anforderungen im Hinblick auf die Verhältnismäßig­
keit und die Notwendigkeit aus der bestehenden EU-Gesetz­
gebung (insbesondere der Charta der Grundrechte, die nun 
Bestandteil der primären EU-Gesetzgebung ist) sowie aus 
der wohl dokumentierten Rechtsprechung des Europäischen 
Gerichtshofs für Menschenrechte abgeleitet wurden. Anders 
gesagt, die Mitteilung bringt keine neuen Elemente ein. 
Nach Ansicht des EDSB sollten in der Mitteilung nicht 
lediglich diese Anforderungen wiederholt, sondern konkrete 
Maßnahmen und Mechanismen bereitgestellt werden, mit 
denen gewährleistet wird, dass sowohl der Notwendigkeit 
als auch der Verhältnismäßigkeit Rechnung getragen wird 
und diese beiden Grundsätze in sämtlichen Vorschlägen mit 

Auswirkungen auf die Rechte des Einzelnen praktisch um­
gesetzt werden. Die in Punkt 38 bis 41 diskutierte Folgen­
abschätzung für die Privatsphäre könnte ein gutes Instru­
ment für diesen Zweck darstellen. Darüber hinaus sollte 
diese Abschätzung nicht nur die neuen Vorschläge, sondern 
ebenfalls die bestehenden Systeme und Mechanismen abde­
cken. 

29. Des Weiteren nutzt der EDSB die Gelegenheit zu betonen, 
dass bei der Berücksichtigung der Verhältnismäßigkeit und 
der Notwendigkeit in der EU-Strategie zum Informations­
management darauf bestanden werden sollte, einen gerech­
ten Ausgleich zwischen dem Datenschutz einerseits und der 
Strafverfolgung andererseits zu finden. Dieser Ausgleich be­
deutet nicht, dass der Datenschutz die zur Aufklärung eines 
Verbrechens erforderliche Verwendung von Informationen 
behindern sollte. Sämtliche für diesen Zweck erforderlichen 
Informationen können in Übereinstimmung mit den Daten­
schutzvorschriften verwendet werden ( 17 ). 

Eine objektive und umfassende Bewertung sollte eben­
falls Mängel und Probleme aufzeigen 

30. Das Stockholmer Programm fordert eine objektive und um­
fassende Bewertung sämtlicher Instrumente und Systeme, 
die den Austausch von Informationen innerhalb der Euro­
päischen Union zum Gegenstand haben. Selbstverständlich 
unterstützt der EDSB diesen Standpunkt in vollem Umfang. 

31. Die Mitteilung scheint diesbezüglich allerdings nicht ganz 
ausgeglichen zu sein. In der Mitteilung wird, zumindest 
wenn von Zahlen und Statistiken die Rede ist, denjenigen 
Instrumente Priorität eingeräumt, die sich in der Vergangen­
heit als erfolgreich erwiesen haben und als „Erfolgsgeschich­
ten“ angesehen werden (z. B. die Anzahl der Treffer in SIS 
und Eurodac). Der EDSB stellt den allgemeinen Erfolg dieser 
Systeme nicht in Frage. Allerdings führt er beispielsweise 
an, dass aus den Tätigkeitsberichten der Gemeinsamen Kon­
trollinstanz für das SIS ( 18 ) hervorgeht, dass in einer nicht 
unerheblichen Anzahl von Fällen die SIS-Ausschreibungen 
veraltet, falsch buchstabiert oder falsch waren, was für die 
betroffenen Personen negative Folgen hatte bzw. hätte ha­
ben können. Diese Art von Informationen fehlt in der Mit­
teilung. 

32. Der EDSB empfiehlt der Kommission, den in der Mitteilung 
eingenommenen Standpunkt zu überdenken. Der EDSB 
schlägt vor, in der künftigen Arbeit zum Informations­
management ebenfalls Fehler und Schwächen des Systems 
aufzuführen — wie beispielsweise die Anzahl von Personen, 
die nach einem falschen Treffer im System irrtümlicher­
weise festgenommen oder denen deshalb Unannehmlichkei­
ten bereitet wurden — um einen angemessenen Ausgleich 
zu gewährleisten. 

33. Der EDSB schlägt beispielsweise vor, dass die in SIS/Sirene- 
Ausschreibungen erfassten Daten (Anhang I) durch einen 
Hinweis zu der von der GK durchgeführten Arbeit zur 
Zuverlässigkeit und Richtigkeit der Ausschreibungen er­
gänzt werden.
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( 16 ) Siehe insbesondere die in Fußnote 10 erwähnte Stellungnahme des 
EDSB zu den Vorschlägen hinsichtlich des Zugangs zu Eurodac zu 
Strafverfolgungszwecken. 

( 17 ) Siehe beispielsweise die in Fußnote 13 zitierte Stellungnahme des 
EDSB zu den europäischen Fluggastdatensätzen. 

( 18 ) Siehe den 7. und 8. Tätigkeitsbericht der GK für das SIS (unter 
http://www.schengen-jsa.dataprotection.org/), insbesondere die Kapi­
tel zu den Artikeln 96 und 99 des Schengener Abkommens.

http://www.schengen-jsa.dataprotection.org/


Zuständigkeit 

34. Unter den auf den Seiten 29-30 aufgeführten „prozessori­
entierten Grundsätzen“ führt die Mitteilung den Grundsatz 
der „klaren Zuständigkeiten“ an, insbesondere im Hinblick 
auf die anfängliche Gestaltung der Governance-Strukturen. 
In der Mitteilung werden in diesem Zusammenhang Pro­
bleme mit dem SIS II-Projekt sowie die künftigen Verpflich­
tungen einer IT-Agentur aufgeführt. 

35. Der EDSB nutzt die Gelegenheit, die Bedeutung des Grund­
satzes der „Zuständigkeit“ zu betonen, der ebenfalls im 
Bereich der polizeilichen und justiziellen Zusammenarbeit 
in Strafsachen umgesetzt werden sollte und eine wichtige 
Rolle bei der Ausarbeitung einer neuen und besser ent­
wickelten EU-Politik zum Datenaustausch und Informati­
onsmanagement spielen sollte. Dieser Grundsatz wird zur 
Zeit im Zusammenhang mit der Zukunft des europäischen 
Rahmens für den Datenschutz als ein Mittel diskutiert, mit 
dessen Hilfe die für die Verarbeitung Verantwortlichen zu­
sätzlich veranlasst werden sollen, das Risiko von Verstößen 
durch die Einführung angemessener Mechanismen für einen 
effizienten Datenschutz zu reduzieren. Die Zuständigkeit 
erfordert, dass die für die Verarbeitung Verantwortlichen 
interne Mechanismen und Kontrollsysteme einrichten, mit 
denen eine Übereinstimmung gewährleistet und Rechen­
schaft abgelegt wird — beispielsweise mit Prüfungsberich­
ten — und auf diese Weise eine Übereinstimmung mit 
externen Interessengruppen einschließlich der Kontroll­
instanzen nachgewiesen wird ( 19 ). Der EDSB betonte eben­
falls in seinen Stellungnahmen zu VIS und SIS II im Jahr 
2005 die Notwendigkeit solcher Maßnahmen. 

„Eingebauter Datenschutz“ 

36. Die Kommission bezieht sich auf S. 25 der Mitteilung auf 
das Konzept des „eingebauten Datenschutzes“ (unter den 
materiellrechtlichen Grundsätzen „Schutz der Grundrechte, 
insbesondere des Rechts auf Privatsphäre und Datenschutz“) 
und führt aus: „Beim Entwurf neuer Instrumente, in deren 
Rahmen Informationstechnologie zum Einsatz kommt, 
wird sich die Kommission nach Möglichkeit auf das Kon­
zept des ‚eingebauten Datenschutzes‘ (‚privacy by design‘) 
stützen“. 

37. Der EDSB begrüßt die Bezugnahme auf dieses Konzept ( 20 ), 
das zur Zeit sowohl für den privaten, als auch für den 
öffentlichen Bereich entwickelt wird und ebenfalls für den 
Bereich Polizei und Justiz eine bedeutende Rolle spielen 
muss ( 21 ). 

Folgenabschätzung für die Privatsphäre und den Daten­
schutz 

38. Der EDSB ist davon überzeugt, dass diese Mitteilung eine 
gute Gelegenheit bietet, um ausführlich zu überdenken, was 
mit einer effektiven „Folgenabschätzung für die Privatsphäre 
und den Datenschutz“ bezeichnet wird. 

39. Der EDSB weist darauf hin, dass weder die allgemeinen in 
der Mitteilung beschriebenen Leitlinien noch die Leitlinien 
der Kommission zur Folgenabschätzung ( 22 ) diesen Aspekt 
festlegen und ihn zu einer Anforderung für die Politik er­
heben. 

40. Aus diesem Grund empfiehlt der EDSB, dass im Hinblick 
auf künftige Instrumente eine stärker ins Detail gehende 
und strengere Datenschutzfolgenabschätzung durchgeführt 
wird, entweder als separate Abschätzung oder als Bestand­
teil einer Folgenabschätzung für die allgemeinen Grund­
rechte. Es sollten spezifische Indikatoren und Mechanismen 
entwickelt werden, mit deren Hilfe gewährleistet wird, dass 
sämtliche Vorschläge mit einer Auswirkung auf die Privat­
sphäre und den Datenschutz einer sorgfältigen Abwägung 
unterzogen werden. Der EDSB empfiehlt ebenfalls, dass 
dieser Sachverhalt Bestandteil der fortgeführten Arbeit an 
dem umfassenden Rahmen für den Datenschutz sein sollte. 

41. Darüber hinaus könnte es in diesem Zusammenhang hilf­
reich sein, sich auf Artikel 4 der RFID-Empfehlung ( 23 ) zu 
beziehen, in der die Kommission die Mitgliedstaaten dazu 
aufruft, zu gewährleisten, dass die Industrie in Zusammen­
arbeit mit den entsprechenden Interessengruppen der Zivil­
gesellschaft einen Rahmen für eine Datenschutzfolgen­
abschätzung entwickelt. Ebenso wurde in der im November 
2009 von der internationalen Konferenz der Beauftragten 
für den Datenschutz und den Schutz der Privatsphäre in 
Madrid angenommenen Entschließung zu einer Umsetzung 
von Datenschutzfolgenabschätzung aufgefordert, bevor 
neue Informationssysteme und Technologien für die Ver­
arbeitung von personenbezogenen Daten eingeführt oder 
wesentliche Veränderungen an der bestehenden Verarbei­
tung vorgenommen werden. 

Rechte der betroffenen Personen 

42. Der EDSB stellt fest, dass in der Mitteilung der wichtige 
Aspekt der Rechte betroffener Personen, die ein grund­
legendes Element des Datenschutzes darstellen, nicht ange­
sprochen wird. Die Gewährleistung, dass die Bürger bezüg­
lich sämtlicher verschiedenen Systeme und Instrumente, die 
einen Informationsaustausch zum Gegenstand haben, ähn­
liche Rechte im Hinblick darauf genießen, wie ihre Daten 
verarbeitet werden, ist von grundlegender Bedeutung. Tat­
sächlich werden von zahlreichen der in der Mitteilung auf­
geführten Systeme spezifische Vorschriften für die Rechte 
der betroffenen Personen festgelegt, allerdings kommt es 
zwischen den Systeme und Instrumenten ohne triftige 
Gründe zu großen Abweichungen.

DE C 355/20 Amtsblatt der Europäischen Union 29.12.2010 

( 19 ) Siehe Vortrag des EDSB auf der Europäischen Konferenz der Daten­
schutzbeauftragten am 29. April 2010 in Prag. 

( 20 ) Siehe zum eingebauten Datenschutz die Stellungnahme vom 
18. März 2010 zur Stärkung des Vertrauens in die Informations­
gesellschaft durch die Förderung von Datenschutz und der Privat­
sphäre sowie die Stellungnahme vom 22. Juli 2009 zu der Mittei­
lung der Kommission über einen Aktionsplan zur Einführung in­
telligenter Verkehrssysteme in Europa und dem dazugehörigen Vor­
schlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des 
Rates zur Festlegung eines Rahmens intelligenter Verkehrssysteme 
im Straßenverkehr und für deren Schnittstellen zu anderen Ver­
kehrsträgern. 

( 21 ) In seiner Stellungnahme zu der Mitteilung der Kommission über das 
Stockholmer Programm empfahl der EDSB, dass die Hersteller und 
Nutzer von Informationssystemen rechtlich dazu verpflichtet wer­
den sollten, mit dem Grundsatz des „eingebauten Datenschutzes“ 
übereinstimmende Systeme zu entwickeln und zu nutzen. 

( 22 ) SEK(2009) 92, 15.1.2009. 
( 23 ) K(2009) 3200 endg. vom 12.5.2009.



43. Aus diesem Grund fordert der EDSB die Kommission auf, 
die Rechte der betroffenen Personen in der EU in der nahen 
Zukunft aufeinander abzustimmen. 

Verwendung biometrischer Daten 

44. Obwohl die Kommission die Verwendung biometrischer 
Daten aufführt ( 24 ), wird das aktuelle Phänomen einer ver­
stärkten Verwendung biometrischer Daten im Bereich des 
Datenaustausches innerhalb der EU, einschließlich in den 
umfangreichen IT-Systemen und Einrichtungen für das 
Grenzmanagement, nicht erwähnt. In der Mitteilung wird 
ebenso wenig ein konkreter Hinweis darauf bereitgestellt, 
wie die Kommission diese Problematik künftig behandeln 
wird und ob sie an einer umfassenden Politik im Hinblick 
auf diese steigende Tendenz arbeitet. Dies ist angesichts 
dessen, dass es sich hier vom Gesichtspunkt des Daten­
schutzes aus um ein Thema von großer Bedeutung und 
Sensibilität handelt, bedauernswert. 

45. Vor diesem Hintergrund weist der EDSB darauf hin, dass er 
bei zahlreichen Gelegenheiten, vor verschiedenen Foren und 
in unterschiedlichen Stellungnahmen ( 25 ) die möglichen Ri­
siken, die mit den Auswirkungen des Einsatzes der Biome­
trie auf die Rechte des Einzelnen verbunden sind, betont 
hat. Bei diesen Gelegenheiten empfahl der EDSB ebenfalls 
die Einführung von zwingenden Garantien für den Einsatz 
der Biometrie im Rahmen von bestimmten Instrumenten 
und Systemen. Ferner machte der EDSB auf das Problem 
der inhärenten Ungenauigkeiten bei der Erhebung und dem 
Vergleich von biometrischen Daten aufmerksam. 

46. Aus diesen Gründen nutzt der EDSB die Gelegenheit und 
fordert die Kommission auf, hinsichtlich der Verwendung 
biometrischer Daten im Bereich Freiheit, Sicherheit und 
Recht eine klare und strenge Politik zu entwickeln, und 
zwar auf der Grundlage einer ernsthaften Evaluierung und 
Abschätzung der Notwendigkeit der Verwendung biometri­
scher Daten im Einzelfall stets unter Beachtung der grund­
legenden Datenschutzgrundsätze, wie der Verhältnismäßig­
keit, Notwendigkeit und Zweckbindung. 

Systemoperabilität 

47. Anlässlich einer früheren Gelegenheit ( 26 ) äußerte der EDSB 
eine Reihe von Bedenken im Hinblick auf das Konzept der 
Interoperabilität. Die Interoperabilität der Systeme könnte 
u.a. als Anreiz dienen, neue Ziele für umfangreiche IT-Sys­
teme, die über den ursprünglichen Zweck hinausgehen, 
und/oder für die Verwendung biometrischer Daten als Pri­
märschlüssel in diesem Bereich vorzuschlagen. Für die ver­

schiedenen Typen der Interoperabilität sind spezifische Ga­
rantien und Bedingungen erforderlich. Der EDSB betonte 
auch in diesem Zusammenhang, dass die Interoperabilität 
der Systeme unter gebührender Berücksichtigung der Da­
tenschutzgrundsätze und insbesondere des Grundsatzes der 
Zweckbindung umzusetzen ist. 

48. Vor diesem Hintergrund weist der EDSB darauf hin, dass 
die Interoperabilität der Systeme in der Mitteilung nicht 
erwähnt wird. Aus diesem Grund fordert der EDSB die 
Kommission auf, eine Politik zu diesem wichtigen Aspekt 
des Informationsaustauschs in der EU, der Bestandteil der 
Folgenabschätzung sein sollte, zu entwickeln. 

Von der Kommission vorzulegende Legislativvorschläge 

49. In der Mitteilung ist ein Kapitel über die von der Kommis­
sion künftig vorzulegenden Legislativvorschläge enthalten. 
Unter anderen werden in dem Dokument ein Vorschlag 
zu einem Registrierungsprogramm für Reisende und ein 
Vorschlag zu einem Einreise-/Ausreisesystem unterbreitet. 
Der EDSB möchte zu den beiden weiter oben erwähnten 
Vorschlägen, zu denen die Kommission gemäß der Mittei­
lung bereits einen Beschluss angenommen hat, einige An­
merkungen machen. 

Registrierungsprogramm für Reisende 

50. Wie in Punkt 3 der vorliegenden Stellungnahme betont 
wurde, zielt die Mitteilung darauf ab, „einen vollständigen 
Überblick über die (…) Maßnahmen auf EU-Ebene, mit 
denen die Erhebung, die Speicherung und der grenzüber­
greifende Austausch personenbezogener Daten zu Zwecken 
der Strafverfolgung und Migrationssteuerung geregelt wird, 
zu bieten“. 

51. In diesem Zusammenhang fragt sich der EDSB, was das 
endgültige Ziel des Registrierungsprogramms für Reisende 
ist und wie dieser Vorschlag, der aktuell von der Kommis­
sion abgewogen wird, mit den Zwecken der Strafverfolgung 
und der Migrationssteuerung vereinbar ist. In der Mitteilung 
heißt es auf Seite 24 „Dieses Programm würde es bestimm­
ten Gruppen von Vielreisenden aus Drittländern (…) gestat­
ten, mit vereinfachten Grenzkontrollen und automatischen 
Kontrollgates in die EU einzureisen“. Folglich scheint der 
Zweck dieser Maßnahmen in der Vereinfachung des Reisens 
für Vielreisende zu bestehen. Aus diesem Grund besteht bei 
diesen Maßnahmen kein (direkter oder klarer) Bezug zu 
Zwecken der Strafverfolgung und der Migrationssteuerung. 

EU-Einreise-/Ausreisesystem 

52. Im Bezug auf das künftige EU-Einreise-/Ausreisesystem wird 
in der Mitteilung (Seite 24) das Problem der „Overstayer“ 
erwähnt und festgestellt, dass diese Personen „die größte 
Gruppe der illegalen Migranten in der EU bilden“. Letzteres 
Argument wird als Grund genannt, weshalb die Kommis­
sion beschlossen hat, die Einführung eines Einreise-/Ausrei­
sesystems für Drittstaatsangehörige, die für Kurzaufenthalte 
bis zu einer Dauer von drei Monaten in die EU einreisen, 
vorzuschlagen. 

53. Darüber hinaus wird in der Mitteilung ausgeführt: „Mit die­
sem System würden Zeitpunkt und Ort der Einreise sowie 
die zulässige Aufenthaltsdauer gespeichert und automati­
sche Meldungen an die zuständigen Behörden gesandt,
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( 24 ) Beispielsweise im Zusammenhang mit der Zweckbindung und der 
Funktionsüberschneidung (Seite 24-25) und des wirksamen Identi­
tätsmanagements (Seite 26). 

( 25 ) Siehe beispielsweise: Stellungnahme zum Stockholmer Programm 
(Fußnote 7), Stellungnahme zu drei Vorschlägen hinsichtlich der 
zweiten Generation des Schengener Informationssystems (Fußnote 
9) bzw. die Anmerkungen vom 10. März 2006 zu der Mitteilung 
der Kommission vom 24. November 2005 über die Verbesserung 
der Effizienz der europäischen Datenbanken im Bereich Justiz und 
Inneres und die Steigerung ihrer Interoperabilität sowie der Syner­
gien zwischen ihnen (Fußnote 22). 

( 26 ) Anmerkungen des EDSB vom 10. März 2006 zu der Mitteilung der 
Kommission vom 24. November 2005 über die Verbesserung der 
Effizienz der europäischen Datenbanken im Bereich Justiz und In­
neres und die Steigerung ihrer Interoperabilität sowie der Synergien 
zwischen ihnen.



mit denen die Personen als ‚Overstayer‘ gekennzeichnet 
werden. Es beruht auf einer Überprüfung der biometrischen 
Daten und nutzt das System für den Abgleich biometri­
scher Daten, das auch im Rahmen von SIS II und VIS 
zum Einsatz kommt“. 

54. Nach Ansicht des EDSB ist es von grundlegender Bedeu­
tung, die Zielgruppe der „Overstayer“ im Hinblick auf eine 
bestehende rechtliche Definition festzulegen oder diese mit 
zuverlässigen Zahlen oder Statistiken zu belegen. Dies ist 
umso wichtiger angesichts des Umstands, dass sämtliche 
Berechnungen im Hinblick auf die Zahl der „Overstayer“ 
innerhalb der EU aktuell lediglich auf reinen Schätzungen 
beruhen. Es sollte angesichts dessen, dass die EU über keine 
klare und umfassende Politik im Hinblick auf Personen, die 
sich „zu lange“ auf dem Hoheitsgebiet der EU aufhalten, 
verfügt, ebenfalls geklärt werden, welche Maßnahmen ge­
genüber dieser Personengruppe nach Identifizierung der 
„Overstayer“ durch das System ergriffen werden sollen. 

55. Darüber hinaus legt der Wortlaut der Mitteilung nahe, dass 
der Beschluss zur Einführung des Systems von der Kommis­
sion bereits gefasst wurde, wobei in der Mitteilung gleich­
zeitig erwähnt wird, dass die Kommission zur Zeit eine 
Folgenabschätzung durchführt. Der EDSB betont, dass ein 
Beschluss zur Einführung eines derartig komplexen und mit 
Eingriffen in die Privatsphäre verbundenen Systems ledig­
lich auf der Grundlage einer speziellen Folgenabschätzung 
gefasst werden sollte, in der konkrete Beweise und Infor­
mationen zu den Fragen bereitgestellt werden, warum ein 
solches System notwendig ist und warum alternative, auf 
bestehenden Systemen basierende Lösungen nicht ins Auge 
gefasst werden können. 

56. Schließlich scheint die Kommission dieses künftige System 
mit dem System zum Abgleich biometrischer Daten, das 
auch im Rahmen von SIS II und VIS zum Einsatz kommt, 
zu verknüpfen. Allerdings geschieht dies ohne Bezugnahme 
auf den Umstand, dass aktuell weder SIS II noch VIS in 
Betrieb genommen wurden und dass der genaue Zeitpunkt 
der Inbetriebnahme in dieser Phase noch unbekannt ist. In 
anderen Worten, das Einreise-/Ausreisesystem würde über­
wiegend auf Systemen zum Abgleich biometrischer Daten 
und Betriebssystemen beruhen, die noch nicht in Betrieb 
sind und deren Leistung und Funktionen aus diesem Grund 
noch keiner angemessenen Beurteilung unterzogen werden 
konnten. 

Von der Kommission zu prüfende Initiativen 

57. Im Zusammenhang mit den von der Kommission noch zu 
prüfenden Initiativen — hinsichtlich deren die Kommission 
noch keinen endgültigen Beschluss gefasst hat — werden in 
der Mitteilung auf der Grundlage der im Stockholmer Pro­
gramm ausgeführten Forderungen drei Initiativen auf­
geführt: die Verfolgung der Terrorismusfinanzierung in 
der EU (entsprechend dem US-amerikanischen TFTP), ein 
System zur elektronischen Erteilung von Reisebewilligungen 
(ESTA) und ein Europäischer Kriminalaktennachweis 
(EPRIS). 

58. Der EDSB wird die mit diesen Initiativen verbundenen Ent­
wicklungen verfolgen und gegebenenfalls Anmerkungen 
machen und Empfehlungen erteilen. 

III. SCHLUSSFOLGERUNGEN UND EMPFEHLUNGEN 

59. Der EDSB unterstützt völlig die Mitteilung, die einen voll­
ständigen Überblick über die bestehenden und für die Zu­
kunft geplanten Systeme für den Informationsaustausch in 
der EU bietet. Der EDSB hat sich in zahlreichen Stellung­
nahmen und Anmerkungen für die Notwendigkeit aus­
gesprochen, sämtliche bestehende Maßnahmen zum Infor­
mationsaustausch zu bewerten, bevor neue Maßnahmen 
vorgeschlagen werden. 

60. Der EDSB begrüßt ferner den Hinweis in der Mitteilung zu 
den laufenden Arbeiten für einen umfassenden Rahmen für 
den Datenschutz auf der Grundlage des Artikels 16 AEUV, 
welcher auch im Zusammenhang mit den Arbeiten für die 
Übersicht über das EU-Informationsmanagement berück­
sichtigt werden sollte. 

61. Der EDSB betrachtet diese Mitteilung als ersten Schritt des 
Evaluierungsprozesses. An diesen sollte sich eine effektive 
Bewertung anschließen, die eine umfassende, integrierte und 
durchstrukturierte EU-Politik zum Management und Aus­
tausch von Informationen zum Ergebnis haben sollte. In 
diesem Zusammenhang stellt der EDSB mit Zufriedenheit 
fest, dass eine Verknüpfung mit anderen von der Kommis­
sion als Reaktion auf das Stockholmer Programm initiierten 
Prüfungen hergestellt wurde, insbesondere mit dem „Infor­
mation Mapping“, das von der Kommission in enger Zu­
sammenarbeit mit dem entsprechenden Projektteam durch­
geführt wurde. 

62. Der EDSB empfiehlt, auch in den künftigen Arbeiten über 
das Informationsmanagement Mängel und Schwächen der 
Systeme aufzuführen und zu berücksichtigen, wie beispiels­
weise die Anzahl der Personen, die nach falschen Aus­
schreibungen im System zu Unrecht verhaftet wurden 
oder denen Unannehmlichkeiten bereitet wurden. 

63. Der Grundsatz der Zweckbindung sollte für sämtliche auf 
den Informationsaustausch innerhalb der EU ausgerichteten 
Maßnahmen als grundlegende Erwägung dienen und neue 
Maßnahmen sollten nur dann vorgeschlagen werden, wenn 
der Grundsatz der Zweckbindung während deren Ausarbei­
tung gebührend berücksichtigt und eingehalten wurde. Dies 
gilt gleichfalls für die Einführung dieser Maßnahmen. 

64. Der EDSB fordert die Kommission ebenso dazu auf, durch 
die Entwicklung von konkreten Maßnahmen und Mecha­
nismen zu gewährleisten, dass die Grundsätze der Notwen­
digkeit und Verhältnismäßigkeit eingehalten und praktisch 
in sämtliche neuen Vorschläge mit Auswirkungen auf die 
Rechte des Einzelnen eingebunden werden. Im Hinblick 
hierauf ist es auch notwendig, bereits bestehende Systeme 
zu evaluieren. 

65. Der EDSB ist ebenfalls davon überzeugt, dass die Mitteilung 
eine hervorragende Gelegenheit zum Beginn einer Diskus­
sion darüber bietet, was mit einer „Datenschutzfolgen­
abschätzung“ tatsächlich gemeint ist.
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66. Er fordert die Kommission ferner dazu auf, eine kohären­
tere und einheitlichere Politik hinsichtlich der Vorausset­
zungen für die Verwendung biometrischer Daten sowie 
eine Politik für die Systemoperabilität und die Gewährleis­
tung der Rechte der betroffenen Personen auf der EU-Ebene 
zu entwickeln. 

67. Der EDSB begrüßt weiterhin die Bezugnahme auf das Kon­
zept des „eingebauten Datenschutzes“, welches aktuell so­
wohl für den privaten als auch für den öffentlichen Bereich 
entwickelt wird und daher eine wichtige Rolle für den Be­
reich Polizei und Justiz spielen muss. 

68. Nicht zuletzt lenkt der EDSB die Aufmerksamkeit auf seine 
Anmerkungen und Bedenken hinsichtlich des Abschnitts 
mit dem Titel „Von der Kommission vorzulegende Legisla­
tivvorschläge“ über das Einreise-/Ausreisesystem und das 
Registrierungsprogramms für Reisende. 

Geschehen zu Brüssel am 30. September 2010. 

Peter HUSTINX 
Europäischer Datenschutzbeauftragter
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II 

(Mitteilungen) 

MITTEILUNGEN DER ORGANE, EINRICHTUNGEN UND SONSTIGEN STELLEN 
DER EUROPÄISCHEN UNION 

EUROPÄISCHE KOMMISSION 

Keine Einwände gegen einen angemeldeten Zusammenschluss 

(Sache COMP/M.5952 — CPPIB/Onex/Tomkins) 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

(2010/C 355/04) 

Am 10. September 2010 hat die Kommission nach Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung 
(EG) Nr. 139/2004 des Rates entschieden, keine Einwände gegen den obengenannten angemeldeten 
Zusammenschluss zu erheben und ihn für mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar zu erklären. Der 
vollständige Wortlaut der Entscheidung ist nur auf Englisch verfügbar und wird in einer um etwaige 
Geschäftsgeheimnisse bereinigten Fassung auf den folgenden beiden EU-Websites veröffentlicht: 

— Website der GD Wettbewerb zur Fusionskontrolle (http://ec.europa.eu/competition/mergers/ 
cases/). Auf dieser Website können Fusionsentscheidungen anhand verschiedener Angaben wie 
Unternehmensname, Nummer der Sache, Datum der Entscheidung oder Wirtschaftszweig abgerufen 
werden, 

— der Website EUR-Lex (http://eur-lex.europa.eu/en/index.htm). Hier kann diese Entscheidung anhand der 
Celex-Nummer 32010M5952 abgerufen werden. EUR-Lex ist das Internetportal zum 
Gemeinschaftsrecht. 

Keine Einwände gegen einen angemeldeten Zusammenschluss 

(Sache COMP/M.6040 — Europcar/Daimler/car2go Hamburg JV) 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

(2010/C 355/05) 

Am 17. Dezember 2010 hat die Kommission nach Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung 
(EG) Nr. 139/2004 des Rates entschieden, keine Einwände gegen den obengenannten angemeldeten 
Zusammenschluss zu erheben und ihn für mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar zu erklären. Der 
vollständige Wortlaut der Entscheidung ist nur auf Englisch verfügbar und wird in einer um etwaige 
Geschäftsgeheimnisse bereinigten Fassung auf den folgenden beiden EU-Websites veröffentlicht: 

— Website der GD Wettbewerb zur Fusionskontrolle (http://ec.europa.eu/competition/mergers/ 
cases/). Auf dieser Website können Fusionsentscheidungen anhand verschiedener Angaben wie 
Unternehmensname, Nummer der Sache, Datum der Entscheidung oder Wirtschaftszweig abgerufen 
werden, 

— der Website EUR-Lex (http://eur-lex.europa.eu/en/index.htm). Hier kann diese Entscheidung anhand der 
Celex-Nummer 32010M6040 abgerufen werden. EUR-Lex ist das Internetportal zum 
Gemeinschaftsrecht.
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Keine Einwände gegen einen angemeldeten Zusammenschluss 

(Sache COMP/M.6072 — Carlyle/Primondo Operations) 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

(2010/C 355/06) 

Am 16. Dezember 2010 hat die Kommission nach Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung 
(EG) Nr. 139/2004 des Rates entschieden, keine Einwände gegen den obengenannten angemeldeten 
Zusammenschluss zu erheben und ihn für mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar zu erklären. Der 
vollständige Wortlaut der Entscheidung ist nur auf Englisch verfügbar und wird in einer um etwaige 
Geschäftsgeheimnisse bereinigten Fassung auf den folgenden beiden EU-Websites veröffentlicht: 

— Website der GD Wettbewerb zur Fusionskontrolle (http://ec.europa.eu/competition/mergers/ 
cases/). Auf dieser Website können Fusionsentscheidungen anhand verschiedener Angaben wie 
Unternehmensname, Nummer der Sache, Datum der Entscheidung oder Wirtschaftszweig abgerufen 
werden, 

— der Website EUR-Lex (http://eur-lex.europa.eu/en/index.htm). Hier kann diese Entscheidung anhand 
der Celex-Nummer 32010M6072 abgerufen werden. EUR-Lex ist das Internetportal zum 
Gemeinschaftsrecht.
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IV 

(Informationen) 

INFORMATIONEN DER ORGANE, EINRICHTUNGEN UND SONSTIGEN 
STELLEN DER EUROPÄISCHEN UNION 

EUROPÄISCHE KOMMISSION 

Euro-Wechselkurs ( 1 ) 

28. Dezember 2010 

(2010/C 355/07) 

1 Euro = 

Währung Kurs 

USD US-Dollar 1,3195 

JPY Japanischer Yen 108,20 

DKK Dänische Krone 7,4544 

GBP Pfund Sterling 0,85345 

SEK Schwedische Krone 8,9968 

CHF Schweizer Franken 1,2513 

ISK Isländische Krone 

NOK Norwegische Krone 7,8255 

BGN Bulgarischer Lew 1,9558 

CZK Tschechische Krone 25,355 

EEK Estnische Krone 15,6466 

HUF Ungarischer Forint 279,15 

LTL Litauischer Litas 3,4528 

LVL Lettischer Lat 0,7098 

PLN Polnischer Zloty 3,9823 

RON Rumänischer Leu 4,2890 

TRY Türkische Lira 2,0564 

Währung Kurs 

AUD Australischer Dollar 1,3038 

CAD Kanadischer Dollar 1,3221 

HKD Hongkong-Dollar 10,2666 

NZD Neuseeländischer Dollar 1,7450 

SGD Singapur-Dollar 1,7091 

KRW Südkoreanischer Won 1 512,00 

ZAR Südafrikanischer Rand 8,8242 

CNY Chinesischer Renminbi Yuan 8,7414 

HRK Kroatische Kuna 7,3879 

IDR Indonesische Rupiah 11 898,93 

MYR Malaysischer Ringgit 4,0832 

PHP Philippinischer Peso 57,930 

RUB Russischer Rubel 39,9350 

THB Thailändischer Baht 39,829 

BRL Brasilianischer Real 2,2222 

MXN Mexikanischer Peso 16,2668 

INR Indische Rupie 59,4650
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INFORMATIONEN DER MITGLIEDSTAATEN 

Angaben der Mitgliedstaaten zu staatlichen Beihilfen gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1857/2006 der 
Kommission über die Anwendung der Artikel 87 und 88 des EG-Vertrags auf staatliche Beihilfen an 
kleine und mittlere in der Erzeugung von landwirtschaftlichen Erzeugnissen tätige Unternehmen 

und zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 70/2001 

(2010/C 355/08) 

Beihilfe Nr.: XA 154/10 

Mitgliedstaat: Republik Slowenien 

Region: Gemeinde Benedikt 

Bezeichnung der Beihilferegelung bzw. bei Einzelbeihilfen 
Name des begünstigten Unternehmens: Podpora programom 
razvoja podeželja v Občini Benedikt 2010–2013 

Rechtsgrundlage: Pravilnik o dodeljevanju državnih pomoči, 
pomoči de minimis in izvajanju drugih ukrepov za ohranjanje 
in razvoj kmetijstva ter podeželja v Občini Benedikt 
(II. Poglavje) 

Voraussichtliche jährliche Kosten der Regelung bzw. Ge­
samtbetrag der dem Unternehmen gewährten Einzelbei­
hilfe: 

2010 — 17 293,00 EUR 

2011 — 17 293,00 EUR 

2012 — 17 293,00 EUR 

2013 — 17 293,00 EUR 

Beihilfehöchstintensität: 

Investitionen in landwirtschaftlichen Betrieben zur Primärpro­
duktion: 

— bis zu 50 % der zuschussfähigen Kosten in benachteiligten 
Gebieten; 

— bis zu 40 % der zuschussfähigen Kosten in anderen Gebie­
ten; 

— 60 % in benachteiligten Gebieten und 50 % in anderen Ge­
bieten, wenn die Investition von Junglandwirten getätigt 
wird. 

Erhaltung von Kulturlandschaften und Gebäuden: 

— bis zu 100 % der tatsächlichen Kosten, die durch Investitio­
nen oder Aufwendungen zur Erhaltung von nichtprodukti­
ven Teilen des ländlichen Kulturerbes landwirtschaftlicher 

Betriebe entstehen; diese Kosten können eine angemessene 
Entschädigung für die vom Landwirt selbst oder seinen Ar­
beitnehmern geleistete Arbeit bis zu einem Höchstsatz von 
10 000 EUR jährlich einschließen; 

— bis zu 60 % bzw. in benachteiligten Gebieten bis zu 75 % 
der tatsächlichen Kosten, die durch Investitionen oder Auf­
wendungen zur Erhaltung von produktiven Teilen des länd­
lichen Kulturerbes landwirtschaftlicher Betriebe entstehen, 
sofern die Investitionen nicht zur Steigerung der Produkti­
onskapazität des Betriebs führen; 

— bis zu 100 % zur Deckung der Mehrkosten infolge der Ver­
wendung traditioneller Materialien, die für den Erhalt des 
kulturellen Erbes eines Gebäudes erforderlich sind. 

Beihilfen für die Flurbereinigung: 

— bis zu 100 % der zuschussfähigen Kosten. 

Beihilfen zur Förderung der Erzeugung von landwirtschaftlichen 
Erzeugnissen hoher Qualität: 

— bis zu 100 % der zuschussfähigen Kosten. 

Bereitstellung technischer Hilfe im Agrarsektor 

— Bis zu 100 % der zuschussfähigen Kosten in Form von be­
zuschussten Dienstleistungen ohne direkte Zahlung von 
Geldbeträgen an die Erzeuger. 

Inkrafttreten der Regelung: Ab dem Tag der Bekanntmachung 
der Eingangsnummer des Antrags auf Freistellung auf der Web­
site der Generaldirektion Landwirtschaft und ländliche Entwick­
lung der Europäischen Kommission 

Laufzeit der Regelung bzw. Auszahlung der Einzelbeihilfe: 
Bis zum 31. Dezember 2013 

Zweck der Beihilfe: 

Unterstützung von KMU 

Angabe der betreffenden Artikel der Verordnung (EG) 
Nr. 1857/2006 der Kommission und zuschussfähige Kosten:
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Die Vorschriften über die Gewährung staatlicher Beihilfen und 
De-minimis-Beihilfen sowie über die Durchführung sonstiger 
Maßnahmen zur Erhaltung und Entwicklung der Landwirtschaft 
und des ländlichen Raums in der Gemeinde Benedikt betreffen 
Maßnahmen, die eine staatliche Beihilfe darstellen gemäß den 
nachstehenden Artikeln der Verordnung (EG) Nr. 1857/2006 
der Kommission vom 15. Dezember 2006 über die Anwendung 
der Artikel 87 und 88 EG-Vertrag auf staatliche Beihilfen an 
kleine und mittlere in der Erzeugung von landwirtschaftlichen 
Erzeugnissen tätige Unternehmen und zur Änderung der Ver­
ordnung (EG) Nr. 70/2001 (ABl. L 358 vom 16.12.2006, S. 3): 

— Artikel 4 der Verordnung der Kommission: Investitionen in 
landwirtschaftlichen Betrieben 

— zuschussfähige Kosten: Errichtung, Erwerb oder Moder­
nisierung von unbeweglichem Vermögen und allgemeine 
Kosten im Zusammenhang mit den genannten Aufwen­
dungen; 

— Artikel 5 der Verordnung der Kommission: Erhaltung von 
Kulturlandschaften und Gebäuden 

— zuschussfähige Kosten: Investitionen zur Erhaltung von 
nichtproduktiven Teilen des ländlichen Kulturerbes land­
wirtschaftlicher Betriebe (archäologische oder historische 
Merkmale) und Investitionen zur Erhaltung von produk­
tiven Teilen des ländlichen Kulturerbes landwirtschaftli­
cher Betriebe, sofern die Investitionen nicht zur Steige­
rung der Produktionskapazität des Betriebs führen; 

— Artikel 13 der Verordnung der Kommission: Beihilfe für die 
Flurbereinigung 

— zuschussfähige Kosten: Rechtskosten und Verwaltungs­
gebühren; 

— Artikel 14 der Verordnung der Kommission: Beihilfen zur 
Förderung der Erzeugung von landwirtschaftlichen Erzeug­
nissen hoher Qualität 

— zuschussfähige Kosten: Kosten für Marktforschungstätig­
keiten, Produktentwürfe und -entwicklungen; Verfahren 
zur Herkunftssicherung und zur Sicherstellung der Echt­
heits- und Vermarktungsvorschriften sowie Verfahren 
zur Prüfung der Umweltverträglichkeit; Kosten für die 
Aus- und Weiterbildung von Mitarbeitern im Hinblick 
auf die Anwendung der genannten Systeme und Verfah­
ren; Kosten für die Gebühren, die von anerkannten Zer­
tifizierungsstellen für die Erstzertifizierung im Rahmen 
von Qualitätssicherungs- und ähnlichen Systemen erho­
ben werden. Die Beihilfe wird in Form von Sachleistun­
gen durch bezuschusste Dienstleistungen gewährt und 
darf keine direkte Zahlung von Geldbeträgen an die 
Erzeuger umfassen; 

— Artikel 15 der Verordnung der Kommission: Bereitstellung 
technischer Hilfe im Agrarsektor 

— zuschussfähige Kosten: Kosten für die Aus- und Fortbil­
dung von Landwirten und landwirtschaftlichen Arbeit­
nehmern, Kosten für durch Dritte erbrachte Beratungs­
dienste, die nicht fortlaufend oder in regelmäßigen Ab­
ständen in Anspruch genommen werden, Kosten für 

Organisation von und Teilnahme an Veranstaltungen 
zum Wissensaustausch zwischen Unternehmen sowie 
an Wettbewerben, Ausstellungen und Messen, Kosten 
für Vertretungsdienste. Die Beihilfe wird in Form von 
Sachleistungen durch bezuschusste Dienstleistungen ge­
währt und darf keine direkte Zahlung von Geldbeträgen 
an die Erzeuger umfassen. 

Betroffene Wirtschaftssektoren: Alle Bereiche der Landwirt­
schaft 

Name und Anschrift der Bewilligungsbehörde: 

Občina Benedikt 
Čolnikov trg 5 
SI-2234 Benedikt 
SLOVENIJA 

Internetadresse: 

http://www.uradni-list.si/1/objava.jsp?urlid=201065&objava= 
3633 

Sonstige Auskünfte: — 

Župan 

Milan GUMZAR 

Beihilfe Nr.: XA 164/10 

Mitgliedstaat: Republik Slowenien 

Region: Gemeinde Piran 

Bezeichnung der Beihilferegelung bzw. bei Einzelbeihilfen 
Name des begünstigten Unternehmens: Podpora in ukrepi za 
razvoj kmetijstva in podeželja v Občini Piran 

Rechtsgrundlage: Pravilnik o izvajanju pomoči za razvoj kme­
tijstva in podeželja v Občini Piran za programsko obdobje 
2011–2013 (poglavje IV) 

Voraussichtliche jährliche Kosten der Regelung bzw. Ge­
samtbetrag der dem Unternehmen gewährten Einzelbei­
hilfe: 

2011 — 75 000 EUR 

2012 — 82 000 EUR 

2013 — 90 000 EUR 

Beihilfehöchstintensität: 

1. Beihilfen für Investitionen in landwirtschaftlichen Betrieben 
zur Primärproduktion: 

— bis zu 50 % der zuschussfähigen Kosten, wenn sich der 
landwirtschaftliche Betrieb in einem benachteiligten Ge­
biet befindet, 

— bis zu 40 % der zuschussfähigen Kosten in anderen Ge­
bieten;

DE C 355/28 Amtsblatt der Europäischen Union 29.12.2010

http://www.uradni-list.si/1/objava.jsp?urlid=201065&objava=3633
http://www.uradni-list.si/1/objava.jsp?urlid=201065&objava=3633


2. Beihilfen für Investitionen zur Erhaltung von Kulturland­
schaften und Gebäuden: 

— bis zu 100 % der Kosten für die Erstellung von Planungs­
unterlagen für Umbau und Renovierung von nichtpro­
duktiven Teilen des ländlichen Kulturerbes landwirt­
schaftlicher Betriebe, 

— bis zu 60 % bzw. in benachteiligten Gebieten bis zu 75 % 
der Kosten für die Erstellung von Planungsunterlagen für 
den Umbau von produktiven Teilen des ländlichen Kul­
turerbes landwirtschaftlicher Betriebe, sofern die Investi­
tionen nicht zur Steigerung der Produktionskapazität des 
Betriebs führen; 

3. Beihilfen für die Flurbereinigung: 

— bis zu 100 % der tatsächlich entstandenen Rechtskosten 
und angefallenen Verwaltungsgebühren einschließlich 
Vermessungskosten; 

4. Beihilfen zur Förderung der Erzeugung von landwirtschaftli­
chen Erzeugnissen hoher Qualität: 

— bis zu 100 % der zuschussfähigen Kosten für Marktfor­
schungstätigkeiten, Produktentwürfe und -entwicklungen, 
einschließlich der Vorbereitung von Anträgen auf Aner­
kennung von geografischen Angaben und Ursprungs­
bezeichnungen oder Bescheinigungen der besonderen 
Merkmale von Erzeugnissen entsprechend den einschlä­
gigen EU-Verordnungen; Kosten für die Einführung von 
Qualitätssicherungssystemen und Kosten für die Aus- 
und Weiterbildung von Mitarbeitern im Hinblick auf 
die Anwendung der genannten Systeme und Verfahren. 
Die Beihilfe wird in Form von Sachleistungen durch be­
zuschusste Dienstleistungen gewährt und umfasst keine 
direkte Zahlung von Geldbeträgen an die Erzeuger; 

5. Beihilfen für die Bereitstellung technischer Hilfe im Agrarsek­
tor 

— bis zu 100 % der zuschussfähigen Kosten in folgenden 
Bereichen: Aus- und Fortbildung, durch Dritte erbrachte 
Beratungsdienste; Organisation von und Teilnahme an 
Veranstaltungen zum Wissensaustausch zwischen Unter­
nehmen, Wettbewerben und Messen; Veröffentlichungen 
wie Kataloge und Webseiten. Die Beihilfe wird in Form 
von Sachleistungen durch bezuschusste Dienstleistungen 
gewährt und umfasst keine direkte Zahlung von Geld­
beträgen an die Erzeuger. 

Inkrafttreten der Regelung: Ab dem Datum der Veröffent­
lichung der Registriernummer für die Freistellung der Beihilfe­
regelung auf der Website der Generaldirektion Landwirtschaft 
und ländliche Entwicklung der Europäischen Kommission 

Laufzeit der Regelung bzw. Auszahlung der Einzelbeihilfe: 
Bis zum 31. Dezember 2013 

Zweck der Beihilfe: 

Unterstützung von KMU 

Angabe der betreffenden Artikel der Verordnung (EG) Nr. 
1857/2006 der Kommission und zuschussfähige Kosten: 

Die vorgeschlagenen Vorschriften über die Vergabe von Beihil­
fen zur Entwicklung der Landwirtschaft und des ländlichen 
Raums in der Gemeinde Piran im Programmzeitraum 2011- 
2013 (Kapitel IV) betreffen Maßnahmen, die eine staatliche Bei­
hilfe darstellen gemäß den nachstehenden Artikeln der Verord­
nung (EG) Nr. 1857/2006 der Kommission vom 15. Dezember 
2006 über die Anwendung der Artikel 87 und 88 EG-Vertrag 
auf staatliche Beihilfen an kleine und mittlere in der Erzeugung 
von landwirtschaftlichen Erzeugnissen tätige Unternehmen und 
zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 70/2001 (ABl. L 358 
vom 16.12.2006, S. 3) und gemäß der Verordnung (EG) Nr. 
800/2008 der Kommission vom 6. August 2008 zur Erklärung 
der Vereinbarkeit bestimmter Gruppen von Beihilfen mit 
dem Gemeinsamen Markt in Anwendung der Artikel 87 
und 88 EG-Vertrag (allgemeine Gruppenfreistellungsverordnung) 
(ABl. L 214 vom 9.8.2008, S. 3): 

— Artikel 4 der Verordnung der Kommission: Investitionen in 
landwirtschaftlichen Betrieben zur Primärproduktion; 

— Artikel 5 der Verordnung der Kommission: Investitionen zur 
Erhaltung von Kulturlandschaften und Gebäuden; 

— Artikel 13 der Verordnung der Kommission: Beihilfe für die 
Flurbereinigung; 

— Artikel 14 der Verordnung der Kommission: Beihilfen zur 
Förderung der Erzeugung von landwirtschaftlichen Erzeug­
nissen hoher Qualität; 

— Artikel 15 der Verordnung der Kommission: Beihilfen für 
die Bereitstellung technischer Hilfe im Agrarsektor. 

Betroffene Wirtschaftssektoren: Landwirtschaft 

Name und Anschrift der Bewilligungsbehörde: 

Občina Piran 
Tartinijev trg 2 
SI-6330 Piran 
SLOVENIJA 

Internetadresse: 

http://www.piran.si/index.php?page=static&item=418
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Sonstige Auskünfte: 

Mit dem Inkrafttreten dieses Programms endet das Programm 
XA 418/07. 

Über die oben genannte Internetadresse kann auf die Rechts­
grundlage zugegriffen werden: Pravilnik o izvajanju državne po­
moči na področju kmetijstva_2011_2013.doc (150 KB). 

Predstojnica Urada za gospodarstvo in turizem 

Tanja FRANCA 

Beihilfe Nr.: XA 165/10 

Mitgliedstaat: Italien 

Region: Veneto 

Bezeichnung der Beihilferegelung bzw. bei Einzelbeihilfen 
Name des begünstigten Unternehmens: Progetti formativi ri­
volti a favore delle imprese attive nella produzione di prodotti 
agricoli. 

Rechtsgrundlage: 

845/1978 «Legge quadro in materia di formazione professio­
nale». 

L.R. n. 10 del 30.1.1990 «Ordinamento del sistema della for­
mazione professionale e organizzazione delle politiche regionali 
del lavoro». 

DGR n. 1920 del 27 luglio 2010 della Regione del Veneto. 

Voraussichtliche jährliche Kosten der Regelung bzw. Ge­
samtbetrag der dem Unternehmen gewährten Einzelbei­
hilfe: 1 300 000,00 EUR 

Beihilfehöchstintensität: 100 % 

Inkrafttreten der Regelung: Ab dem Tag der Bekanntmachung 
der Eingangsnummer des Antrags auf Freistellung auf der Web­
site der Generaldirektion Landwirtschaft und ländliche Entwick­
lung der Kommission 

Laufzeit der Regelung bzw. Auszahlung der Einzelbeihilfe: 
Bis zum 31. Dezember 2013 

Zweck der Beihilfe: 

Technische Hilfe (Artikel 15 der Verordnung (EG) Nr. 
1857/2006) 

Die Beihilfen dienen der Durchführung von Aus- und Fortbil­
dungsmaßnahmen, die die folgenden Ziele verfolgen: 

— Erteilung der Genehmigung zum Erwerb und zur Anwen­
dung von Pflanzenschutzmitteln; 

— Erwerb von Berufsabschluss- oder Befähigungszeugnissen 
nach den geltenden gesetzlichen Bestimmungen, wobei die 
Aus- bzw. Fortbildungskomponente zentrale Bedeutung hat; 

— themenspezifische Weiterbildung; 

— Erwerb einer ausreichenden „beruflichen Qualifikation“ im 
Sinne der Gemeinschaftsvorschriften bzw. der in der Rechts­
verordnung D. Lgs. Nr. 99/2004 genannten Bescheinigung 
„Imprenditore agricolo professionale“ (hauptberuflicher land­
wirtschaftlicher Unternehmer). 

Betroffene Wirtschaftssektoren: Land- und Forstwirtschaft, 
Fischerei 

Name und Anschrift der Bewilligungsbehörde: 

Regione del Veneto 
Palazzo Balbi 
Dorsoduro 3901 
30123 Venezia VE 
ITALIA 

Tel. +39 412795030 
Fax +39 412795085 
E-Mail: dir.formazione@regione.veneto.it 

Internetadresse: 

http://www.regione.veneto.it/Servizi+alla+Persona/ 
Formazione+e+Lavoro/ModulisticaREG.htm 

Klicken Sie auf den Link „settore primario“. 

Sonstige Auskünfte: 

Kontaktstelle für weitere Auskünfte: 

Direzione Regionale Formazione 
Fondamenta S. Lucia 
Cannaregio 23 
30121 Venezia VE 
ITALIA 

Tel. +39 412795029-5030 
Fax +39 412795085 
E-mail: dir.formazione@regione.veneto.it 

Beihilfe Nr.: XA 169/10 

Mitgliedstaat: Niederlande 

Region: Provincie Utrecht (Utrecht) 

Bezeichnung der Beihilferegelung bzw. bei Einzelbeihilfen 
Name des begünstigten Unternehmens: Pilots duurzaam on­
dernemen
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Rechtsgrundlage: 

Subsidieverordening inrichting landelijk gebied 2006 

Besluit subsidiekader ILG-AVP, artikel 3.2.1 Pilots duurzaam 
ondernemen 

Artikel 15 der Verordnung (EG) Nr. 1857/2006 Bereitstellung 
technischer Hilfe im Agrarsektor 

Die Beihilferegelung erfüllt die Bedingungen von Artikel 15 Ab­
sätze 2 bis 4. 

Im Einzelnen: 

— zu Absatz 2: Beihilfen werden ausschließlich für die in die­
sem Absatz genannten Kosten gewährt; 

— zu Absatz 3: Die Beihilfe beträgt weniger als 100 % der 
Projektkosten. Die Beihilfe wird der Beratungsstelle gewährt, 
die Dienste für die teilnehmenden Erzeuger erbringt. Daher 
handelt es sich um bezuschusste Beratungsdienste. Die Bei­
hilfe umfasst keine direkte Zahlung von Geldbeträgen an die 
Erzeuger; 

— zu Absatz 4: Die Teilnahme an dem geförderten Projekt 
steht allen Erzeugern in dem betreffenden Sektor und Gebiet 
offen. 

Voraussichtliche jährliche Kosten der Regelung bzw. Ge­
samtbetrag der dem Unternehmen gewährten Einzelbei­
hilfe: Einmalige Beihilfegewährung von höchstens 52 020 EUR 
im Zeitraum 15. Juli 2010 bis 31. Dezember 2012 

Beihilfehöchstintensität: Die Beihilfe beträgt höchstens 90 % 
der zuschussfähigen Kosten. 

Inkrafttreten der Regelung: 15. Juli 2010, jedoch nach der 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union gemäß 
Artikel 18 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1857/2006 der 
Kommission 

Laufzeit der Regelung bzw. Auszahlung der Einzelbeihilfe: 
Bis zum 31. Dezember 2012 

Zweck der Beihilfe: 

Einmalige Beihilfe für Wageningen — UR Livestock Research 
für „haal meer uit gras“ 

Zweck: Milcherzeuger sollen ihre Kenntnisse über nachhaltige 
Bodenbewirtschaftung und Grünlandnutzung vertiefen und an­
wenden. 

Betroffene Wirtschaftssektoren: Milcherzeuger in Oost Ut­
recht 

Name und Anschrift der Bewilligungsbehörde: 

Provincie Utrecht 
Postbus 80300 
3508 TH Utrecht 
NEDERLAND 

Internetadresse: 

http://www.provincie-utrecht.nl/onderwerpen/landbouw/ 
vitaal-platteland/steunregelingen/#subcontent 

Sonstige Auskünfte: — 

Beihilfe Nr.: XA 177/10 

Mitgliedstaat: Republik Litauen 

Region: — 

Bezeichnung der Beihilferegelung bzw. bei Einzelbeihilfen 
Name des begünstigten Unternehmens: Paramos teikimas už 
šalutinių gyvūninių produktų, neskirtų vartoti žmonėms, pašali­
nimą ir sunaikinimą (schemos XA 40/10 pakeitimas). 

Rechtsgrundlage: Lietuvos Respublikos žemės ūkio ministro 
2007 m. balandžio 13 d. įsakymo Nr. 3D-162 „Dėl paramos 
teikimo už šalutinių gyvūninių produktų, neskirtų vartoti žmo­
nėms, pašalinimą ir sunaikinimą taisyklių patvirtinimo ir žemės 
ūkio ministro 2006 m. gegužės 26 d. įsakymo Nr. 3D-217 bei 
žemės ūkio ministro 2006 m. spalio 3 d. įsakymo Nr. 3D-385 
pripažinimo netekusiais galios“ pakeitimo projektas. 

Voraussichtliche jährliche Kosten der Regelung bzw. Ge­
samtbetrag der dem Unternehmen gewährten Einzelbei­
hilfe: 3 100 000 LTL (gemäß dem offiziellen Euro-Wechselkurs 
897 822 EUR) 

Beihilfehöchstintensität: 

1. Bis zu 100 % der Kosten für die Entfernung und Beseitigung 
von Falltieren, wenn für diese Tiere TSE-Tests vorgeschrieben 
sind; 

2. Bis zu 100 % der Kosten für die Entfernung und bis zu 75 % 
der Kosten für die Beseitigung 

— bei der Entfernung von toten Rindern, Schafen und Zie­
gen, für die keine TSE-Tests vorgeschrieben sind; 

— bei der Entfernung von toten Pferden; 

— bei der Entfernung von toten Schweinen, wenn der 
Züchter nicht mehr als 1 000 Schweine hält;
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3. Bis zu 61 % der Kosten für die Entfernung und bis zu 59 % 
der Kosten für die Beseitigung 

— bei der Entfernung von toten Schweinen, wenn der 
Züchter mehr als 1 000 Schweine hält. Die Anzahl 
wird bestimmt auf der Grundlage der Daten für den 
1. Januar des laufenden Jahres in dem vom staatlichen 
Agrarinformations- und Verwaltungszentrum geführten 
Tierregister; 

— bei der Entfernung von totem Geflügel. 

Inkrafttreten der Regelung: Die Beihilferegelung tritt in Kraft, 
nachdem die Kommission eine Eingangsbestätigung übermittelt, 
der Beihilfe eine Kennnummer zugeteilt und diese Kurzinforma­
tion im Internet veröffentlicht hat. 

Laufzeit der Regelung bzw. Auszahlung der Einzelbeihilfe: 
Bis zum 31. Dezember 2013 

Zweck der Beihilfe: 

Beihilfe für KMU 

Gewährung von Beihilfen für Unternehmen und Landwirte des 
Tierhaltungssektors, um die risikofreie Entfernung von Falltieren 
im Rahmen eines einheitlichen Kontrollprogramms zu gewähr­
leisten 

Artikel 16 der Verordnung (EG) Nr. 1857/2006 der Kommis­
sion findet Anwendung. 

Betroffene Wirtschaftssektoren: Landwirtschaftliche Primär­
erzeugung 

Name und Anschrift der Bewilligungsbehörde: 

Lietuvos Respublikos žemės ūkio ministerija 
Gedimino pr. 19 
LT-01103 Vilnius 
LIETUVA/LITHUANIA 

Internetadresse: 

http://www.lrs.lt/pls/proj/dokpaieska.showdoc_l?p_id=48722 

Sonstige Auskünfte: 

Angesichts der für 2010 geplanten Mittel zur Handhabung tie­
rischer Nebenerzeugnisse und der Tatsache, dass am 1. März 
2010 eine neue staatliche Beihilfe für die Entfernung und Be­
seitigung tierischer Nebenerzeugnisse, die nicht für den mensch­
lichen Verzehr bestimmt sind, in Kraft getreten ist, entsprechen 
die für die Abholung und Verarbeitung tierischer Nebenerzeug­

nisse veranschlagten Beträge nicht den tatsächlichen Bedürfnis­
sen. Da mit größeren Mengen tierischer Nebenerzeugnisse mit 
TSE-Risiko (mehr als 24 Monate alte Rinder und mehr als 18 
Monate alte Schafe und Ziegen) gerechnet wurde, sollten die 
Kosten für die Entfernung und Beseitigung solcher Tiere zu 
100 % erstattet werden. Die Entfernung und Beseitigung anderer 
tierischer Nebenerzeugnisse (von verendeten Schweinen und Vö­
geln) sollte in Anbetracht der verfügbaren Mittel nur zu 18 % 
erstattet werden. Nach den ersten sechs Monaten hat sich ge­
zeigt, dass die Mittel für die zu 100 % geförderten Maßnahmen 
nicht ausgeschöpft werden, so dass der Erstattungssatz für die 
Entfernung und Beseitigung im Schweine- und Geflügelsektor 
auf bis zu 61 % für die Entfernung und bis zu 50 % für die 
Beseitigung erhöht werden kann. 

Im Rahmen dieser Regelung bleibt das System für die Gewäh­
rung staatlicher Beihilfe für die Entfernung und Beseitigung von 
Falltieren, die mit spongiformen Encephalopathien infiziert sein 
könnten, unverändert, d. h. die Kosten für deren Entfernung 
(Abholung) und Beseitigung werden zu 100 % erstattet. Eine 
analoge Beihilfe wird gewährt für die Entfernung und Beseiti­
gung toter Labortiere oder toter Tiere, deren Besitzer nicht fest­
gestellt werden kann, wenn diese eine Gefahr für die Gesundheit 
von Mensch und Tier oder die Umwelt darstellen könnten, 
sowie für verendete Wildtiere, die mit auf Mensch oder Tier 
übertragbaren Krankheiten infiziert sein könnten. 

Bei anderen Rindern, Schafen und Ziegen, Pferden und Schwei­
nen werden die Kosten für die Entfernung bis zu 100 % und die 
Kosten für die Beseitigung bis zu 75 % erstattet. 

Nach Inkrafttreten dieser Regelung wird die staatliche Beihilfe 
Nr. XA 40/10 aufgehoben. 

Beihilfe Nr.: XA 197/10 

Mitgliedstaat: Irland 

Region: Mitgliedstaat 

Bezeichnung der Beihilferegelung bzw. bei Einzelbeihilfen 
Name des begünstigten Unternehmens: Provision of consul­
tancy services and technical expertise to the Irish Sheep Industry 

Rechtsgrundlage: National Development Plan 2007-2013 

Voraussichtliche jährliche Kosten der Regelung bzw. Ge­
samtbetrag der dem Unternehmen gewährten Einzelbei­
hilfe: Höchstens 1 Million EUR im Jahr 

Beihilfehöchstintensität: 100 % der beihilfefähigen Kosten 

Inkrafttreten der Regelung: 1. Januar 2011
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Laufzeit der Regelung bzw. Auszahlung der Einzelbeihilfe: 
1. Januar 2011-31. Dezember 2013 

Zweck der Beihilfe: 

Die Schwerpunkte des neuen Schafzuchtprogramms sind 

— die Erhöhung der Ertragskraft und der Nachhaltigkeit des 
nationalen Schafbestandes durch Verbesserung der Produk­
tivität und Senkung der Kosten im Sektor. Die Anforderun­
gen des Marktes haben eindeutigen Vorrang; 

— weitere maßgebliche Veränderungen in der Infrastruktur und 
am nationalen System der Schafzucht mit dem Ziel, eine 
lebensfähige und nachhaltige Struktur der Schafzucht für 
die Zukunft zu sichern. 

Die Beihilfe wird gemäß Artikel 15 Absatz 2 Buchstabe c der 
Verordnung (EG) Nr. 1857/2006 der Kommission (Bereitstel­
lung technischer Hilfe im Agrarsektor) gewährt. 

Betroffene Wirtschaftssektoren: Schafzucht 

Name und Anschrift der Bewilligungsbehörde: 

Department of Agriculture, Fisheries and Food 
Agriculture House 
Kildare Street 
Dublin 2 
IRELAND 

Internetadresse: 

http://www.agriculture.gov.ie/ndp_state_aid 

Sonstige Auskünfte: —
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Aktualisierung der Liste der Grenzübergangsstellen gemäß Artikel 2 Absatz 8 der Verordnung (EG) 
Nr. 562/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates über einen Gemeinschaftskodex für das 
Überschreiten der Grenzen durch Personen (Schengener Grenzkodex) (ABl. C 316 vom 28.12.2007, 
S. 1; ABl. C 134 vom 31.5.2008, S. 16; ABl. C 177 vom 12.7.2008, S. 9; ABl. C 200 vom 6.8.2008, 
S. 10; ABl. C 331 vom 31.12.2008, S. 13; ABl. C 3 vom 8.1.2009, S. 10; ABl. C 37 vom 14.2.2009, 
S. 10; ABl. C 64 vom 19.3.2009, S. 20; ABl. C 99 vom 30.4.2009, S. 7; ABl. C 229 vom 23.9.2009, 
S. 28; ABl. C 263 vom 5.11.2009, S. 22; ABl. C 298 vom 8.12.2009, S. 17; ABl. C 74 vom 24.3.2010, 

S. 13; ABl. C 326 vom 3.12.2010, S. 17) 

(2010/C 355/09) 

Die Veröffentlichung der Liste der Grenzübergangsstellen gemäß Artikel 2 Absatz 8 der Verordnung (EG) 
Nr. 562/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. März 2006 über einen Gemeinschafts­
kodex für das Überschreiten der Grenzen durch Personen (Schengener Grenzkodex) erfolgt auf der Grund­
lage der Angaben, die die Mitgliedstaaten der Kommission gemäß Artikel 34 des Schengener Grenzkodexes 
mitteilen. 

Die Veröffentlichung im Amtsblatt wird durch regelmäßige Aktualisierungen auf der Webseite der Gene­
raldirektion Inneres ergänzt. 

TSCHECHISCHE REPUBLIK 

Ersetzung der in ABl. C 247 vom 13.10.2006 veröffentlichten Angaben 

Flughäfen 

Neue Grenzübergangsstelle: 

Havlíčkův Brod 

LETTLAND 

Ersetzung der in ABl. C 247 vom 13.10.2006 veröffentlichten Angaben 

Seegrenzen 

Neue Grenzübergangsstelle: 

Engures osta (wird nur auf Anfrage in Betrieb genommen) 

Flughäfen 

Neue Grenzübergangsstelle: 

Takuma lidosta (wird nur auf Anfrage in Betrieb genommen) 

MALTA 

Ersetzung der in ABl. C 247 vom 13.10.2006 veröffentlichten Angaben 

Seegrenzen 

1. Malta Freeport 

2. Mġarr Yacht Marina 

3. Msida Yacht Marina 

4. Valletta Seaport 

Flughafen 

1. Malta International Airport, Luqa
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V 

(Bekanntmachungen) 

VERWALTUNGSVERFAHREN 

EUROPÄISCHE KOMMISSION 

Bekanntmachung einer Ausschreibung zur Ermäßigung des Einfuhrzolls auf Sorghum aus 
Drittländern 

(2010/C 355/10) 

I. GEGENSTAND 

1. Es wird eine Ausschreibung zur Ermäßigung des Einfuhrzolls auf Sorghum des KN-Codes 1007 00 90 
aus Drittländern durchgeführt. 

2. Die Ausschreibung erfolgt gemäß der Verordnung (EU) Nr. 1262/2010 der Kommission ( 1 ). 

II. FRISTEN 

1. Die Angebotsfrist der ersten Teilausschreibung endet am 13. Januar 2011 um 10.00 Uhr (Brüsseler 
Zeit). 

Die Angebotsfristen der folgenden Teilausschreibungen enden an den folgenden Tagen um 10.00 Uhr 
(Brüsseler Zeit): 

— am 27. Januar 2011, 

— am 10. und 24. Februar 2011, 

— am 10. und 24. März 2011, 

— am 14. und 28. April 2011, 

— am 12. und 26. Mai 2011. 

2. Diese Bekanntmachung wird nur zur Eröffnung dieser Ausschreibung veröffentlicht. Soweit sie nicht 
geändert oder ersetzt wird, gilt diese Bekanntmachung für alle während der Gültigkeitsdauer dieser Aus­
schreibung erfolgenden Teilausschreibungen. 

III. ANGEBOTE 

1. Die schriftlichen Angebote müssen spätestens zu den unter Ziffer II genannten Tagen und Uhrzeiten 
entweder durch Hinterlegung gegen Empfangsbestätigung oder auf elektronischem Weg bei einer der nach­
stehenden Anschriften eingehen: 

Anschrift für die Hinterlegung: 

Fondo Español de Garantía Agraria (FEGA) 
C/ Beneficencia, 8 
28004 Madrid 
ESPAÑA 

E-Mail: secreint@fega.mapya.es 
Fax +34 915219832 / 913476387
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Die nicht auf elektronischem Weg eingereichten Angebote müssen in doppeltem versiegeltem Umschlag bei 
der betreffenden Anschrift eingehen. Auf dem inneren, ebenfalls versiegelten Umschlag muss der folgende 
Vermerk angebracht sein: „Angebot bezüglich der Ausschreibung zur Ermäßigung des Einfuhrzolls auf 
Sorghum — Verordnung (EU) Nr. 1262/2010“. 

Die eingereichten Angebote bleiben bis zur Benachrichtigung des Bieters durch den betreffenden Mitglied­
staat über die Zuschlagserteilung bindend. 

2. Das Angebot sowie der in Artikel 7 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1296/2008 der Kommission ( 1 ) 
genannte Nachweis und die dort genannte Erklärung sind in der oder in einer der Amtssprachen desjenigen 
Mitgliedstaats abzufassen, an dessen zuständige Behörde das Angebot gerichtet wird. 

IV. AUSSCHREIBUNGSSICHERHEIT 

Die Ausschreibungssicherheit ist zugunsten der zuständigen Stelle zu leisten. 

V. ZUSCHLAGSERTEILUNG 

Der Zuschlag begründet 

a) das Recht auf Erteilung einer Einfuhrlizenz in dem Mitgliedstaat, in dem das Angebot eingereicht worden 
ist, mit Angabe der im Angebot genannten und für die betreffende Menge zugeschlagenen Ermäßigung 
des Einfuhrzolls; 

b) die Verpflichtung, für diese Menge eine Einfuhrlizenz in dem unter Buchstabe a genannten Mitgliedstaat 
zu beantragen.
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Bekanntmachung einer Ausschreibung zur Ermäßigung des Einfuhrzolls auf Mais aus Drittländern 

(2010/C 355/11) 

I. GEGENSTAND 

1. Es wird eine Ausschreibung zur Ermäßigung des Einfuhrzolls auf Mais des KN-Codes 1005 90 00 aus 
Drittländern durchgeführt. 

2. Die Ausschreibung erfolgt gemäß der Verordnung (EU) Nr. 1262/2010 der Kommission ( 1 ). 

II. FRISTEN 

1. Die Angebotsfrist der ersten Teilausschreibung endet am 13. Januar 2011 um 10.00 Uhr (Brüsseler 
Zeit). 

Die Angebotsfristen der folgenden Teilausschreibungen enden an den folgenden Tagen um 10.00 Uhr 
(Brüsseler Zeit): 

— am 27. Januar 2011, 

— am 10. und 24. Februar 2011, 

— am 10. und 24. März 2011, 

— am 14. und 28. April 2011, 

— am 12. und 26. Mai 2011. 

2. Diese Bekanntmachung wird nur zur Eröffnung dieser Ausschreibung veröffentlicht. Soweit sie nicht 
geändert oder ersetzt wird, gilt diese Bekanntmachung für alle während der Gültigkeitsdauer dieser Aus­
schreibung erfolgenden Teilausschreibungen. 

III. ANGEBOTE 

1. Die schriftlichen Angebote müssen spätestens zu den unter Ziffer II genannten Tagen und Uhrzeiten 
entweder durch Hinterlegung gegen Empfangsbestätigung oder auf elektronischem Weg bei einer der nach­
stehenden Anschriften eingehen: 

Anschrift für die Hinterlegung: 

Fondo Español de Garantía Agraria (FEGA) 
C/ Beneficencia, 8 
28004 Madrid 
ESPAÑA 

E-Mail: intervec@fega.mapya.es 
Fax +34 915219832 / 913476387 

Die nicht auf elektronischem Weg eingereichten Angebote müssen in doppeltem versiegeltem Umschlag bei 
der betreffenden Anschrift eingehen. Auf dem inneren, ebenfalls versiegelten Umschlag muss der folgende 
Vermerk angebracht sein: „Angebot bezüglich der Ausschreibung zur Ermäßigung des Einfuhrzolls auf Mais 
— Verordnung (EU) Nr. 1262/2010“. 

Die eingereichten Angebote bleiben bis zur Benachrichtigung des Bieters durch den betreffenden Mitglied­
staat über die Zuschlagserteilung bindend. 

2. Das Angebot sowie der in Artikel 7 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1296/2008 der Kommission ( 2 ) 
genannte Nachweis und die dort genannte Erklärung sind in der oder in einer der Amtssprachen desjenigen 
Mitgliedstaats abzufassen, an dessen zuständige Behörde das Angebot gerichtet wird.
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IV. AUSSCHREIBUNGSSICHERHEIT 

Die Ausschreibungssicherheit ist zugunsten der zuständigen Stelle zu leisten. 

V. ZUSCHLAGSERTEILUNG 

Der Zuschlag begründet 

a) das Recht auf Erteilung einer Einfuhrlizenz in dem Mitgliedstaat, in dem das Angebot eingereicht worden 
ist, mit Angabe der im Angebot genannten und für die betreffende Menge zugeschlagenen Ermäßigung 
des Einfuhrzolls; 

b) die Verpflichtung, für diese Menge eine Einfuhrlizenz in dem unter Buchstabe a genannten Mitgliedstaat 
zu beantragen.
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Bekanntmachung einer Ausschreibung zur Ermäßigung des Einfuhrzolls auf Mais aus Drittländern 

(2010/C 355/12) 

I. GEGENSTAND 

1. Es wird eine Ausschreibung zur Ermäßigung des Einfuhrzolls auf Mais des KN-Codes 1005 90 00 aus 
Drittländern durchgeführt. 

2. Die Ausschreibung erfolgt gemäß der Verordnung (EU) Nr. 1262/2010 der Kommission ( 1 ). 

II. FRISTEN 

1. Die Angebotsfrist der ersten Teilausschreibung endet am 13. Januar 2011 um 10.00 Uhr (Brüsseler 
Zeit). 

Die Angebotsfristen der folgenden Teilausschreibungen enden an den folgenden Tagen um 10.00 Uhr 
(Brüsseler Zeit): 

— am 27. Januar 2011, 

— am 10. und 24. Februar 2011, 

— am 10. und 24. März 2011, 

— am 14. und 28. April 2011, 

— am 12. und 26. Mai 2011. 

2. Diese Bekanntmachung wird nur zur Eröffnung dieser Ausschreibung veröffentlicht. Soweit sie nicht 
geändert oder ersetzt wird, gilt diese Bekanntmachung für alle während der Gültigkeitsdauer dieser Aus­
schreibung erfolgenden Teilausschreibungen. 

III. ANGEBOTE 

1. Die schriftlichen Angebote müssen spätestens zu den unter Ziffer II genannten Tagen und Uhrzeiten 
entweder durch Hinterlegung gegen Empfangsbestätigung oder auf elektronischem Weg bei einer der nach­
stehenden Anschriften eingehen: 

Anschrift für die Hinterlegung: 

Ministério das Finanças 
Direcção Geral das Alfândegas e Impostos Especiais sobre o Consumo 
Terreiro do Trigo — Edifício da Alfândega 
1149-060 Lisboa 
PORTUGAL 

Tel. +351 218814263 
Fax +351 218814261 

Die nicht auf elektronischem Weg eingereichten Angebote müssen in doppeltem versiegeltem Umschlag bei 
der betreffenden Anschrift eingehen. Auf dem inneren, ebenfalls versiegelten Umschlag muss der folgende 
Vermerk angebracht sein: „Angebot bezüglich der Ausschreibung zur Ermäßigung des Einfuhrzolls auf Mais 
— Verordnung (EU) Nr. 1262/2010“. 

Die eingereichten Angebote bleiben bis zur Benachrichtigung des Bieters durch den betreffenden Mitglied­
staat über die Zuschlagserteilung bindend. 

2. Das Angebot sowie der in Artikel 7 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1296/2008 der Kommission ( 2 ) 
genannte Nachweis und die dort genannte Erklärung sind in der oder in einer der Amtssprachen desjenigen 
Mitgliedstaats abzufassen, an dessen zuständige Behörde das Angebot gerichtet wird.
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IV. AUSSCHREIBUNGSSICHERHEIT 

Die Ausschreibungssicherheit ist zugunsten der zuständigen Stelle zu leisten. 

V. ZUSCHLAGSERTEILUNG 

Der Zuschlag begründet 

a) das Recht auf Erteilung einer Einfuhrlizenz in dem Mitgliedstaat, in dem das Angebot eingereicht worden 
ist, mit Angabe der im Angebot genannten und für die betreffende Menge zugeschlagenen Ermäßigung 
des Einfuhrzolls; 

b) die Verpflichtung, für diese Menge eine Einfuhrlizenz in dem unter Buchstabe a genannten Mitgliedstaat 
zu beantragen.

DE C 355/40 Amtsblatt der Europäischen Union 29.12.2010



VERFAHREN BEZÜGLICH DER DURCHFÜHRUNG DER 
WETTBEWERBSPOLITIK 

EUROPÄISCHE KOMMISSION 

Vorherige Anmeldung eines Zusammenschlusses 

(Sache COMP/M.6105 — Veolia/EDF/Société d'Energie et d'Eau du Gabon) 

Für das vereinfachte Verfahren in Frage kommender Fall 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

(2010/C 355/13) 

1. Am 17. Dezember 2010 ist die Anmeldung eines Zusammenschlusses nach Artikel 4 der Verordnung 
(EG) Nr. 139/2004 ( 1 ) des Rates bei der Kommission eingegangen. Danach ist Folgendes beabsichtigt: Das 
Unternehmen Veolia Eau — Compagnie Générale des Eaux SCA („Veolia Eau“, Frankreich), das der Unter­
nehmensgruppe Veolia Environnement angehört, und Electricité de France International SA („EDFI“, Frank­
reich), das der Unternehmensgruppe Electricité de France („EDF“) angehört, erwerben im Sinne von Artikel 3 
Absatz 1 Buchstabe b der Fusionskontrollverordnung die gemeinsame Kontrolle über das Unternehmen 
Société d'Energie et d'Eau du Gabon („SEEG“, Gabun) durch Erwerb von Anteilen an Veolia Water India 
Africa SA („VWIA“, Frankreich), der Holdinggesellschaft der SEEG, die derzeit allein von Veolia Eau kon­
trolliert wird. 
2. Die beteiligten Unternehmen sind in folgenden Geschäftsbereichen tätig: 
— Veolia Eau: Wasserdienste und Abwasserreinigung für öffentliche Stellen und Unterrnehmen sowie 

Ausarbeitung technischer Lösungen und Bau der Anlagen, die zur Erbringung dieser Leistungen erfor­
derlich sind, 

— EDFI: Holdinggesellschaft und EDF-Tochtergesellschaft mit den Tätigkeitsbereichen Stromerzeugung und 
-großhandel, -übertragung, -verteilung, Versorgung von Stromendverbrauchern und Erbringung anderer 
mit Strom verbundener Dienstleistungen in Frankreich und anderen Ländern, 

— SEEG: Erzeugung und Beförderung von Trinkwasser, Trinkwasser- und Stromversorgung in Gabun im 
Rahmen einer Übertragung gemeinwirtschaftlicher Verpflichtungen, 

— VWIA: Holdinggesellschaft. 
3. Die Kommission hat nach vorläufiger Prüfung festgestellt, dass das angemeldete Rechtsgeschäft unter 
die EG-Fusionskontrollverordnung fallen könnte. Die endgültige Entscheidung zu diesem Punkt behält sie 
sich vor. Dieser Fall kommt für das vereinfachte Verfahren im Sinne der Bekanntmachung der Kommission 
über ein vereinfachtes Verfahren für bestimmte Zusammenschlüsse gemäß der EG-Fusionskontrollverord­
nung fallen könnte ( 2 ) in Frage. 
4. Alle betroffenen Dritten können bei der Kommission zu diesem Vorhaben Stellung nehmen. 
Die Stellungnahmen müssen bei der Kommission spätestens 10 Tage nach Veröffentlichung dieser 
Anmeldung eingehen. Sie können der Kommission unter Angabe des Aktenzeichens COMP/M.6105 — 
Veolia/EDF/Société d'Energie et d'Eau du Gabon per Fax (+32 22964301), per E-Mail (COMP-MERGER- 
REGISTRY@ec.europa.eu) oder per Post an folgende Anschrift übermittelt werden: 
Europäische Kommission 
Generaldirektion Wettbewerb 
Registratur Fusionskontrolle 
J-70 
1049 Bruxelles/Brussel 
BELGIQUE/BELGIË

DE 29.12.2010 Amtsblatt der Europäischen Union C 355/41 

( 1 ) ABl. L 24 vom 29.1.2004, S. 1 (nachstehend „EG-Fusionskontrollverordnung“ genannt). 
( 2 ) ABl. C 56 vom 5.3.2005, S. 32 („Bekanntmachung über ein vereinfachtes Verfahren“).

mailto:COMP-MERGER-REGISTRY@ec.europa.eu
mailto:COMP-MERGER-REGISTRY@ec.europa.eu








V Bekanntmachungen 

VERWALTUNGSVERFAHREN 

Europäische Kommission 

2010/C 355/10 Bekanntmachung einer Ausschreibung zur Ermäßigung des Einfuhrzolls auf Sorghum aus Drittländern 35 

2010/C 355/11 Bekanntmachung einer Ausschreibung zur Ermäßigung des Einfuhrzolls auf Mais aus Drittländern . . . 37 

2010/C 355/12 Bekanntmachung einer Ausschreibung zur Ermäßigung des Einfuhrzolls auf Mais aus Drittländern . . . 39 

VERFAHREN BEZÜGLICH DER DURCHFÜHRUNG DER WETTBEWERBSPOLITIK 

Europäische Kommission 

2010/C 355/13 Vorherige Anmeldung eines Zusammenschlusses (Sache COMP/M.6105 — Veolia/EDF/Société d'Energie 
et d'Eau du Gabon) — Für das vereinfachte Verfahren in Frage kommender Fall ( 1 ) . . . . . . . . . . . . . . . . . . 41 

DE 

Informationsnummer Inhalt (Fortsetzung) 

( 1 ) Text von Bedeutung für den EWR 

Seite

http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:C:2010:355:0035:0036:DE:PDF
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:C:2010:355:0037:0038:DE:PDF
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:C:2010:355:0039:0040:DE:PDF
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:C:2010:355:0041:0041:DE:PDF


Abonnementpreise 2010 (ohne MwSt., einschl. Portokosten für Normalversand) 

Amtsblatt der EU, Reihen L + C, nur Papierausgabe 22 EU-Amtssprachen 1 100 EUR pro Jahr 

Amtsblatt der EU, Reihen L + C, Papierausgabe + jährliche 
CD-ROM 

22 EU-Amtssprachen 1 200 EUR pro Jahr 

Amtsblatt der EU, Reihe L, nur Papierausgabe 22 EU-Amtssprachen 770 EUR pro Jahr 

Amtsblatt der EU, Reihen L + C, monatliche (kumulative) CD-ROM 22 EU-Amtssprachen 400 EUR pro Jahr 

Supplement zum Amtsblatt (Reihe S), öffentliche Aufträge und 
Ausschreibungen, CD-ROM, 2 Ausgaben pro Woche 

Mehrsprachig: 
23 EU-Amtssprachen 

300 EUR pro Jahr 

Amtsblatt der EU, Reihe C — Auswahlverfahren Sprache(n) gemäß Auswahl- 
verfahren 

50 EUR pro Jahr 

Das Amtsblatt der Europäischen Union, das in allen EU-Amtssprachen erscheint, kann in 22 Sprachfassungen 
abonniert werden. Es umfasst die Reihen L (Rechtsvorschriften) und C (Mitteilungen und Bekanntmachungen). 
Ein Abonnement gilt jeweils für eine Sprachfassung. 
In Übereinstimmung mit der Verordnung (EG) Nr. 920/2005 des Rates, veröffentlicht im Amtsblatt L 156 vom 
18. Juni 2005, die besagt, dass die Organe der Europäischen Union ausnahmsweise und vorübergehend von der 
Verpflichtung entbunden sind, alle Rechtsakte in irischer Sprache abzufassen und zu veröffentlichen, werden die 
Amtsblätter in irischer Sprache getrennt verkauft. 
Das Abonnement des Supplements zum Amtsblatt (Reihe S — Bekanntmachungen öffentlicher Aufträge) umfasst 
alle Ausgaben in den 23 Amtssprachen auf einer einzigen mehrsprachigen CD-ROM. 
Das Abonnement des Amtsblatts der Europäischen Union berechtigt auf einfache Anfrage hin zu dem Bezug der 
verschiedenen Anhänge des Amtsblatts. Die Abonnenten werden durch einen im Amtsblatt veröffentlichten 
„Hinweis für den Leser“ über das Erscheinen der Anhänge informiert. 
Im Laufe des Jahres 2010 wird das Format CD-ROM durch das Format DVD ersetzt. 

Verkauf und Abonnements 

Abonnements von Periodika unterschiedlicher Preisgruppen, darunter auch Abonnements des Amtsblatts der 
Europäischen Union, können über die Vertriebsstellen bezogen werden. Die Liste der Vertriebsstellen findet 
sich im Internet unter: 
http://publications.europa.eu/others/agents/index_de.htm 

EUR-Lex (http://eur-lex.europa.eu) bietet einen direkten und kostenlosen Zugang zum EU-Recht. Die 
Site ermöglicht die Abfrage des Amtsblatts der Europäischen Union und enthält darüber hinaus die 

Rubriken Verträge, Gesetzgebung, Rechtsprechung und Vorschläge für Rechtsakte. 

Weitere Informationen über die Europäische Union finden Sie unter: http://europa.eu 
DE


